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von Uwe Kremer 
Die konfusen Konflikte zwischen 

Schröder und Scharping, Schmidt und 
Schmid, Stahmer und Momper und die 
Erosion des Führungspersonals· sind nur 
ein Ausdruck des allgemeinen Auflö­
sungsprozesses, der immer weitere Teile 
der Partei ergriffen hat. Man kann sich 
überhaupt nicht mit der Feststellung trö­
sten, daß unsere Situation weiterhin nur 
einen Ausschnitt des inte mationalen 
Ze,fallsprozesses der Sozialdemokratie 
darstellt - angefangen von der Umwand­
lung 'der japanischen Murayama-Sozia­
listen zu einer "demokratisch-liberalen" 
Partei über das munter fortschreitende 
Desaster der spanischen PSOE bis hin 
zum Untergang der bislang in der De­
mokratischen Partei der USA enthalte­
nen Sozialdemokratie (siehe z.B. die 
jüngste Zustimmung zur Streichung des 
Rechtsanspruches auf Sozialhilfe), Daß 
der generelle Trend aber auch ansonsten 
weiterhin in zunehmendem Maße in 
Richtung einer aufgeklärt-bürgerlich-li­
beralen Partei geht, zeigen auch die Ent­
wicklungen in der schwedischen Arbei­
terpartei und der ex-kommunistischen 
PDS in Italien. Vor allem auf Tony 
Blair's liberale "Revolution" in der La­
bour Party richten sich nun die Blicke 
aller Modernisierer - so auch bei uns. 

In Japan, Spanien und den USA dürf­
te es zu tiefergreifenden Umstrukturie­
rungen im Parteiensystem kommen und 
auch in Italien und sogar in Schweden 
ist Bewegung zu verzeichnen. Auch bei 
uns sollten die laufenden Prozesse als 
Beginn eines neuerlichen Schubes (nach 
der Durchsetzung der Grünen in den 
80er Jahren) verstanden werden, der 
möglicherweise auch zum Ende der So­
zialdemokratie in der bisher bekannten 
Form führen könnte. Es ist in diesem 
Zusammenhang Unsinn, Fischer 
schwarz-grüne Ambitionen vorzuwer-
fen. Er will auch nicht hauptsächlich die 

,,~, .... ··FDP er- , sondern in allererster Linie 
,~:~:,. ... 8!'.\:>.\l!>.Teile des bisherigen sozialdemo­

)}aatischen Raumes besetzen. SPD und 
e ~~~~n schon heute faktisch zu 

·, l'·wii,1i;·;~~·:·zusammen··und Fischer tut 
' · als <len Anspruch auf He-

gemonie in diesem Raum zu erheben. 
Die Hauptakteure auf der Bühne, die 
sich am Ende den Raum untereinander 
aufteilen könnten, heißen Schröder und 
Fischer (nicht Scharping), 

Es mag paradox klingen, aber die 
deutsche Parteilinke ist tatsächlich ein 
lähmender Faktor im Veränderungspro­
zeß der SPD - sie ist noch stark genug, 
einen radikalen Kurswechsel wie bei 
den japanischen Sozialisten oder den 
US-amerikanischen Demokraten und 
auch a la Blair in Großbritannien zu ver­
hindern, Sie vermag die Zerstrittenheit 
des Führungspersonals zu nutzen, indem 
sie sich immer wieder als Stütze - jetzt 
von Scharping - anbietet. Aber die Par­
teilinke ist v,a, personell und "fraktio­
nell" (bzw. in ihrer innerparteilichen 
Profilierung) zu schwach, um eine eige­
ne machtpolitische Option innerhalb der 
Partei hervorbringen geschweige denn 
sie durchsetzen zu können. Und diese 
Situation dürfte noch auf Jahre hin an­
halten - bis es vielleicht für eine Erneue­
rung der Sozialdemokratie in der bishe­
rigen Gestalt zu spät sein wird, 

Neue Operationen und auch Konstel­
lationen unterhalb der Personal- und 
wohl auch Bundestagsebene sind erfor­
derlich. Dazu gehören die schon mehr­
fach erwähnten Kontakte zu den linken 
Grünen, um einen radika]reformeri­
schen Zusammenhang im rot-grünen 
Raum zu schaffen. Dazu gehören die 
Bemühungen in den Räumen unterhalb 
von Parlament und Parteiorganisation. 
Aber auch innerparteilich käme es etwa 
darauf an, neue Verknüpfungen, Platt­
formen und Bündnisse zu suchen, die 
vom sozialpolitischen Zentrum in NRW 
bis zu linkssozialistischen Reformern im 
Frankfurter Kreis reichen könnten, die 
zu einer Loslösung der Bezirke von ir­
gendwelchen übergeordneten Personen­
und Regierungsloyalitäten und stärkeren 
bilateralen Beziehungen (warum nicht 
zwischen Westlichem Westfalen und 
Hannover?) führen müßten, die vor al­
lem aber den Raum für eine Artikulation 
bzw_ einen "Aufstand der Basis" öffnen 
sollten. Der Mannheimer Parteitag 
könnte - wenn er nicht erneut alles zu­
kleistert wie auf dem Parteitag in Halle -
vielleicht ein Ausgangspunkt werden_ 

* 
Das letzte kurzum hat doch einige 

kritische Reaktionen hervorgerufen, wie 
man insbesondere an Diether Dehms 
Replik auf meine "Die deutschen Ban­
ken sind besser als ihr Ruf'-Bemerkun­
gen sieht. Wir werden im kommenden 

Jahr im Rahmen eines Schwerpunkthef­
tes auf die Problematik zurückkommen_ 
Auch der Vergleich der heutigen Frie­
densregelungen in Palästina mit der frü­
heren südafrikanischen Homelandpoli­
tik ist teilweise mit Unverständnis auf­
genommen worden - und zwar immer 
mit der Frage verbunden, was denn die 
Alternative sei. Dazu eine Bemerkung, 
die in de~,heutigen Weltlage durchaus 
grundsätzliCh gemeint ist, und *war: Es 
mag ·sein, fü.tß es zu dem, was sich heute 
als Friedensprozeß im Nahen Osten aus­
gibt, keine Alternative gibt und inan sich 
darauf auch als Linker realistischerweise 
einlassen muß; aber dies darf nicht dazu 
führen, sich diesen Vorgang auch noch 
selbst schönzureden und damit aus der 
Not eine Tugend zu machen_ Kurzum: 
Es geht wohl nicht anders, aber es ist 
trotzdem zum Kotzen. 

* 
Von Monat zu Monat nimmt die Zahl 

der rot-grünen Befürworter von Militär­
einsätzen im ehemaligen Jugoslawien 
zu_ Man muß allerdings sagen, daß dies 
auch mit der zumeist schwachen Argu­
mentation ihrer mehr oder weniger pazi­
fistisch argumentierenden Gegner zu tun 
hat Denn der V erweis auf unsere frühe­
re Bereitschaft, den bewaffneten Kampf 
antiimperialistischer und antifaschisti­
scher Befreiungsbewegungen und unter­
drückter Völker zu unterstützen, ist ja 
nicht völlig aus der Luft gegriffen, Man 
müßte also v.a, die politische Argumen­
tation der Interventionsbefürworter an­
greifen, nämlich das Märchen von den 
"bösen" (faschistischen) Serben und den 
"guten" Kroaten und Moslems, die Le­
gende von der Lebensfähigkeit einer 
staatlichen Einheit namens Bosnien­
Herzegowina, der Glaube an den unei­
gennützig-humanitären Auftrag der 
NATO und den Irrtum, es gäbe irgend­
wie eine "gerechte" Lösung, die sich an 
sounsoviel Prozent des bosnischen Ter­
ritoriums für die eine oder die andere 
Seite festmacht (im übrigen war der ser­
bische Teilungsplan, der zusammenhän­
gende Siedlungsgebiete verbunden hät­
te, nicht schlechter als die anderen Vor­
schläge)- Man müßte also klar machen, 
daß es im Unterschied zu anderen histo­
risch-politischen Situationen eben kei­
nen (antifaschistischen) Grund für die 
Linke gibt, sich auf die eine oder andere 
Seite zu schlagen. Wenn man schon die 
großen historischen Vergleiche wählt, 
ist für die Linke - kurzum - nicht Welt­
krieg II, sondern Weltkrieg I der richtige 
Bezugspunkt. 
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,,Aufräumen, verbieten, 
. '' wegsperren ... 

„Chaos-Tage" in Hannover 1995 - Die fatalen Folgen eines August-Wochendes 

Die „Chaos-Tage" 1995 dürften in 
die Polizeigeschichte der Bun­
desrepublik eingehen. Das 

schaurige Bild, das von den meisten Me­
dien gezeichnet wurde. war so eindeutig 
wie einseitig: Punks, jugendliche Chao­
ten und Gewalttäter aus dem ganzen 
Bundesgebiet und aus dem Ausland 
kommen nach Hannover, um Randale zu 
machen und sich Straßenschlachten mit 
der Polizei zu liefern. Und diese Polizei, 
die seit rot-grünen Zeiten gründlich re­
formiert wird, ist den Gewaltätern nicht 
gewachsen, bietet ein Bild des Jammers, 
weicht der Gewalt. Die Angst der Bevöl­
kerung vor Chaos und Anarchie schien 
jedenfalls nie so berechtigt, wie an die­
sem heißen Wochenende im August 
1995. Und unisono tönt das Echo: auf­
räumen mit den Chaoten, alle wegsper­
ren, kurzer Prozeß. 

Kampagne gegen 
liberale Polizeireform 

Tatsächlich gab es an jenem Wo­
chenende eine Welle der Gewalt und 
eine hohe Anzahl verletzter Polizeibe­
amtinnen und Punks. Tatsächlich ver­
sagte die Polizei in weiten Teilen - aber 
aus anderen Gründen, als uns die innen­
politischen Scharfmacher aus CDU und 
Polizeigewerkschaften weismachen 
wollen. Sie versuchen nach Kräften, die 
bundesweite Debatte um die „Chaos­
Tage", die Empörung über die gewalttä­
tigen Auseinandersetzungen für ihre 
Zwecke zu instrumentalisieren: Reflex­
artig rufen sie nach Verschärfung des 
niedersächsiSchen Polizeigesetzes, das 
in der rot-grünen Regierungsära zu ei­
nem der liberalsten Polizeigesetze ent­
wickelt wurde, denunzieren die eben-

·Dr. Rolf GOssner, Rechtsanwalt und Publizist In 
. Bremen, rechtspolitischer Berater der Fraktion 

;;,:;,~,-,---···'·:..Bündf:ils 90/Dle·GrOnenw im niedersächsischen 
"-·.-·l.andtäg;·lst auch Juristischer Berater im Parta-

... ::::::_~~:·:-:ffl8ntl!inschen UntersuchungsauSSChuß zur Auf­
: , "··:::~der .Chaos-Tage• 1995. Autor zahlrei­

, ~ut,K_ka~onen zu Themen der .Inneren 
, ·-·· erschien-· ••- s· tDt~(fi~~Schi8(~h ·d.~~~rke~. 

,,1195 .. 

falls unter Rot-Grün begonnene Polizei­
reform und die verbliebenen Polizeire­
former gleich mit, fordern das Ende des 
Deeskalationskonzepts und die weitere 
Aufrüstung der Polizei. Kein Wort über. 
die möglichen Ursachen von Jugendge­
walt, die es zu allen Zeiten gab und die 
sich für einen unbefangenen Beobachter 
auch als Ergebnis der von der Kohl-Re­
gierung bereits vor einem Jahrzehnt ver­
kündeten „geistig-moralischen Wende'' 
darstellen könnte, jedenfalls als Resultat 
einer verfehlten Wirtschafts-, Sozial­
und Jugendpolitik nach der deutschen 
Vereinigung. 

Im Kern geht es den konservativen 
Sicherheitspolitikern also um das Zu­
rückschrauben der rot-grünen Reform­
politik im Bereich der „Inneren Sicher­
heit" der Jahre 1990 bis 1994 - und die 
SPD, die seit le~tem Jahr die Alleinre­
gierung stellt, ist mal wieder am Umfal­
len: Jedenfalls signalisierte sie bereits 
Zustimmung zu gewissen Zumutungen 
der CDU-Opposition, die mittlerweile 
die Einsetzung eines Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses zur Aufar­
beitung der „Chaos-Tage" durchgesetzt 
hat. Nachdem kürzlich schon das libera­
le rot-grüne „Verfassungsschutz"-Ge­
setz von 1992 eine Novelle rückwärts 
erlebte, soll nun auch noch das Polizei­
gesetz dem bundesweiten Trend in Rich­
tung „starker Staat" angepaßt werden. 
Darüber hinaus stehen ausgewiesene 
Polizeireformer unter massivem Be­
schuß: Der Hannoveraner Polizeipräsi­
dent Sander hat bereits das Handtuch ge­
worfen, der „Chaos''-Gesamt-Einsatzlei­
ter Wiedemann befindet sich auf einem 
Schleudersitz, auch andere Reform­
Stühle wackeln bedenklich. Cui bono? 
Den Hardlinern im Polizeiapparat und in 
den Parteien. 

Offensivkonzept statt 
Deeskalation 

Das vielfach kolportierte Bild einer 
vor der Gewalt zurückweichenden Polizei 
ist so nicht aufrechtzuerhalten. Zwar hat 
die Polizeiführung im Vorfeld der „Cha-

von Rolf Gössner* 

os-Tage" der Öffentlichkeit ein polizeili­
ches Deeskalationskonzept angekündigt. 
Doch von Anfang an - und dies ist in den 
Einsatzbefehlen nachzulesen - war die 
Einsatzkonzeption offensiv angelegt. 
Von Anfang an sollte selbst auf Ord­
nungsverstöße mit massenhaften Platz­
verweisen und Ingewahrsamnahmen rea­
giert werden. Polizeischlagstock und 
Handfessel regierten Die Einsatzplanurig 
stand also in krassem Gegensatz zur an­
gekündigten Deeskalationsstrategie. 

Dieses inkonsequente Verhalten der 
Polizeiführung führte dann auch zu 
manchen Irritationen, zu widersprüchli­
chen Einsatzbefehlen und Einsatzver­
halten der Polizei. Ein differenzierendes 
Vorgehen hat es kaum gegeben: Zwi­
schen der überwiegenden Anzahl fried­
licher Jugendlicher, die allenfalls ge­
ringfügige Ordnungsverstöße begingen; 
und gewaltbereiten Jugendlichen, die 
sich auch an der Begehung schwerer 
Straftaten beteiligten, wurde praktisch 
nicht unterschieden. Die Einsatztaktik, 
massiv Polizeipräsenz zu zeigen, im ge­
samten Stadtgebiet gegen alle Punks ei­
nen Platzverweis durchzusetzen, Punks 
y;ahllos allein wegen ihres typischen 
Aussehens in Vorbeugehaft zu nehmen 
oder gezielt in die Nordstadt zu schik­
ken, trug mit dazu bei, daß sich die Si­
tuation zugespitzt hat und die Nordstadt 
zum Kristallisationspunkt der Auseinan­
dersetzung geworden ist, wo es dann 
auch zu Barrikadenbau, Steinwürfen 
und Plünderungen gekommen ist. 

Nachdem die Polizei mit einem 
Steinhagel bedacht worden war, zögerte 
diese nicht, Steine in die weitgehend un­
geschützte Menschenmenge zurückzu­
schleudern; die Plünderung eines Le­
bensmittelgeschäfts ließ sie über Stun­
den einfach geschehen, ohne auch nur 
den Versuch zu starten, etwas dagegen 
zu unternehmen. Auch ansonsten „bra­
ve" Bürgerinnen des Stadtviertels nutz­
ten die Gelegenheit zur kostenlosen 
Selbstbedienung. Die Polizei hat in der 
Tat durch ihr widersprüchliches Verhal­
ten viel dazu beigetragen, daß nun von 
einem Desaster gesprochen werden 
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kann und selbsternannte „Polizei-Strate­
gen" an den Stamm- und Kabinettsti­
schen der Nation aus der Feme ihr dikta­
torisches Haudrauf- und Wegsperr-Kon­
zept als Heilmittel preisen können. Statt­
dessen dürfte aber gelten: Hätte die Poli­
zei konsequent auf Deeskalation gesetzt, 
wäre manches wohl anders gelaufen, 
hätte vieles verhindert werden können. 

Polizei in Aktion 
Und so drückt sich das Offensi vkon­

zept der Polizei in Zahlen aus: Es hat 
insgesamt etwa 2.000 Platzverweise 
bzw. Aufenthaltsverbote gegeben. Von 
den etwa 2.000 Besuchern der „Chaos­
Tage" sind insgesamt knapp 1.000 Per­
sonen in polizeilichen Gewahrsam 
(,,Unterbindungsgewahrsam" oder Vor­
beugehaft) genommen worden, also 
etwa die Hälfte. Von wegen „lasche" 
Polizei. Nach dem niedersächsischen 
Gefahrenabwehrgesetz(= Polizeigesetz) 
dürfen Personen nur dann in Gewahr­
sam genommen werden, wenn dies „un­
erläßlich ist, um die unmittelbar bevor­
stehende Begehung oder Fortsetzung ei­
ner Straftat oder einer Ordnungswidrig­
keit von erheblicher Gefahr für die All­
gemeinheit zu verhindern, oder unerläß­
lich ist, um eine Platzverweisung durch­
zusetzen". Doch an einer Überprüfung 
dieser Voraussetzungen hat es gehapert. 

Obwohl genügend Richter in Bereit­
schaft standen, wurde von der Polizei le­
diglich in 13 Fällen die richterliche Ent­
scheidung herbeigeführt, die schon nach 
der Verfassung (Art. 104 Abs. 2 GG) 
unverzüglich herbeizuführen ist. In allen 
13 Fällen lehnten die zuständigen Rich­
ter jedoch eine Fortdauer des Gewahr­
sams mangels hinreichender Anhalts­
punkte ab - das Punker-Outfit und die 
boße Anwesenheit während der „Chaos­
Tage" reichte ihnen zurecht nicht aus. 
Weitere Anhaltspunkte sind von der Po­
lizei nicht präsentiert worden. Diese 13 
Personen mußten deshalb wieder entlas­
sen werden. Nach diesen Erfahrungen 
mit richterlichen Entscheidungen unter­
ließ es die Polizei in der Folgezeit, wei­
tere richterliche Entscheidungen über 
Zulässigkeit und Fortdauer der Ge­
wahrsamnahffie der anderen Personen 
herbeizuführen. Hunderte mußten ohne 
richterliche Überprüfung stundenlang in 
Gewahrsam ausharren: 
• . bis zu 8 Stunden: 55 Erwachsene, 
111 Jugendliebe (166 Personen) 
• 9 bis 26 Stunden: 429 Erwachsene, 
120 Jugendliche (549 Personen) 

• 27 bis 36 Stunden: 157 Erwachsene, 
17 Jugendliche (174 Personen) 

Neben weiteren ca. 250 Personen, die 
unter dem Verdacht des Landfriedens­
bruchs, der Körperverletzung u.a. Delik­
te (nach der Strafprozeßordnung) in Un­
tersuchungshaft genommen wurden, 
sind also insgesamt 889 Personen (nach 
Polizeirecht) in Vorbeugegewahrsam 
gewandert - ohne dstß gegen sie der Ver­
dacht einer Straftat vorlag. Über 700 Be­
troffene wurden bis zu 26 bzw. 36 Stun­
den u.a. in Militärbaracken festgehalten, 
ohne daß eine richterliche Entscheidung 
herbeigeführt worden ist. Mit dieser Un­
terlassung verhielt sich die Polizei in 
Hunderten von Fällen grob gesetzes­
und verfassungswidrig - ein Verfas­
sungsverstoß, der in der Öffentlichkeit 
bislang kaum zur Kenntnis genommen 
wurde. 

Über 700 Betroffene 
wurden von der Polizei 
z.T. bis zu 36 Stunden 
festgehalten, ohne daß 
eine richterliche Ent­
scheidung herbeigeführt 
worden ist - ein grober 
Gesetzes- und Verfas­
sungsverstoß. 

Debatte um 
. die Vorbeugehaft 

Die Freiheitsentziehung ist eine der 
einschneidendsten polizeilichen Maß­
nahmen, der intensivst~ polizeiliche 
Eingriff in die Freiheit der Person. Dabei 
ist zu bedenken, daß vom Unterbin­
dungsgewahrsam bzw. von der Präven­
tivhaft prinzipiell Unschuldige betroffen 
sind, gegen die in der Regel (noch) kein 
Straftatverdacht besteht, sondern von 
denen die Polizei lediglich annimmt, sie 
könnten künftig Straftaten oder be­
stimmte Ordnungswidrigkeiten begehen 
- eine Prognoseentscheidung, die kaum 
verifizierbar ist. Insofern ist es beson­
ders verwunderlich, wie leichtfertig in 
der Bevölkerung und ganz besonders bei 
Politikern mit dieser Problematik umge­
gangen wird. So fordern nach den „Cha­
os-Tagen" u.a. .die niedersächsische 
CDU-Opposition und die Polizeige-
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werkschaften die gesetzliche Möglich­
keit, den „Unterbindungsgewahrsam" 
auch länger als die in Niedersachsen 
(und den meisten anderen Bundeslän­
dern) geltende Maximaldauer von 48 
Stunden verhängen zu können. Im Ge­
spräch sind 4, 10 oder gar 14 Tage, wie 
dies nach dem Bundesgrerlzschutzgesetz 
(4 Tage) und den Polizeigesetzen in Ba­
den-Württemberg, Bayern und Sachsen 
(14 Tage) möglich ist. 

Doch in der rechtswissenschaftlichen 
Literatur wird die polizeiliche Präven­
tivhaft als „kurzfristige und vorläufige 
Maßnahme" charakterisiert, als ultima­
ratio-Regelung, die nur zur Verhinde­
rung einer unmittelbar bevorstehenden 
Gefahr bzw. Straftat zulässig ist. Diese 
Voraussetzung muß zu jedem Zeitpunkt 
des Gewahrsams gegeben sein und von 
einem Richter überprüft werden; liegt 
sie nicht (mehr) vor, muß der Betroffene 
unverzüglich entlassen werden. Und ge­
rade hier liegt das eigentliche Problem 
für die Polizei, insbesondere im Falle 
von Massenfestnahmen: nämlich die 
notwendigen personenbezogenen An­
haltspunkte zu sichern, um die unv,;r, 
z_üglich herbeizuführende richt~1 .. -.:."·.'''.·'·'.., 
Uberprüfung zu bestehen. Dieses ·" ";.: 
sehe Problem verschärft sich mil" ·'"' 
Verlängerung der Höchstdauer noclför­
heblich. Im übrigen würde dann die 
Vorbeugehaft rasch den Charakter einer 
vorweggenommenen Strafhaft anneh­
men. 

Die „Chaos-Tage" werden also zum 
Anlaß genommen, wieder altbekannte 
Rezepte aus der Mottenkiste des Obrig­
keitsstaates zu zaubern. Angesichts 
dieser Eskalationspolitik ist geradezu 
wohltuend, was die Abgeordnete von 
Bündnis 90/Die Grünen, Silke Stokar, 
im niedersächsischen Landtag anmerk­
te: ,,Chaos-Tage und Punks lassen sich 
weder verbieten, noch sind die damit 
verbundenen Probleme mit polizeilichen 
Mitteln lösbar. Das Schrauben an der 
Gewaltspirale wird noch mehr Gewalt 
produzieren und zur Gewalteskalation 
führen. Mangelnde bzw. verfehlte 
Jugend- und Sozialpolitik kann nicht 
durch Polizeiknüppel und Wegsperren 
ersetzt oder kompensiert werden. Statt 
Ausgrenzung und Drohgebärden sind 
konsequent angewandte Deeskalations­
konzepte sowie eine differenzierte 
Betrachtung gefragt, die nur unter Ein' 
beziehung der Ursachen von Jugend, 
gewa]t und Gewalteskalation' sowie ~ 
Dialog mit den beteiligten Szenen mög, 
lieh ist." 
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Troika 
Ein Drehbuch 

1. Szene 
Gaststätte in Bonn. Hinterzimmer. Es ist Wann, die Luft drückt. 
Rudolf tritt ein. Er schaut sich mißtrauisch um, überlegt einen 
Moment und schreitet auf den letzten Tisch zu. Er setzt sich in 
die Ecke, steht dann aber wieder auf und nimmt am Kopf des 
Tisches Platz. 
Einige Minuten vergehen. Plötzlich wird die Tür aufgestoßen 
und Oskar tritt auf 
Er schickt ein joviales, gewinnendes Lächeln in die letzten, un· 
besetzten: Winkel der verstaubten Kneipe, erkennt Rudolf, ruft 
laut „ Rudolf!" und geht auf ihn zu. 
Am Tisch angelangt, wischt er sich mit einem Taschentuch den 
Schweiß aus der Stirn und setzt sich. Hierbei muß erwähnt 
werden, daß Oskar auch mit dem Platz am Kopf des Tisches 
liebäugelt, aber nach einem kurzem Moment nur die Schultern 
zuckt. 
Minuten vergehen, ohne daß einer etwas sagt. 

. Dann räuspert sich Rudolf, richtet sich auf, wendet den ge­
samten Oberkörper Oskar zu und spricht: 

„Oskar, ich grüße Dich. Zu_allererst möchte ich 
Dir sagen, daß ich zu schätzen weiß, daß Du_ gekom­
men bist. Du weißt sicherlich, daß ich nicht ohne 
Grund zu einem solchen Treffen einlade, und ich 
möchte Dir versichern, daß es für uns beide be­

kömmlich ist, wenn wir ... " undsoweiterundsofort. 
Es ist in diesem Zusammenhang recht unerheblich, was Rudolf 
sagt. Oskar hat schon nach einem kurzen Augenblick innerlich 
abgeschaltet. 
Er rutscht unruhig auf seinem Platz hin und her und denkt: 

ll 
„Ich ertrag' das nicht. Jetzt geht dies schon wieder 

los. Ich möchte m~l ~issen, w_as der jetzt schon ~ie­
.der hat. Was soll s, ich hab ihn gelassen und Jetzt 
häng' ich mit drin ... " 

Rudolf: ,, ... also habe ich mit Günther drüber ge­
sprochen und ·er meint wir kommen nicht drumrum. Was 
meinst Du denn?" 

Oskar schreckt hoch: ,,Na ja, wenn Günther das schon 
meint, ist sicherlich was dran." 

Rudolf erstaunt: ,,Und Du hast keine Einwände?" 
Oskar zögert, will sich aber nicht die Blöße geben: ,,Nein, 

warum denn? Es ist eine gute Idee", meint er vage und grinst 
wissend. ~ . 
. Rudolf freut sich, da alles so glatt gegangen.ist, und schlägt 
m einem Anfall von Exaltiertheit Oskar auf die Schulter: 

,,Darauf trinken wir einen Schoppen!" 
Oskar grinst, doch innerlich ist er verunsichert und denkt: 

. ,,Ich muß morgen unbedingt rauskriegen, was der wollte, 
wie mach ich das bloß?" 

II.Szene 
: Rudolf und_Gerhard telefonieren. 
· Rudolf: ',,Gerhard?, spreche ich mit Gerhard? Hallo? 

·.::1 i'.HallQ'!" 
; ....... ,.,, 

von Kajo Wasserhövel* 

• 

Gerhard: ,,Ja" 
Rudolf,· ,,Hallo?" 
Gerhard: ,,Jaa1" 
Rudolf" ,,Gerhard, die Verbindung ist so schlecht. 
Hörst Du mich?'' 

Gerhard: ,,Jaa, ich höre Dich! 
Rudolf: ,,Hallo Gerhard ..... Also, ich habe Dir ja erzählt, Du 
weißt ja sicherlich, daß wir im Oktober ... " 
Gerhard fängt an zu Grinsen. 
Er lockert seine Krawatte, bohrt in der Nase, betrachtet das 
Ergebnis, zwirbelt es zu einer Kugel und wi./l es gerade unter 
den Stuhl kleben, da kommt seine Sekretärin mit einer Journa­
listin herein. 
Sie will ihm die Hand geben. Er wird leicht rot, wischt sich die 
Hand beschämt hinter seinem Rücken ab und bedeutet ihr, 
Platz zu nehmen. 
Den Telefonhörer hält er währenddessen in Hüfthöhe, besinnt 
sich plötzlich und führt ihn zurück zum gesunden Ohr. 

Rudolf: ,; ... und der Oskar ist auch dafür. Mit Günther habe 
ich auch schon gesprochen. Er steht auch dahinter. Na, was 
sagst Du?" 
Gerhard überlegt, was er machen soll. 
Nachfragen ist ihm - besonders unter solchen Umständen - zu 
blöd und so antwortet er: ,,Na klar! Das ist eine gute Sache. 
Bei VW haben die sowas ähnliches auch schon gemacht!" 
Rudolf sitzt an seinem Schreibtisch und"stutzt. 

Er denkt: ,,Verdammt, VW, VW, immer VW. Die haben 
das auch schon gemacht. Wann? Mit wem?" 

Er überlegt kurz ob er nachfragen soll, verwirft aber dann 
den Gedanken schnell. 

Rudolf: ., Das freut mich sehr. Dies wird für uns alle, für die 
.Partei und für Deutschland äußerst zuträglich sein." 

Gerhard: .,Seh' ich genauso! 
Während er dies sagt, schaut er Zlf. der Journalistin rüber, 
zieht seinen Bauch ein, und .kontrolliert mit einem Blick auf 
sein Spiegelbild im Fenster, ob er auch wirkt. 

Rudolf: ,,Gut, dann haben wir wohl alles besprochen. Wir 
sehen uns dann, wie abgesprochen zu den Fotoaufnahmen." 

III. Szene 
Ort: Amphitheater in Xanten. Anwesend: Oskar, Rudolf, Ger­
hard und ein Aufnahmeteam. 

Aufnahmeleiter: ,, ... So, das warja schon ganz nett. Die 
Richtung stimmt, aber Ihr müßt Euch zwischendurch auch an-

• 

schauen und reden, auch mal lachen!" 
Rudolf: ,,Reden? Wieso denn_, ich denke der Spot 
läuft ohne Ton." · 
Oskar, genervt: ,,Ist doch egal, dann reden wir eben 

i 
miteinander." 
Gerhard: ,,Klar, reden ist gut. Also los." 
Die drei gehen zum Ausgangspunkt zurück. Der Auf­
uahmele_iter ruft „Achtung!". Sie gehen los. Aber 

•
. 

schon nach ein paar Schritten ist die Gruppe aus dem 
Tritt geraten. 
Oskar: ,,Rudolf, Du gehst zu schnell." 
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Rudolf erstaunt: ,,Ach!" 
Gerhard: ,,Ich muß mal pissen." 
Aufnahmeleiter, genervt: ,,Schluß jetzt. Wir lassen das Ganze 
und machen es als Computeranimation." 

IV.Szene 
Hochsommer 1995. Ein Hitzewelle geht über Deutschland hin­
weg. 
Gerhard sitzt in einem Nobelrestaurant und hat Journalisten 
zu einem Hintergrundgespräch versammelt. 
Journalist: ,,Stimmt es, daß Sie 1998 antreten wollen?" 
Gerhard: ,,Bin ich doch schon!" 

• 

Gerhard denkt: ,,Was meint der bloß?" 
Er findet die Antwort aber gut. Außerdem paßt sie zu 
seinem Anzug, also läßt er sie bedeutungsschwer 
durch den Raum wabern. 
Schnitt 

Rudolf sitzt in einem beschaulichen Gärtchen in Südfrank­
reich. Er hat eine Jogginghose, die etwas zu kurz ist, an und 
trinkt ein Glas Rotwein. Plötzlich kommt ein Referent herbei­
geeilt und übergibt ihm ein Fax. 
Rudolf liest, wird rot und sagt: 

• 

,,Jetzt werde ich mal auf den Tisch hauen!" 
Und dann haut er auf den Tisch. Das Weinglas fällt. 
um. Rudolf blickt sich erschrocken um und sagt: 
.,Oh!" 

MAGAZIN 

V. Szene 
· Montagsmittag in der Baracke. Hunderte Journalisten knäu­

eln sich vor dem Eingang zum Sitzungsraum. 
Rudolf, Gerhard und Oskar stehen unschlüssig herum. Ab und 
zu geht einer von ihnen zu einem oder einer der anderen An­
wesenden, fällt ihr oder ihm demonstrativ herzlich um den 
Hals und lacht schallend. Nachdem alle dies Ritual ausgiebig 
praktiziert haben, setzen sie sich . 
Die Journalisten werden ausgeschlossen und Schweigen 
macht sich breit. 
Die Seitentür geht auf und eine Kantinenbedienstete bringt die 
Schnittchen herein. Wie auf Kommando springen alle auf und 
stürzen zu den Tablettes. Gerhard ist einen Moment früher als 
Rudolf, will schon zugreifen, da raunzt ihn Oskar an. Er wird 
rot, entschuldigt sich und 

• 

Gerhard sagt: ,,Na, ganz klare Sache: Der Vorsitzen­
de hat das Recht des ersten Zugriffs." 
Rudolf freut sich und findet das Ganze außerorden1° 
lieh nützlich_ 

• 

Er nimmt sich eine halbe Käseschnitte und geht an 
seinen Platz. Anschließend reden alle nacheinander, 
aberkeinerhörtrechtzu. 
Rudolf denkt: ,,Jetzt ist es endlich durch!" 

Das Buch richtet sich an diejenigen, die tagtäglich für 
politische Organisationen und öffentliche Institutionen 
auf dem Informationsmarkt agieren und sich der Infor­
mationskonkurrenz stellen müssen. 
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Herbsttreffen des Frankfurter Kreises 

D
ie knapp 100 versammelten Mit­
glieder des Frankfurter Kreises 
der SPD-Linken hielten sich bei 

ihrem Herbsttreffen am 2. September 
1995 in Bonn an die eigene Aufforde­
rung an die Partei, Reformpolitik statt 
Personalpolitik zu diskutieren. Die Aus­
sage zu Beginn: ,,Wir haben die Schnau­
ze voll von den Personalquerelen, laßt 
uns zur Sache diskutieren", wurde durch 
den Ablauf der Tagung voll bestätigt. 
Kritisiert wurde deutlich, daß der Partei­
vorstand die Strukturen der innerpartei­
lichen Willensbildung habe verkommen 
lassen. Der Schwerpunkt der Debatte 
galt der Vorbereitung des vom 14. bis 
17. November in Mannheim stattfinden-

. den Bundesparteitags der SPD. 

Wirtschaftspolitik 
Breiten Raum fand die Diskussion 

über die sozialdemokratische Wirt­
schaftspolitik. Einigkeit bestand dar­
über, daß das Zukunftsprojekt einer so­
zial-ökologischen Reform von Wirt­
schaft und Gesellschaft oberste Priorität 
habe. ,,Die zunehmende Globalisierung 
der Wirtschaft, der Märkte und des Ka­
pitalverkehrs verlangen neue Reform­
antworten, damit die Gesellschaft nicht 
den ungestümen Zwängen des Welt­
markts ausgeliefert wird. Denn die Fol­
gen wären schwerwiegende Verschlech­
terungen der. sozialen Lebenschancen 
und der natürlichen Lebensgrundlagen", 
heißt es in einem Grundsatzpapier. In 
der Diskussion wurde darauf hingewie­
sen, daß das Welthandelssystem ohne 
politische Eingriffe dazu führen würde, 
daß von den weltweit ca. 3 Mrd. Men­
schen, die in der Landwirtschaft tätig 
seien, in den nächsten zehn Jahren 1 
Mrd. ihre Existenz verlören. Aber nicht 
nur sie seien bedroht, viel mehr seien die 
Folgen der zunehmenden Globalisie­
rung schon jetzt in der zunehmenden 
Spaltung der Gesellschaft in arm und 
reich national und international in der 
Rangreihe der Länder deutlich sichtbar. 

.· Darum müsse die SPD sozialökologi­
---- sehe Reformen gegen das Wachstums-

-.. modell setzen. 

:.:~::J:,,.'t:hli!.r~ .. ,M®, .. :.Ko,ordlnator des· 
, ~r ;K~s und. Mi~erausgeber der 

,.::: 

Ökologische Reformen 
und Zukunft der Arbeit 
Das Ziel der ökologischen Reformen 

sei die Nutzung volkswirtschaftlich ren­
tabler, aber betriebswirtschaftlich ge­
hemmter Effizienz- und Innovationspo­
tentiale. Nur die Politik könne den Rah-. 
men für eine sozial-ökologische Markt­
wirtschaft setzen. So würden neue 
Märkte und Dienstleistungen sowie qua­
lifizierte Arbeitsplätze geschaffen, be­
tonten mehrere Diskussionsteilnehmer. 

In diesem Zusammenhang wurde das 
Diskussionspapier „ökologische Mo­
dernisierung der Industriegesellschaft", 

,,Wir haben die Schnau­
ze voll von den Perso­
nalquerelen, laßt uns zur 
Sache diskutieren." 

das die SPD-Bundestagsfraktion am 
Freitag verabschiedet hatte, als richtiger 
Ansatz gewürdigt, insbesondere, weil 
die drei Elemente: Reform des ord­
nungsrechtlichen Rahmens, Förderung 
von ökologischen Investitionen und die 
ökologische Steuerreform als die zu­
sammengehörenden Handlungsfelder 
ausdrücklich genannt werden. Freilich 
wurde der mangelnde Mut zu größeren 
Schritten stark kritisiert. Insbesondere 
sei nicht erkennbar, wie' die Förderung 
ökologischer Investitionen effektiv fi­
nanziert werden sollten (vgl. zur Diskus­
sion um die Ökosteuerreform auch den 
Beitrag von Krämer in diesem Heft, 
Anm. d. Red.). 

Zu diesem Bereich werden aus den 
Reihen des Frankfurter Kreises drei An­
träge zum Bundesparteitag eingebracht, 
die sich mit der ökologischen Steuerre­
form, dem Einstieg in die Solarwirt­
schaft (100 000-Dächerprogramm) und 
mit wirksamen Maßnahmen gegen den 
Sommersillog befassen. Außerdem wur­
de verabredet, für den zweiten Tag des 
Bundesparteitages, an dem das Schwer­
punktthema ,,Zukunft der Arbeit" be­
handelt werden soll, ein Diskussionspa­
pier zu erarbeiten, das mögliche gesell­
schaftliche und innerparteiliche Kon­
fliktpunkte konkret beschreibt. 

von Detlev von Larcher* 

Steuerpolitik 
Ebenfalls eingebracht werden vier 

Anträge zur Steuerpolitik: Eine Gemein­
definanzreform müsse die Revitalisie­
rung der Gewerbesteuer und die Entla­
stung der Kommunen von vom Bund zu 
tragenden Kosten erreichen. Zur Stär­
kung der Steuergerechtigkeit werden 
konkrete Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Wirtschaftskriminalität und Steuer­
hinterziehung und das Schließen von 
Steuerschlupflöchern gefordert. In ei­
nem weiteren Antrag wird eine effektive 
Besteuerung von Kapitaleinkommen 
durch Kontrollmaßnahmen gegen· Kapi­
talflucht sowie eine internationale Spe­
kulationssteuer gefordert. _Eine Kom­
mission der SPD soll eingerichtet wer­
den, die konkrete Forderungen für eine 
Unternehmenssteuerreform entwickelt. 
Dabei geht es den SPD-Linken darum, 
ungerechtfertigte Vergünstigungen ab­
zubauen und die Förderung auf ökolo­
gisch und sozial verträgliche Innovatio­
nen konzentrieren. Eine weitere Sen­
kung der Unternehmensbesteuerung 
komme nicht in Frage. 

Balkankonferenz 
Zweiter Schwerpunkt der Diskussion 

war der Antrag „Balkankonferenz: Ko­
operation statt Konfrontation". In ihm 
wird gefordert, die europäische Sozial­
demokratie möge eine Balkankonferenz 
einberufen unter der Teilnahme von 
Vertreterinnen und Vertretern aller an 
einer Kooperation inter_essierten Partei­
en und Organisationen aus den Nachfol­
gestaaten Jugoslawiens, Albanien, Bul­
garien und Rumänien. Auch Bürger­
rechtsgruppen und Friedensorganisatio­
nen aus diesen Staaten gehörten dazu 
(zu den möglichen politischen Perspek­
tiven in Bezug auf den Balkankonflikt 
vgl. den Beitrag von Peter/Schuster in 
der Rubrik „Außenpolitik", Anm. d. 
Red.). 
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Pilatus in Godesberg 
Tagebuch eines Juso-Bundeskongresses 

Sonntag, 10. September 1995. In 
der Bad Godesberger Stadthalle 
treffen sich die Jusos zu ihrem 

außerordentlichen Bundeskongreß. Die 
Gelegenheit für mich, da einmal hinzu­
fahren. Es ist mein erster Bundeskon­
greß. Früher war ich immer nur auf 
VDS-Mitgliederversammlungen, und in 
den letzten Jahren meiner Juso-Aktivität 
hatte ich nie Zeit. ;\n so einem Sonntag­
morgen ist das Aufstehen schwer. Au­
ßerdem habe ich kein Mandat und dort 
sowieso keine Pflichten. So treffe ich 
erst mittags u_m eins ein. Da sind die 
Vorstellungen der Kandidatin und Kan­
didaten schon vorbei. Aber, wie mir be­
kannte und weniger bekannte Delegierte 
und andere Gäste sagen, so richtig vom 
Hocker gerissen habe keine der Reden. 

Schlappe - Bündnisse -
Wahlen 

Die Jusos, der größte linke Jugend­
verband der Republik, haben eine ihrer 
größten Schlappen wiedergutzumachen. 
Vor ein paar Monaten auf ihrem Kon­
greß in Gera kam es zu Unregelmäßig­
keiten bei den Wahlen, es entstand gro­
ßer Krach darum, das Presseecho war 
entsprechend verheerend. Einer von den 
beiden Kandidaten, um die es beim letz­
ten Mal gegangen war, der Bundesvor­
sitzende Thomas Westphal von der 
Juso-Linken, trat diesmal nicht wieder 
an, um den Weg für eine Integration des 
Verbandes frei zu machen. Der knapp 
Unterlegene, Stephan Grüger „unabhän­
gig-undogmatisch" vom Niederrhein, 
versuchte es erneut. 

Einzige ernstzunehinen-de Gegen­
kandidatin: Andrea Nahles, Landesvor­
sitzende der Jusos Rheinland-Pfalz. Die 
unabhängige Kandidatin formuliert ei­
nen Grundkonsens für ,,reformsozialisti­
sche" Politik. Sie findet damit die Unter­
stützung der Juso-Linken, nicht aber 
diejenige des Grüger-Lagers. 

Das Ergebnis des ersten Wahlgangs 
. ist nicht sehr vielsagend: Nahles knapp 
hinter Grüger, die absolute Mehrheit 
verfehlen beide deutlich, die weit abge­
schlagenen Spaß- und Sektenkandidaten 

Christoph Meyer, Köln, Historiker und Mitglied 
der spw-Redaktion 

ziehen zurück. Es kommen jetzt ein paar 
Delegationsbesprechungen. Wie berich­
tet wird, suchen die ehemaligen Prot­
agonistinnen des „Hauer-Huber-La­
gers" (spw 82 berichtete) nach einer Per-· 
spektive, als stellvertretende Juso-Bun­
desvorsitzende gewählt zu werden. Mar­
cel Schaller handelt mit der Juso-Lin­
ken: Wählt mich, dann wählt Bayern 
Nahles. Nina Hauer von Hessen-Süd 
sagt - so hört man - dem Niederrhein für 
ihre Wahl die Unterstützung Grügers zu. 
Der zweite Wahlgang zeigt, auf wessen 
Seite die stärkeren Bataillone stehen: 
Andrea Nahles 165, Stephan Grüger 
147. Immerhin, eine absolute Mehrheit. 

Bei den Wahlen zu den stellvertre­
tenden Bundesvorsitzenden kommen im 
ersten Wahlgang durch: Bettina Kohl­
rausch (Mittelrhein, Juso-Linke), Ste­
phan Grüger und Marcel Schaller. Für 
den Bayern hat sich der Deal also ge­
lohnt. Allerdings kriegt auch Nina Hau­
er im zweiten Wahlgang noch die Kur­
ve. Mit Andrea Nahles (unabhängig), 
drei Vertreterlnne~ der Juso-Linken, 
zweimal (Ex-?)"Hauer-Huber-Lager" 
und drei eher dem „undogmatischen" 
Spektrum zuzuordnenden Mitgliedern 
bleibt die Lage im Vorstand unüber­
sichtlich für diejenigen, die nach klaren 
Mehrheiten für Strömungen schielen. 

Burgenbauen 
oder Neuanfang? 

War dieser Bundeskongreß für die 
Jusos als(? ein Neuanfang? Ich meine, 
nein. Und das war schon im Vorfeld 
klar. Denn ob nun zwei „Unabhängige", 
von den jeweiligen Strömungen oder ih­
ren Ausläufern gestützt (so daß auch 
noch über den Grad der jeweiligen Un­
abhängigkeit gestritten werden darf), an­
treten oder die exponierten Vertreterin­
nen der jeweiligen Lager, das ist auch 
nicht mehr als ein gradueller Unter­
schied - jedenfalls was das Verfahren 
betrifft. Der Kuhhandel mit dem ehema­
ligen Hauer-/Huber-Lager spricht da 
Bände. 

Als ich nach dem Kongreß wieder in 
die Straßenbahn einsteigen wollte, war­
tete ich auf dem Bahnsteig mit einer 
ganzen Reihe von Jusos. Zufällig stand 
ich in der Nähe einer Delegation. Die 

von Christoph Meyer* 

unterhielten sich über den Kongreß, und 
einer meinte: ,,Na ja, wenn das schief­
geh~ wir sind dafür nicht verantwort­
lich, denn wir haben schließlich eine 
personelle Alternative gehabt." Ob diese 
Pilatus-Haltung nun eine Spezialität des 
betreffenden Bezirks ist, wage ich nicht 
zu beurteilen. Weitere Äußerungen zu 
diesem Zitat habe ich nicht gehört. Und 
in der Nähe irgendeiner anderen Delega­
tion habe ich zufällig nicht gestanden. 

Übrigens finde ich es gar nicht wich­
tig, ob sich die jeweiligen Kandidatin­
nen „unabhängig4' nennen. Wer nicht 
wirklich unabhängig denken und han­
deln kann, hat auch in irgendeiner Strö­
mung, jedenfalls bei den Jusos nichts zu 
suchen, so jemand funktioniert dann 
nämlich nur, und Jusos brauchen nicht 
Menschen an der Spitze, die in erster Li­
nie Funktionärlnnen sind, sondern die 
politisch sind, konzipieren und Ent­
scheidungen finden können. Dies .~!'1!: 
sich bei allen gewählten Bundestlrf· 
standsmitgliedern herausstellen müssen:. 
Und der Erfolg wird daran abzulesen 
sein, ob sie sich im politischen Prozeß 
zusammenraufen können, und zwar alle­
samt oder doch die überwältigende 
Mehrzahl - und ob es ihnen gelingt, da­
bei den Verband mit sich zu ziehen und 
wirklich gemeinsam linke Politik zu ma­
chen. Wenn da im Bundesvorstand ver­
sucht wird, innerverbandliche Burgen_ 
zu bauen, also zu glauben, im Bündnis 
mit diesen und jenen die einen oder an­
deren ausgrenzen zu können, dann wird 
der Versuch, den Verband an der Spitze 
zu integrieren, erneut schief gehen. Viel­
leicht bietet dieser Bundesvorstand - ge­
rade dank seiner nicht fraktionsmäßig 
eindeutigen Zusammensetzung - dazti 
eine Chance. Da werden aber auch die 
Bezirke und anderen Untergliederungen 
mitziehen müssen. Dazu müssen diese 
aber auch ihre Lokaltraditionalismen 
überwinden. 

Territorial statt rational 
Die wirklich politischen Gegensätze. 

sind nämlich, bezogen auf die Breite des 
Verbandes, nicht allzu groß. An der 
Spitze geht es häufig um Formeln, u_od 
an der Basis wird dann eher den JCWeili­
gen Spitzen gefolgt; die politische Posi-
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tionierung erfolgt also zumeisteher terri­
torial, weniger rational. Eine Delegierte 
meinte auch zu mir, eigentlich fühle sie 
sich nur als Stimmvieh, bestimmen wür­
den doch meist männliche Bezirks- und 
andere Fürsten. Und die waren wohl 
schon in früheren Jahren auf Kongres­
sen, wo große Niederlagen erlitten, gro­
ße Siege errungen wurden, gemeinsam 
gegen einen starken Feind: die andere 
Fraktion, Stamos oder Refos. So eine 
lokale Schicksalsgemeinschaft schweißt 
enorm zusammen, erzeugt andererseits 
auch tiefe Abneigung, oft mit irratio­
nalen Zügen versehen. Die Unterteilung 
in Vertreterinnen der „Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus'' 
und eher ökologisch angehauchte 
„Reformsozialistinnen", wie sie noch 
nach diesem Bundeskongreß in „taz" 
und „Zeit" vorgenommen worden ist, 
stimmt doch einfach nicht mehr. Diese 
theoretischen Auseinandersetzungen 
sind längst beendet. Nur die Epigonln­
nen liegen noch in den alten Schützen-
gräben - wenn hier ausnahmsweise 'mal 
militärischer Jargon erlaubt ist. Er paßt 
so schön. 

Damit leidet die Organisation an ei­
ner Altlast, die seit den Grabenkämpfen 
der siebziger Jahre bestimmend ist. Die 
damals dafür Verantwortlichen führen 
heute die Partei und machen sich über 
die Zustände bei den Jusos oft lustig. 
Diese Zustände sind aber nicht lustig. 
Sie schaden der gesamten Partei an min­
destens zwei Punkten: Die Nachwuchs­
organisation bleibt schwach, was die 
SPD bei der strategisch wichtigen jun­
gen Generation nicht vorwärtsbringt. 
Und zweitens: Die Entwicklung einer 
ausstrahlungsfähigen linken Politik wird 
erheblich behindert. Wer, wenn nicht 
unabhängig denkende, unverbrauchte 
und unangepaßte Menschen sollte zu so 
einer Entwicklung fähig sein? Solche 
Leute finden sich nun einmal häufig in 
der jungen Generation. Wie ist es bei­
spielsweise mit spw? Die Erweiterung 
des Herausgeberlnnenkreises hat bedeu­
tende Sozialistinnen aus der Parteilinken 
mit dem bisherigen spw-Spektrum zu 
fruchtbarer politischer Zusammenarbeit 
vereint - an der jungen Generation, an 
den Jusos ging diese Entwicklung fast 
spurlos vorbei. Der Bezug (im doppelten 
WQ$jnn!) .von.spw bleibt auf die Juso-

. Linke beschränkt (und ist auch dort un­
'"'0'.z9llifiglich):. Das wiederum ·relativiert 

d.ieiAussw,hlungsfähigk~it von spw, wie 
. )~ wichtiges.Problem für die 
·;,.,,: dei !iaiizen PärteL · 

•i:l''·':;,i·•:~l(L~)";!::''':: )' _!' • ·1·1,." 

Strukturen und Individuen 
Es wird den Leserinnen vielleicht 

schon aufgefallen sein, daß dieser Text 
sich annähernd gar nicht mit den politi­
schen Vorhaben, mit Kampagnen-, Pro­
jekten- und anderen Orientierungen und 
politischen Verortungen der Jusos be­
schäftigt. Natürlich liegt das bestimmt 
auch daran, daß ich eben am Vormittag 
bei der Kandidatinnenvorstellung nicht 
dabei war, und natürlich gebe ich gern 
zu, daß diese Sicht der ·Dinge recht ein­
seitig und auch defizitär ist. Aber nach­
dem in der letzten spw ein Beitrag unter 
dem Titel ,,Jusos - Troika - Zukunft" er­
schienen ist, in dem es eigentlich nur um 
politische Orientierungen ging - den Au­
toren ist es gelungen, den Bundeskon­
greß auszuwerten, ohne einen einzigen 
Juso mit Namen zu benennen -, wollte 
ich einmal einen Akzent von einer ande­
ren Seite setzen. 

Die Fähigkeit der Juso-Linken, poli­
tische Prozesse und Strukturen zu analy­
sieren, schätze ich. Aber es sollte nicht 
allzu sehr von den Individuen abstra­
hiert werden. In Zukunft gilt es wohl, 
beide Erklärungsansätze miteinander zu 
verbinden. Sonst besteht die Gefahr, daß 
mit gesamtgesellschaftlichen Veror­
tungsanalysen nur die (triste) Lebens­
wirklichkeit des Verbandes zugeklei­
stert wird - sozusagen „Marxismus" als 
Rechtfertigungsideologie für den Still­
stand des Verbandes (Kautsky läßt grü­
ßen). 

Auf der Rückfahrt nach Köln, in der 
Straßenbahn, las ich dann, auch um 
rriich ein wenig vom soeben Erlebten ab­
lenken zu lassen, einen Aufsatz von Paul 
Ginsborg über „Die italienische Krise" 
(in: Prokla 98, S. 11-33). Da schreibt er 
auf Seite 3 lf. über eine Sichtweise, die 
alles auf strukturelle Gegebenheiten zu'. 
rückführt: ,,Deterministische Erklärun­
gen dieser Spielart beruhen auf einem 
doppelten Fehlschluß, einem soziologi­
schen und einem methodologischen. Zu­
nächst ist der gesellschaftliche und öko­
nomische Wandel nicht eindimensional, 
und seine Folgen sind nicht leicht vor­
auszusagen( ... ). Zweitens entkräftet die 
Überbetonung der Struktur atif Kosten 
der Akteure die historische Erklärung, 
die darauf beruht, daß beide Momente 
im Kern interdependent sind." Da mußte 
ich schon wieder an die Jusos, die spw, 
die SPD und all das denken. 

Jürgen Kuczynski 
Letzte Gedanken? 

~ HC 240 S. DM 34,00 3-89438-094-2 
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Die Generation der Zukunft? 

Rezension zu: Claus Leggewie: Die 
89er. Portrait einer Generation. Ham­
burg 1995. Verlag Hoffmann und Cam­
pe, 335 S., DM 38,-. 

Spätestens seit der Entdeckung der 
„Flakhelfergeneration" und ihrer 
Bedeutung für den Aufbau der 

Bundesrepublik Deutschland nach 1945 
liegt Generationengeschichte voll im 
Trend. Alle paar Jahre wird versucht, 
eine neue Gruppe auszumachen, die, als 
von einem entscheidenden Erlebnis ge­
prägte „Kohorte", einer ganz~n Genera­
tion ihren unverwechselbaren Stempel 
aufdrückt. Bislang konnten aber nur 
zwei solcher Gruppen in der.Geschichte 
der BRD ausgemacht werden, nämlich 
die Flakhelfer und die 68er. 

1989 als 
prägendes Ereignis 

Der bekannte Gießener Politologe 
Leggewie unternimmt es in seinem 
neuesten Buch nun, eine dritte Generati­
on zu beschreiben, die sich seiner Mei­
nung nach in der Auseinandersetzung 
mit den beiden anderen bedeutenden 
Generationen herausgebildet hat, bzw. 
die noch dabei ist, es zu tun: die 89er. 
Für diese Generation der heute 13-
30jährigen war die Wende von 1989 das 
prägende Ereignis, meint Leggewie und 
definiert als Lebensaufgabe der 89er den 
Umbau unserer Gesellschaft von einer 
konsumorientierten Risikogesellschaft 
zu einer verantwOrtungsbewußt~n Repa­
raturgesellschaft. 

Leggewies Analyse trifft sicherlich 
in weiten Teilen zu: Die Notwendigkeit 
sozialen, ökonomischen und ökologi- . 
sehen Umdenkens steht schon seit ge­
raumer Zeit auf der Tagesordriung. War­
um allerdings ausgerechnet die 89er die 
Generation sein. werden, die die Umbau­
prozesse ins Werk setzt, das kann Leg­
gewie nicht erklären. Ebensogut käme 
die Generation der Friedensbewegung 
(die 78er) oder eine zukünftige Genera­
tion (die 98er?) in Frage. Leggewie hält 
es allerdings auch für möglich, daß die 
89er ihre historische Chance verpassen 
und konzediert im Hinblick auf die Ost-

Dr. Rolf Koerber, Berl_in 

West-Unterschiede: ,,Die Generations­
einheit der 89er in Deutschland ist bis­
lang eher objektiv gegeben als subjektiv 
empfunden." Ob aber der sich abzeich­
nende Generationenkonflikt allein aus­
reichen wird, um die Spaltung zwischen 
Ost und West zu überwinden, das bleibt 
wohl noch abzuwarten. 

Leggewies Buch bietet zweifellos 
wichtige Impulse und ist eine angeneh­
me Lektüre, lediglich die Fallbeispiele 
wirken überflüssig und sind zum Teil an 
den Haaren herbeigezogen. 

Konsequenzen für die 
politische Arbeit 

Welche Konsequenzen für die politi­
sche Arbeit lassen sich nun aus der Lek­
türe ziehen? Zunächst: Eine Politik, die · 
sich auf diese Generation bezieht muß 

Warum allerdings aus­
gerechnet die 89er die 
Generation sein werden, 
die die Umbauprozesse 
ins Werk setzt, das kann 
Leggewie nicht erklären. 

anders sein a]s die, die von den Parteien 
(einschließlich der Grünen und der PDS) 
bislang betrieben wird. Die häufig be­
klagte „Politikverdrossenheit" der jun­
gen Generation ist im wesentlichen, da 
ist Leggewie sicherlich zuzustimmen, 
eine Politiker- und Parteienverdrossen­
heit. Die heutige Jugend ist politisch, 
wie z.B. viele spontane Aktionen wäh­
rend des Golfkriegs oder, jüngstes Bei­
spiel, das Engagement vieler Jugendli­
cher bei den Aktionen gegen Shell deut­
lich machen. 

Die junge Generation muß anders als 
bisher angesprochen werden. Ideologien 
sind ihre Sache nicht. Konkrete Aktio­
nen sind gefragt. Diese Feststellung be­
rührt auch den Aufbau der Parteien: 
Notwendig sind offene Strukturen, 
Möglichkeiten für junge Leute, sich in 
einem Projekt zu engagieren, ohne 
gleich Mitglied werden zu müssen. Die 

von Rolf Koerber* 

Parteien als Dienstleistungsunterneh­
men für politische Partizipartion. 

Zukunft von Umwelt und 
Sozialstaat 

Welche Themen bewegen die junge 
Generation? Zunächst Umwelt- und Na­
turzerstörung. Das Beispiel „Brent 
Spar" hat gezeigt, daß konkrete Um­
weltsünden gerade von Jugendlieben als 
unmittelbare Bedrohung ihrer Zukunft 
wahrgenommen werden. In solchen 
Themen steckt ein hohes Mobilisie­
rungspotential, wohingegen Umwelt­
schutz zwar selbstverständlich eingefor­
dert wird, aber den meisten Jugendli­
eben zu abstrakt scheint. 

Das zweite Thema der „89er" ist der 
Umbau des Sozialstaats. Bei diesem 
Thema kann allerdings die Mbbilisie­
rung der jungen Generation nur erreicht 

werden, indem der G~nerationei.·.i.· .. · •. i9.'.~ ..... 'r_.'.r ••. i:.• fl1kt angeheizt w1rd. Fruher oder_ ·( - _.·,,r-,1· 
wird der Jugend sowieso klar w · .. : ; · 
daß es bedeutende Interessenunters .. ·ec 
de zwischen ihnen und den älteren Ge: 
ner"ationen gibt. Die Partei, die dieses 
Thema zuerst besetzt, hat hier große 
Chancen. Sie trägt allerdings auch ein 
erhebliches Risiko. Das Risiko besteht 
vornehmlich in der Bevölkerungsent­
wicklung: Die Jugend wird auf absehba­
re Zeit nicht mehr die Mehrheit der Be­
völkerung stellen, damit stehen ihre 
Chancen, allein demokratische Mehr­
heiten zu gewinnen, ausgesprochen 
schlecht (ein Beispiel war die Bundes­
tagswahl von 1994, die Leggewie als 
Niederlage der Jugend bezeichnet). Ver­
antwortungsbewußte Bündnispartner 
aus anderen Generationen werden also 
gefragt sein und auch hier kann einer 
Partei, die dazu fähig und bereit ist, eine 
Schlüsselrolle zuwachsen. 

Ob es aber wirklich gelingt, die 
,,89er" zu mobilisieren, wird davon ab­
hängen, ob den Jugendlieben in Ost und 
West ihre gemeinsamen Interessen über 
alles Trennende hinweg klarwerden. 
Sollte es nicht dazu kommen, wird die 
Politik der Zukunft weitestgehend .von 
den 68em, den 78em und einer noch·un­
beschriebenen Generation gestaltet wer­
den. 

, 1,1 
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Am 29. Juli 1995 starb in Köln der 
österreichische Marxist Leo Kofler. Kof­
ler war 88 Jahre alt und hatte bis vor 
vier Jahren noch an der Ruhr-Universi­
tät in Bochum und an der Volkshoch­
schule in Köln Soziologie gelehrt. 

Wer Kofler bei einem seiner 
Vorträge hörte und miterlebte, 
war olt in mehrfacher Hinsicht 

überrascht: Von einem Marxisten erwar­
tet man nicht unbedingt, daß er sich mit 
dem Problem des "spielenden Men­
schen" befaßt, von einem Soziologie­
professor noch weniger, daß er seine 
Thesen mit selbst vorgetragenenen Ar­
beiterliedern illustriert. Auch Veranstal­

. ter~ ·die _Kofler einluden, konnten mit 
ihm manche Überraschung erleben. 

: .. Meine Dainen und Herren," so eröffne-
·"· .%fo(lereirunal einen Vortrag bei einer 
:' :: : Gewe~lli!f!sschulung,_"der Veranstal­

,i~~-~. gebeten, vor Ihnen heute 

Zum Tod Leo Koflers 

abend nicht über Klassen­
gesellschaft zu sprechen, 
weil dieser Begriff in un­
seren Tagen unverständ­
lich geworden sei. Nun 
habe ich aber, als ich vor 
Beginn hier wartete, be­
obachtet, daß die ersten, 
die von Ihnen hier er­
schienen, sich dort in die 
hinterste Reihe gesetzt 
haben, und alle folgenden 
jeweils davor, so daß die 
ersten Reihen noch jetzt 
unbesetzt sind. Vor ein 
paar Tagen habe ich vor 
einem bürgerliche·n Pu­
blikum gesprochen, und 
dort war es genau umge­
kehrt. Die ersten haben 
ganz selbstverständlich 
und selbstbewußt die vor­
deren Plätze besetzt, und 
die Reihen füllten sich 
von vom nach hinten. Se­
hen Sie, das ist Klassen­
gesellschaft!" 

Immer wieder hat· 
Kofler sich bemüht, auf 

solche und ähnliche Weise Theorie - ge­
nauer gesagt: marxistische Theorie - an­
schaulich zu machen. Er hielt nichts da­
von, daß etwas in der Theorie richtig sei, 
aber für die Praxis nicht tauge, und ver­
stand Anschaulichkeit auch nicht als 
bloß didaktisches Mittel, sondern als 
zentralen Bestanqteil der Theorie selbst. 

"(Die) Voraussetzungen (der mate­
rialistischen Betrachtungsweise) ·silld 
die Menschen nicht in irgendeiner phan­
tastischen Abgeschlossenheit und Fixie­
rung, sondern in ihrem wirklichen, em­
pirisch anschaulichen Entwicklungspro­
zeß unter bestimmten Bedingungen. So­
bald dieser tätige Lebensprozeß darge­
stellt wird, hört die Geschichte auf, eine 
Sammlung toter Fakta zu sein, wie bei 
den selbst noch abstrakten Empirikern." 
So schreibt Marx in der "Deutschen 
Ideologie"', und so zitiert Kofler Marx 
iil seinem Buch "Zur Geschichte der 
bürgerlichen Gesellschaft"'. Die Bedeu­
tung, die diese Anschaulichkeit gerade 
für den Marxismus - im Gegensatz zu ei­
nem bloß "anschauenden" Materialis-

von Uwe Jakomeit* 

mus (Marx) - hat; erfuhr Kofler selbst 
durch die Art, wie er ·diese Theorie ken­
nenlernte. 

1907 im heutigen Polen geboren, 
wuchs er in Wien auf, wohin die Familie 
während des Ersten Weltkriegs geflüch­
tet war. Der Vater, vormaliger_ Guts­
besitzer, ist Versicherungsangestellter; 
Sohn Leo besucht die Handelsschule 
und arbeitet ebenfalls als Angestellter in 
mehreren Firmen, soweit er nicht ar­
beitslos ist. Mehr durch Zufall lernt er 
die sozialistische Bewegung der Ange­
stelltenjugend · kennen, hört erstmals 
Vorträge über marxistische Theorie und 
wird Mitglied einer Gruppe um den so­
zialistischen Redner und Erzieher Man­
fred Ackermann. Er nimmt an Wande­
rungen und Skifahrten teil; abends wird 
referiert und diskutiert. Und nicht nur 
die Tradition der Arbeiterbewegung, 
auch die bürgerliche Bildung eignet sich 
Kofler dabei an. Er geht in die Universi­
tät und hört dort Vorlesungen, er be­
sucht Kurse an der Kunstakademie; vor 
allem aber bekommt er die Demonstra­
tionen und Aktionen der gut organisier­
ten und starken Arbeiterbewegung des 
"Roten Wien" der 20er Jahre mit; ab 
1930 ist er selbst Referent der Wiener 
Arbeiter-Bildungs-Zentrale. 

Für die theoretische Verarbeitung 
dieser Erfahrungen entscheidend wird 
die Begegnung mit Max Adler, einem 
linken SPÖ-Mann, der seit 1918 an der 
Wiener Universität lehren kann und der 
gegen den dogmatischen Mechanismus 
eine Begründung des Marxismus zu 
gehen versucht, die von der -bewußt­
seinsmäßigen Vermittlung des gesell­
schaftlichen_ Seins ausgeht. Auch wenn 
Adler, der Kantianer ist, dabei ganz 
innerhalb eines bewußtseinsmäßigen 
Verständnisses von Dialektik verbleibt 
und Kofler das später an ihm kritisiert, 
wird dieser Ausgangspunkt doch zum 
entscheidenden theoretischen Einfluß für 
Kofler und ermöglicht ihm, seine 
Position gegen ein dogmatisch-mechani­
stisches und ökonomistisches Marx.is.: 
mus-Verständnis zu begründen und zu 
einer eigenen ~nthropologie auszu­
bauen. 

1938 muß Kofler emigrieren. Seine 
Familie wird als jüdisch verfolgt, seine 
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Eltern, die in Wien bleiben, werden 
verhaftet, verschleppt und in Auschwitz 
ermordet. Kofler selbst muß in Schwei­
zer Arbeitslagern als Schuhmacher und 
im Straßenbau arbeiten. Gleichzeitig 
setzt er aber seine Studien fort und lernt 
über die Zeitschrift "Internationale Lite­
ratur" die Aufsätze von Georg Lukacs 
kennen. "Es eröffnete sich mir eirie völ­
lig neue Welt," erzählt Kofler, "es faszi­
nierte mich die Aussagekraft. Ich hatte 
das Gefühl, völlig unsicher und zurück­
geworfen zu sein, als ich dieser für mich 
neuen 'geheimnisvöllen' theoretischen 
Welt begegnete. Das war im Jahr 1940, 
ich war damals bereits 33 Jahre alt."3 

Die Wissenschaft 
von der Gesellschaft 

Von Lukacs übernimmt Kofler die 
Hegelsche Kategorie der Totalität, um 
die Gesamtheit des gesellschaftlichen 
Seins zu beschreiben. Er verfaßt schließ­
lich sein erstes Buchmanuskript, mehr 
zur Selbstverständigung, denn an eine 
Veröffentlichung ist zunächst gar nicht 
zu denken. Sie kommt dann aber doch 
1944 zustande, durch Vermittlung Kon­
rad Famers, der als Lektor des Francke­
Verlags in Bern arbeitet. Wegen des 
Schweizer Emigrantengesetzes muß das 
Buch unter Pseudonym erscheinen. So 
kommt es zu dem Autorennamen "Sta­
nislaw Warynski" für Koflers Erstlings­
werk "Die Wissenschaft von der Gesell­
schaft''. Hier befeits versucht Kofler die 
Grundlagen für eine dialektische Gesell­
schaftstheorie zu beschreiben, die ein 
flaches Verständnis der Kategorien Sein 
und Bewußtsein vermeidet. Er profitiert 
dabei von der Unterscheidung ~wischen 
der außermenschlichen Natur und dem 
gesellschaftlichen Sein, das durch 
menschliche Praxis entsteht und damit 
zugleich immer über menschliches Be­
wußtsein vermittelt ist. Diese' Unter­
scheidung ermöglicht die Kritik eines 
Marxismusverständnisses, das den ge­
schichtlichen und ökonomischen Vor­
gängen einen Quasi-Automatismus zu­
schreibt, ebe·nso wie an der Verdingli­
chung des Kapitalismus ("Wenn Sie in 
der Zeitung lesen, daß die Preise stei­
gen," pflegte Kofler vor verdinglichtem 
Denken zu warnen, "glauben Sie es 
nicht! Die Preise machen nämlich gar 
nichts."). 

Das Buch wird ausgesprochen posi­
tiv aufgenommen. Gleichzeitig ist be­
reits das nächste im Entstehen. Kofler 
versucht, s·eine gewonnenen Erkenntnis-

se nun auf den konkreten Geschichtsver­
lauf anzuwenden. Was bedeutet es für 
eine materialistische Geschichtsschrei­
bung, wenn sie von dieser dialektischen 
Grundlage ausgeht und Geschichte als 
Entwicklung eines solchen durch 
menschliches Bewußtsein und mensch­
liches Handeln vermittelten gesell­
schaftlichen Seins zu verstehen sucht? 
Kofler arbeitet sich durch die abendlän­
dische Geschichte vom 8. bis zum aus­
gehenden 19. Jahrhundert und ordnet 
sein Material zu einer Geschichte der 
bürgerlichen Gesellschaft, in der ideolo-

Verbürgerlichung be­
deutet keinen "Abschied 
vom Proletariat" - im 
Gegenteil: mit dem 
Niedergang des proleta­
rischen Selbstbewußt­
seins geht eine Verstär­
kung der Abhängigkeit 
der Lohnabhängigen 
einher. 

gische und ökonomische Elementeinei­
nem ständigen Wechselspiel zueinander 
stehen. Kofler diskutiert die Entste­
hungsbedingungen der europäischen 
Stadt, den widersprüchlichen Charakter 
des fortschrittlichen Absolutismus und 
seinen Niederschlag in Machiavellis 
Konzeptionen, die geschichtliche "Ver­
frühtheit" der Sekten und des Bauern­
kriegs, die Verschiedenheiten von Re­
naissance und Reformation, den Zusam­
menhang von Calvinismus und Entste­
hung der Manufakturen, den Charakter 
der bürgerlichen Revolutionen und der 
Naturrechtskonzeptionen usw .. In einer 
längeren Einleitung legt Kofler seine 
Methode dar und begründet sie u. a. mit 
der von Marx geforderten Anschaulich­
keit. Auch hier greift er die Diskussio­
nen der Geschichtstheorie auf und ent­
scheidet sich für den Begriff des "Ver­
stehens" von Geschichte, den er von Dil­
they übernimmt, aber vom rein Geistes­
geschichtlich-Psychologischen ins Ma­
terialistische überträgt. 

Das Buch erscheint 1948 in Halle an 
der Saale. Dorthin war Kofler kurz vor­
her gegangen, d.h. er war dorthin geru­
fen worden. Die im Entstehen begriffene 
sozialistische Republik suchte nach he-

gabten und intelligenten Kräften, dief.i , •· 
dem Aufbau einer neuen GeseüsCh;tf:"'· 
nützlich sein konnten, und die FurOr~ 
die Koflers Buch in der Schweiz ge~ 
macht hatte, hatte man auch hier mitbe­
kommen. Einen Marxisten, der selbst 
die bürgerlichen Rezensenten beein­
druckte, konnte man hier gut gebrau­
chen, jedenfalls zunächst. 

"Der Weg der 
Vulgarisierung des 

Marxismus-Leninismus 
aber ist in allen Fällen der 

des Untergangs" 
Ursprünglich für eine Stelle als Gym­

nasiallehrer vorgesehen, wird Kofler 
aber mit seinem "W arynski" sehr bald 
als Externer promoviert und kann sich 
mit dem Manuskript der "Geschichte" 
kurz darauf habilitieren. So wird er vom 
Arbeitsdienstler binnen kurzem zum 
Professor für Geschichtsphilosophie und 
Direktor des neuen Instituts für Histori­
schen Materialismus. Die "Geschichte" 

.ist schnell vergriffen, noch im seihen 
Jahr wird eine zweite Auflage gedruc),t. 
Kofler versieht die Neuauflage mitt~ 
nem neuen Vorwort4

, ohne das Lekt.._.t 
zu informieren. Dort schreibt er: "Die 
marxistische Theorie ist vornehmlich 
von zwei Feinden bedroht. Vom vulgä­
ren Mechanismus auf der einen, von 
idealistischen Einflüssen auf der ande­
ren Seite. Allzu leicht passiert es aber, 
daß der Vulgärmaterialismus, der es seit 
jeher glänzend verstanden hat, sich als 
'echt proletarisch' zu tarnen, sich zum 
alleinigen Richter aufwirft und überall 
da idealistische Abirrungen entdeckt, 
wo Mutige aus ernster Besorgnis, der le­
bendige Quell des Marxismus möge 
nicht versickern, sich in das Kampfge­
tümmel, das zwischen der marxistischen 
und der bürgerlichen Auffassung tobt, 
stürzen, wohl wissend, daß es hier nur 
eine Alternative gibt: 'kühn' und 'selb­
ständig' die Waffeln zu führen oder un­
terzugehen. Der Weg der Vulgarisierung 
des Marxismus-Leninismus aber ist in 
allen Fällen der d.es Untergangs." 

Dies richtet sich gegen Vorwürfe, 
Kofler sei zu idealistisch, zu sehr von 
Hegel beeinflußt, aber es richtet sic_h 
auch gegen die beginnenden dogmati­
schen Verhärtungen und das für jede 
wirkliche Diskussion immer unfreundli· 
eher werdende Klima. Von Beginn an 
sind seine Vorlesungen, die von vielen 
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Studenten und Studentinnen besucht 
und mit großem Interesse gehört wer­
den, bespitzelt worden. Aus dem an­
fänglichen Mißtrauen der Parteibürokra­
tie werden ernsthafte Vorbehalte. Nach 
dem Erscheinen des Vorworts spitzt sich 
die Auseinandersetzung zu, Kofler wird 
im Parteiorgm "Einheit" als "ideologi­
scher Schädling" bezeichnet, es kommt 
zu öffentlichen "Befragungen", schließ­
lich werden die Vorlesungen verboten, 
und als mit der Verhaftung stündlich ge­
rechnet werden muß, verläßt Kofler 
Ende 1950 die DDR. In Köln,können er 
und seine Frau bei Fr·eunden unterkom­
men. 

In den folgenden Jahren verarbeitet 
Kofler seine Erfahrurigen und seine 
Auffassungen über den Gegensatz zwi­
schen mechanisch-dogmatischem und 
dial~ktischem Marxismus zu einer syste­
matischen Stalinismus-Kritik. In mehre­
ren Büchern und Aufsätzen führt er aus, 
warum dieser Weg zum Sozialismus 
"der des Untergangs" ist. 1955 erscheint 
dann noch einmal"ein methodologisches 
Werk: "Geschichte und Dialektik"'. 

In der Bundesrepublik wird dem 
Neuankömmling ebenfalls mit Mißtrau­
en begegnet. Bei Befragungen durch den 
Verfassungsschutz und auch gegenüber 
einer Offerte englischer Geheimdienst­
ler bleibt Kofler dabei, daß er Marxist 
sei. Eine Professorenstelle erhält er 
nicht. Er kann an der Sozialakademie in 
Dortmund lehren, hält später dann Kurse 
an der Volkshochschule in Köln, 
schreibt auch weiterhin und beschäftigt 
sich nun mit der modernen Klassenge­
sellschaft. Zwei Phänomene sind es, die 
ihm hier besonders auffallen: die Ver­
bürgerlichung des Proletariats einerseits 
und die pessimistisch-nihilistische Weit­
sicht der bürgerlichen Elite andererseits. 

Verbürgerlichung bedeutet dabei al­
lerdings keinen "Abschied vom Proleta­
riat" - im Gegenteil: mit dem Nieder­
gang des proletarischen Selbstbewußt­
seins geht eine Verstärkung der Abhän­
gigkeit der Lohnabhängigen einher. 
Diese Abhängigkeit ist dabei nicht in er­
ster Linie die materielle Abhängigkeit, 
sondern die Abhängigkeit von der bür­
gerlichen Weltsicht und dem bürgerli­
chen Menschenbild. Dies hat nun aller­
dings seit der Frühzeit des Bürgertums 

--·"iJ!~ ßrhebliche . Wandlung durchge­
.. macht vom Optimistisch-humanistischen 
, '"'.-.z1D1i. Nihilistischen. Die Ideologie, daß 

~·"'!.e~h etien unzulänglich, schlecht 
:sei: umLsich:.allein deshalb 
un<hdi · !:~~llschaftsform) 

nicht zum Besseren ändern könne, ist 
weit verbreitet und behindert eben damit 
tatsächlich eine positive Veränderung. 

Kofler hat dem auf zweierlei Weise 
zu begegnen versucht, die für sein theo­
retisches Arbeiten und für seine Position 
nicht nur innerhalb des Marxismus un­
verkennbar geworden sind. Einerseits 
mit der Ausarbeitung einer eigenen An­
thropologie, die den ideologischen Cha­
rakter des negativen Menschenbilds 
nachweisen söll, zum anderen mit dem 
Konzept einer "progressiven Elite", die 
der bürgerlichen Propaganda von der 
Wiederkehr des Ewig-Gleichen aufklä­
rerisch entgegentreten soll. 

Mit der Studentenbewegung werden 
Koflers Bücher .und Thesen breiter be­
kannt; ihr Verhältnis zu den anderen für 
die Bewegung wichtigen Theoretikern 
wie Adorno und Horkheimer, Ernst 
Bloch und Herbert Marcuse wird be­
leuchtet. Zu Marcuse steht Kofler in 
theoretischer und freundschaftlicher· 
Nähe; zu Adorno entwickelt sich eine 
Feindschaft, die - was die öffentliche 
Auseinandersetzung angeht - s(ellvertre-· 

· tend von einem Adorno-Schüler ausge­
tragen wird; ein Lehrauftrag in Frank­
furt, den das Ministerium auf Druck von 
Studenten und linker SPD-Abgeordneter 
anbietet, wird vereitelt. Erst 1972 kann 
Kofler in Bochum eine Lehrstuhlvertre­
tung übernehmen, später wird er dort 
Honorarprofessor. 

"Nicht die Vermeidung 
jeder Anstrengung ist 
das Grundbedürfnis 

menschlicher 
Befindlichkeit" 

Die Koflersche Anthropologie' geht 
nun nicht etwa vom grundsätzlich Guten 
im Menschen aus, sondern vom grund­
sätzlich Neutralen. Anthropologie kann 
von sich aus keine inhaltlichen Bestim­
mungen darüber liefern, ob sich Men­
schen gut oder schlecht, egoistisch oder 
uneigennützig, feige oder heroisch ver­
halten. Sie kann lediglich formale Vot­
aussetzungen und Bestimmungen ge­
ben, die Wichtigste darunter ist die Be­
wußtseinsbegabtheit des Menschen, aus 
dem das zielgerichtete Handeln folgt. 
Welche Ziele gesetzt werden, entschei­
den allerdings nicht die anthropologi­
schen Konstanten, sondern die Ge­
schichte resp. die Gesellschaft, in der die 
jeweils konkreten Menschen leben. Daß 

Menschen aber handeln, besser gesagt: 
daß sie tätig sind, zählt zu den Grundge­
gebenheiten und Grundbedürfnissen. 
Nicht die Vermeidung jeder Anstren­
gung ist das Grundbedürfnis menschli­
cher Befindlichkeit, so daß jede kultu­
relle Leistung dem Lustprinzip erst vom 
Realitätsprinzip abgetrotzt werden müß­
te wie Freud meint, sondern die Er­
sc,haffung und der Genuß von Kultur ge­
hört selbst zu den erotischen, d. h. lust­
vollen Möglichkeiten des Menschen, je­
denfalls grundsätzlich. 

So entwickelt sich bei Kofler - in der 
Auseinandersetzung mit Freud und in 
der Kritik an den entfremdeten Bedin­
gungen, unter denen Menschen leiden, 
die Utopie eines nicht von Notwendig­
keiten gebeutelten, eines für Kunst, Mu­
sik und Philosophie empfänglichen, ei­
nes "spielenden" und "schönen" Men­
schen. 

Leo Kofler war sich der Tatsache 
sehr bewußt, daß er diese Utopie nicht 
selbst erleben würde. Sie kennzeichnet 
seinem Verständnis nach auch nicht ei­
nen Endzustand, der irgendwann er.:. 
reicht ist, sondern eher die Ermögli­
chung einer fortschreitenden Humani­
sierung. Daß seine Utopie sich in diesem -
Sinn verwirklichen wird, stand für ihn 
aber außer Zweifel: "Die Utopisten aller 
Zeiten wurden jeweils zweimal verlacht: 
einmal zu ihren Lebzeiten, da man ihnen 
vorwarf, sie würden Unmögliches er­
warten, zum anderen lange nach ihrem 
Tode, da man ihre äußerst beschränkten 
Zukunftsvisionen als völlig unzuläng­
lich und hinter der tatsächlichen histori­
schen Entwicklung weit zurückbleibend 
erkannte."7 

1 Marx·Engels-Werke Bd. 3, S. 27 
2 Lee Koffer: Zur Geschichte der bürgerlichen Ge­

Sellschafl. Versuch einer verstehenden Deutung 
der Neuzeit, Halle/Saale 1948. 8. Auflage Berlin 
(Dietz Verlag) 1992, S. 27 

3 Lee Kofler: Die Kritik ist der Kopf der Leiden­
schaft. Aus dem Leben eines marxistischen 
Grenzgängers, Hamburg (VSA·Verlag) 1987, S. 
391. 

4 Das Vorwort ist wiederabgedruckt im Anhang 
der 8. Auflage. 

5 Zuerst in Hamburg (1955), später noch einmal in 
Oberaula (1970} und dann im Luchterhand-Ver· 
lag, Neuwied (1973) 

6 Lee Kofler: Der asketische Eros, Wien (Europa 
Verlag) 1967; Leo Koller: Aggression und Ge· 
wissen. Grundlegung einer anthropologischen 
Erkenntnistheorie, München (Hanser Verlag) 
1973 

7 Leo Koller: Geistiger Verfall Und progressive Eli· 
te. Sozialphilosophische Untersuchungen, Bo­
chum (Germinal Verlag) 1981. Eine ausführliche 
Bibliographie Kollers enthält der oben genannte 
autobiographische Band. Eine Sammlung von 
Aufsätzen zu Leben und Werk ist beim AStA der 
Ruhr·Universität Bochum erhältlich. 
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Gegen die Macht der Banken! 
Leserbrief zum „kurzum" in spw 84 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
umgetrieben vom Kommentar „Kurz­
um" in spw 4/95 von Uwe Kremer 
möchte ich folgendes als Leserbrief an­
merken:· 

Bei Uwe war mir schon oft aufge­
fallen, daß er einen technischen 
Begriff von "Sozialismus" hat. 

Einst definierte er ihn als "eine Mi­
schung aus schwedischem Sozialstaat 
und japanischem Miti-Ministerium" 
(dabei offensichtlich auch ausblendend, 
daß Miti eher eine große Patent-Kopier­
Anstalt, denn ein wirklich innovatives, 
auf innovative Pilot- und Pionierprojek­
te ausgelegtes "Staatsökonomiekombi­
nat" darstellt und mittlerweile darum in 
einer Interventionskrise ist). 

Mir scheint, daß Uwe immer noch 
die alte Vulgär-Stamokap-Fiktion im 
Hinterkopf hat, ein _ bestimmter Akku­
mulationsgrad des Kapitals würde den 
staatlichen und/oder gesellschaftlichen 
Zugriff erleichtern. Deshalb seien große 
ökonomische Einheiten eigentlich dem 
Fortschritt zugeneigter, als kleine. Dies 
klang ei_nmal modern. 

Deutsche Banken -
besser als ihr Ruf? 

Nun nimmt er "unsere großen Ban­
ken" in Schutz. Mir scheint da der ähnli­
che strategisch-theoretische Ansatz wie 
bei "Miti" dahinter zu stecken. "In ge­
wisser Hinsicht" meint Uwe, seien die 
deutschen Banken besser als ihr Ruf, 
denn sie schnitten "im internationalen 
Vergleich eher positiv ab". 

Dies blendet erstens den gesamt-in­
ternationalen Zusammenhang der gro­
ßen Finanzspekulanten aus und engt die 
Banken ("die deutschen Banken besser 
als ihr Ruf im internationalen Maßstab") 
nationalstaatlich ein: Darüber hinaus 
flicht Uwe einen nebulösen Begriff ein, 
nämlich: "in ihrer gesamtwirtschaftli­
chen Wirkung". Was ist das? "Gesamt­
wirtschaftlich" doch als die Zusammen­
kunft aHer Klassen, die Aufhebung der 
Widersprüche und Antagonismen zwi-

Dr. Diether Dehm: Frankfurt, Mitherausgeber 
derspw 

sehen den Klassen, oder? Was ist eine 
"gesamtwirtschaftliche Wirkung" - die­
se Frage war ich in 30 Jahren sozialde­
mokratischer Funktionärschaft nie los­
geworden. Gegenüber meinen Regieren­
den und auch gegenüber Uwe nicht. 

Und dann wird er etwas konkreter, 
was denn "gesamtwirtschaftliche Wir­
kung" sein könnte, nämlich "ein ver­
gleichsweise hohes Interesse an mittel­
fristig stabilen Gewinnerwartungen in 
der realen Wirtschaft und eine entspre­
chende Leistungskraft." Kurzfristige 
Gewinninteressen also: Bäh! Mittelfri­
stige: Gut! - Ausbeutung: ja, aber bitte 
mit Sahne! 

Und dann weist er das ganze "altmo­
dische Geschwätz von den Bankenkriti-

Wenn Sozialismus eine 
Chance hat, dann als 
eine oppositionelle, 
kämpferische Bewe­
gung gegen den Haupt­
gegner. 

kern" rhetorisch zurück, diese kämen 
nämlich von "ganz links (womit er wohl 
auch mich meint), über Uwe Jens bis 
Graf Lambsdorff'. Gerade die verket­
zerten "Industriebeteiligungen neben 
dem Kreditgeschäft" seien das, was "un­
sere deutschen Banken" so wertvoll 
macht. Metallgesellschaft, Schneider, 
Derivate, Aufkauf- und Währungsspe­
kulations-Schwachsinn, den deutsche 
Banken in die Konzernspitzen "unserer 
Autohersteller" eingebracht haben, er­
wähnt Uwe mit keinem Wort. Der 
staatsmonopolistische Kapitalismus of­
fensichtlich als modernstes "Endstadi­
um des Kapitalismus", technisch hoch­
akkumuliert und dann zugriffsbereit -
und schwupps, übernimmt (wer eigent­
lich?) dann das "wichtige Instrument zur 
Regulierung der Wirtschaft", die Groß­
banken und funktionalisiert es für 
menschheitserfreuende Zwecke um. Ge­
nau diese Mechanik hat früher schon die 
Stamokap-Theorie verengt und diskredi­
tiert. Genau daraus ist meist die falsche 

von Diether Dehm* 

Reformstrategie abgeleitet worden. Es 
ist grotesk, wenn Uwe die Banken als 
ein "wichtiges Instrument zur Regulie­
rung der Wirtschaft" darstellt, "ver­
gleichsweise hohes Interesse an mittel­
fristig stabilen Gewinnerwartungen" 
lobt und das dann mit dem lapidaren 
Hinweis begründet, mit dieser Macht 
der Banken müßte man sich nur "per­
spektivisch darüber verständigen, was 
alles an vernünftigen Dingen damit ge­
macht werden könnte". 

Großbanken 
gegen Demokratie 

Stets stand der Sozialismus an einem 
Scheideweg, staatliches und/oder staat­
lich gedachtes System zu werden, oder 
Angriffsbewegung zu bleiben. Das war 
die eigentliche Kernfrage gewesen. J?!:r 
geniale Improvisator Lenin sah<;~ .. 
Staat als kurzes DurchgangsstadiUJIJJi!!r 
Angriffsbewegung. Mit dem Ausbleiben 
der deutschen RCvolution wurde ~u-~idCr 
Not die vorgebliche Tugend des "Sozia­
lismus in einem Land". Seitdem denken 
Kommunisten und Sozialdemokraten 
(und wie wir sehen auch Linke) in ähn­
lich geronnenen etatistischen Struktu­
ren. Ausgeblendet dabei: Kultur, Bewe­
gung und Demokratie! 

Großbanken waren und sind das Un­
demokratischste, was dem Kapitalismus 
entsteigt. Von hier aus wurde Hitler an 
die Macht finanziert, wurden aktuell die 
reaktionärsten Wahlkampfsprüche ge­
gen die Linke produz:ert und verbreitet 
etc. Dieses System läßt sich demokra­
tisch nicht einfach umfunktionieren. Es 
muß als Finanzierungssystem internatio­
nal begriffen und als Spekulations- und 
Machtsystem zuvor zerschlagen wer­
den. 

Daß Uwe am Ende des kleinen Bei­
trags noch empfiehlt, "vernünftige-Din­
ge mit der Macht der Banken" zu gestal­
ten und das müsse aber im öffentlich­
rechtlichen Sektor (Landesbanken etc.) 
anfangen, halte ich für nachgerade 
kleinlaut. Der Hauptkampf gilt dem pn­
vaten Sektor und der undemokratischen 
Struktur unserer drei Großbanken:·Deut­
sche Bank Commerzbank und Dresdner 
Bank. Einige moderne Vorsch~~ge· wer~ 
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den aktuell diskutiert (vgl. mit Bezug 
auf den Vorschlag von James Tobin, 1 % 
Steuern auf alle Währungsumtauschak­
tionen zu erheben, Jörg Huffschmid: 
Eine Steuer gegen Währungspekulati­
on?, in: Blätter für deutsche und interna­
tionale Politik 8'95). In diesem Zusam­
menhang muß der Kampf geführt wer­
den gegen den Internationalen Wäh­
rungsfond und die Macht der Weltbank. 
Hier liegt ein System, das für Hunger in 
der Welt verantwortlich zeichnet, hinter 
dem "edlen" Großjunkergebaren deut­
scher Großbanken, die an der Spekulati­
onswelle der Petrodollars nicht so betei­
ligt waren (und nicht beteiligt sein konn­
ten), oder hinter dem Bankenkonsorti­
um. das einst einen früheren US-Außen-

. minister Baker zu einem Massenver­
nichtungsplan des IWF stimuliert hat (in 
dessen Zentrum stand, die Kreditwür­
digkeit von Staaten an die dramatische 
Streichung von Milch, Gesundheits- und 
anderen Zuwendungen für die Ärmsten 
zu knüpfen). 

w 
ntern 

Liebe Leserinnen und Leser, 
zunächst mal ist mitzuteilen, daß das 

schon seit Monaten angekündigte von 
Volker Grube und Birgit Zoerner her­
ausgebene Buch „Kampagnen, Dialoge, 
Profile - Öffentlichkeitsarbeit für Re­
formprojekte" .mittlerweile erschienen 
ist und natürlich weiterhin bestellt wer­
den kann. Eine Anzeige daz.u findet sich 
auf S. 7. Im November wird das nächste 
Buch im spw-Verlag erscheinen, und 
zwar das von Edelgard Bulmahn, Peter 
von Oertzen und Joachim Schuster her­
ausgegebene erste Jahrbuch des mit spw 
verbundenen Instituts für angewandte 
Sozial- und Politikwissenschaften 
(ispw) mit dem Titel ,,Jenseits von Öko­

,_; :S:tifüem":···--~-~-, · ·-
, '.~,:~:~n:,.spw-intem'' wird künftig· in je­

d .,:\~gabe:,de~ Zeitschrift zu finden 
iüber .. organisatorische· Mit-

. " :~~~911:::Ü:.bc,r d~ 
"·' .' ., , gs ge­
.1·!,,i:':i!'·:i::'''.7,,,::,-- ..... , 
'•!!"l;i''' 

Sozialismus, Massen­
bewegung, Demokratie 
Wenn Sozialismus eine Chance hat, 

dann als eine oppositionelle, kämpferi­
sche Bewegung gegen den Hauptgeg­
ner. Der liegt in der ökonomischen 
Macht einiger Konzerne, der Versiche­
rungsgesellschaften und Großbanken. 
Dies ist die richtige Seite der Stamokap, 
Theorie und bleibt es auch. Dabei geht 
es nicht darum, große ökonomische 
Komplexe beizubelassen und nur im Ei­
gentumstitel zu ändern, um "einige ver­
nünftige Dinge" damit zu machen, son­
dern um die Entflechtung für die Demo­
kratie nicht handhabbarer Strukturen. 
Im Zentrum der Wiederbelebung des 
Sozialismus steht Solidarität auch mit 
den noch nicht Geborenen, steht Pla­
nung (dies hat Uwe Kremer ähnlich 
auch immer betont), aber vor allen Din­
gen: Demokratie und Massenbewegung. 
Letzteres ist bei beiden verfeindeten 
Blutsbrüdern, Sozialdemokratie und 

ben und deutlich machen, daß „spw" 
mehr ist als die Zeitschrift. Unsere Hoff­
nung dabei ist, daß sich über die bisher 
aktiven Genossinnen und Genossen hin­
aus weitere finden, die sich an spw-Ta­
gungen oder dem theoretischen „Projekt 
Moderner Sozialismus" beteiligen oder 
als Mitglieder unseres Vereins das ca. 8 · 
mal jährlich erscheinende spw-lnfo be­
ziehen und die Aktivitäten von spw för­
dern wollen. Interessierte sollten sich an 
die spw-Redaktion wenden. Dasselbe 
gilt für Genossinnen, die sich vorstellen 
könnten, als Vertriebsagent/in in ihrem 
Umfeld auf Kommissionsbasis spw zu 
vertreiben. Die im letzten Jahr durchge­
führte Leserinnenumnfrage hat erneut 
gezeigt, wie wichtig die persönliche An­
sprache für die Gewinnung neuer Abon­
nentlnnen sind. Wir sind auf Eure aktive 
Unterstützung angewiesen, nur dann 
können wir stärker werden! 

In den letzten Wochen haben Redak­
tion und Herausgeberlnnen über die 
Weiterentwicklung der spw .gesprochen. 
Als Schwerpunkte der nächsten Ausga­
ben sind geplant ,,Mittelmeerraum", 
„Geld und Macht", ,,Berufliche Bildung 
und Hochschule", ,,Verkehr und Mobili­
tät" und „Geschlechterverhältnisse" 
(Arbeitstitel). Wer seine/ihre Fähigkei­
ten in Form von Artikelbeiträgen zu ei­
nem der Schwerpunkte oder auch außer-

Kommunismus, in den letzten Jahrzehn­
ten am stärksten_ zu kurz gekommen. 

Die guten alten Herforder Thesen ha­
ben es klar benannt: Unser Kampf gilt 
denen, die aus wirtschaftlicher Super­
macht politische Macht formen, denn 
dies ist nun einmal undemokratisch und 
die Ursachen der großen Subalternität 
und Resignation vieler proletarisierter 
und subproletarisierter Klassen und 
Schichten. Sie wieder an Wahlen und 
demokratischen Aktionen zu beteiligen, 
heißt sie dort abzuholen und zwar mit ei­
nem realistischen Begriff vom Feind, 
der ihre Situation mitverursacht und da­
v:on profitiert. Ansonsten greifen sie 
nach anderen Gegnern, meistens Sün­
denböcken, meistens "rassischen" Min­
derheiten. Die Vernachlässigung des 
Kampfs.gegen die Banken hat also auch 
detnokratiepolitische Aspekte, was nur 
eine Zusatzanmerkung ist. 

Beste Grüße 
Diether Dehm 

halb des Schwerpunkts einbringen 
möchte, kann sich gerne bei der Redak­
tion melden. 

Neben der Rolle als politisches und 
theoretisches Forum sozialistisch orien­
tierter Linker in und im Umfeld der So­
zialdemokratie will sich spw verstärkt 
um parteiübergreifende Bezüge und 
Diskussionen mit radikalreformerischen 
Kräften im „rot-grünen Raum" und in 
Gewerkschaften, Bewegungen, Wissen­
schaft und Kultur bemühen. Und es soll 
versucht werden, verstärkt Frauen als 
Leserinnen (und als Autorinnen) zu ge­
winnen. 

Zentrales Vorhaben des spw-Zusam­
menhangs in den nächsten Monaten ist 
ein öffentlicher Kongreß zu Strategien 
für einen neuen linken Reformaufbruch, 
der gemeinsam von spw~ der im links­
grünen Spektrum verankerten „Andere 
Zeiten" und der ostdeutschen sozialisti­
schen Zeitschrift „Utopie kreativ" im 
Februar 1996 in Berlin veranstaltet wer­
den wird. Eine vorbereitende gemeinsa­
me Arbeitstagung, die Ende August 
durchgeführt wurde, läßt erwarten, daß 
dort in konstruktiver und solidarischer 
Atmosphäre interessante Diskussionen 
stattfinden und Anstöße für weitere Pro­
jekte davon ausgehen werden. Mehr 
dazu in den nächsten Ausgaben der spw. 

Ralf Krämer 
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Anforderungen an eine 
ökologische Steuerreform 

Die Konzeption einer ökologi­
schen Steuereform steht im 
Schnittpunkt zweier zentraler 

Reformfelder der Sozialdemokratie: 
dem ökologischen Umbau von Wirt­
schafts- und Lebensweise auf der einen 
Seite und einer sozial gerechten und so­
liden Reform des Steuersystems ander­
seits. Diese und die damit untrennbar zu­
sammenhängenden Aufgaben der Be­
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit 
und der Weiterentwicklung des Sozial­
staats sind in einem integrierten Konzept 
sozial-ökologischer Zukunftsgestaltung 
zusammenzuführen. In diesem Rahmen 
müssen Stellenwert und Ausgestaltung 
von Ökosteuern und -abgaben und die 
Verwendung ihres Finanzaufkommens 
diskutiert werden. 

In den letzten Monaten hat die Dis­
kussion um ei_ne ökologische Steuerre­
form einen neuen Höhepunkt erreicht. 
Auch die SPD-Bundestagsfraktion hat 
endlich ein konkreteres Diskussionspa­
pier zur „ökologischen Modernisierung 
der Industriegesellschaft" vorgelegt, auf 
dem SPD-Bundesparteitag im Novem­
ber in Mannheim werden etliche Anträ­
ge dazu vorliegen. Es würde den Rah­
men weit überschreiten, die diversen 
Vorschläge und Papiere hier im einzel­
nen darzustellen und zu bewerten. Es 
werden deshalb im folgenden Kriterien 
und Perspektiven formuliert, die bei der 
Beurteilung entsprechender Konzepte 
beachtet werden sollten: 
• Ökosteuern sind nur ein Instrument 
neben anderen, sie dürfen nicht als der -
gar allein - ausschlaggebende Hebel 
ökologischer Reformpolitik betrachtet 
werden. Die. ganze Palette bisheriger 
und diverse weitere neu oder verstärkt 
einzusetzende Regulierungen sind not­
wendig, um ökologischen Umbau 
durchzusetz~n. Es ist deshalb unum­
gänglich, Ökosteuerkonzepte mit kon­
kreten und wirksamen Forderungen zur 
Neuorientierung der Energiepolitik, 
Verkehrspolitik, Landwirtschaftspolitik, 
Stoffpolitik, Chemiepolitik etc. zu kom­
binieren und für eine Modernisierung, 

Ralf Kräm·er-, Dortr'nurid, spw-Redaktion, Mit­
glied im SPD-Landesvorstand NRW 

aber gegen den unter dem Stichwort 
,,Standortförderung" modisch geworde­
nen Abbau ökologischer Regulierungen 
einzutreten. Andererseits muß die Aus­
gesta_ltung einer ökologischen Steuer­
und Abgabenreform primär unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Wirksamkeit für den 
ökologischen Umbau diskutiert werden 
und sollte nicht mit wirtschafts-, sozial­
oder finanzpolitischen Anforderungen 
überfrachtet werden, für deren Umset­
zung andere Instrumente wesentlich ge­
eigneter sind. 

Die Aufkommensseite 
• Ökosteuern, die einen relevanten 
Beitrag zum ökologischen Umbau lei­
sten sollen, müssen in einer Höhe.ange­
setzt werden, die sich im Verhältnis zu 
anderen preislichen und nichtpreislichen 
Einflüssen als wirksam erweist: Sie 
müssen deshalb zu spürbaren Mehrbe­
lastungen ökologisch schädlicher oder 
ressourceniritensiver Verhaltensweisen, 
Konsumformen und Produktionen füh­
ren. Finanzielle „Kompensationen" zum 
Ausgleich unbeabsichtigter Härten und 
negativer sozialer und ökonomischer Ef­
fekte müssen so angelegt werden, daß 
ökologisch weniger problematische 
Verwendungen gefördert und diese be­
zweckte Mehrbelastung nicht wieder 
aufgehoben wird (z.B. durch übermäßig 
hohe Entfernungspauschalen). Um 
Schockeffekte zu vermeiden, anderer­
seits um die Anreizwirkung längerfristig 
aufrechtzuerhalten und auch aufwendi­
gere Umstrukturierungen ingangzuset­
zen, sind Ökosteuern und -abgaben aus­
gehend von einer schon deutlichen Höhe 
bei Einführung mit einer Perspektive re­
gelmäßiger weiterer Steigerung zu ver­
sehen. (Dabei muß im Ergebnis der An­
teil der entsprechenden Steuern am Ge­
samtsteueraufkommen erheblich gestei­
gert werden. Eine Stromsteuer, die noch 
nicht einmal den Wegfall des Ko.hle­
pfennigs ausgleicht, und ein Erhöhungs­
pfad der Mineralölsteuer um durch­
schnittlich 2-2,5% im Jahr, also im Rah­
men der Inflationsrate, wie es im Papier 

. der SPD-Bundestagsfraktion vorgese-

von Ralf Krämer* 

hen ist, ist faktisch eine Nullösung und 
wird dem nicht mal annäherungsweise 
gerecht.) Als erster Schritt einer ökoloc 
gischen Umstrukturierung des Steuersy­
stems sind ökologisch schädliche Sub­
ventionierungen abzuschaffen (z.B. 
Herste11ung einer normalen Besteuerung 
von Flugbenzin und anderen Luftfahrt­
betriebsstoffen oder landwirtschaftli­
chen Betriebsstoffen, Umstellung der 
Fahrtkostenabsetzungsmöglichkeiten 
bei den Werbungs- und Betriebskosten 
auf einheitliche und gegenüber den jeti­
tigen PKW-Pauschalen reduzierte Ent­
fernungspauschalen). 
• Ökosteuern eignen sich vor allem in 
Bezug auf Energieträger und ,verbrauch 
und auf Stoffe, deren Input oder Outpµt 
nicht völlig abgeschafft werden soU ~r 
kann ( dazµ sind Verbote und and · · :"'· 
dungsfechtliche Maßnahmen 
mer}, aber in einem mittelfris.tig . 
raum erheblich reduziert werden:'~ll 
oder muß. Ähnliches gilt für den Flä­
chenverbrauch. Das bedeutet aber auch -
insbesondere gilt dies für Energie - daß 
sie auch langfristig in einem solcl,en ho­
hen Maße genutzt werden, daß sie eine 
dauerhaft für hohes Aufkommen geeig­
nete Besteuerungsgrundlage bieten: Auf 
dieser Grundlage kann eine ökologische 
Reform des Steuersystems aufbauen, die 
längerfristig einen erheblichen Anteil 
des gesamten Steueraufkomniens aus 
Ökosteuern und -abgaben erbringen 
kann. Die zu erzielende Reduzierung der 
Besteuerui1gsgrundlage wird über einen 
längeren Zeitraum mehr als ausgegli­
chen werden durch sukzessive Steige­
rung der Steuersätze. Dies ist nicht als 
Mißbrauch der Ökosteuern für fiskali­
sche Zwecke zu kritisieren, sondern Be­
dingung ihrer dauerhaften-ökologischen 
Wirksamkeit. Allerdings dürfen rem 
finanzpolitisch begründete Erhöhungen 
etwa der Mineralölsteuer, die nicht in 
ein übergreifendes Gesllllltkonzept 
ökologischer Reformen eingebun.den 
sind nicht unter dem Titel der Oko­
steu~r behandelt werden, um ökologi­
sche Steuerreform nicht von vomh~re~n 
zu diskreditieren und anderen Zwec1fen 
unterzuordnen . 
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Förderung ökologischer 
Umbauprogramme 

• Die Preiselastizität der Nachfrage 
nach den oder des Outputs an den Ob­
jekten ökologischer motivierter Be­
steuerung und Abgaben ist in weiten Be­
reichen gering. Dies mindert nicht nur 
die ökologische Wirksamkeit, sondern 
erhöht auch die negativen sozialen und 
ökonomischen Begleitwirkungen. Dies 
gilt insbesondere da, wo die mit den Ab­
gaben belasteten Personen oder Betriebe 
über keine geeigneten Möglichkeiten 
verfügen, Bedürfnisse oder Anforderun­
gen auf andere Weise zu befriedigen 
oder ihre Produktion oder Lebensvor­
gänge auf ökologisch effizientere Me­
thoden umzustellen. Gegenstück einer 
ökologischen Besteuerung muß es des­
halb sein, die Bedingungen für ökologi­
sche Effiziensteigerungen und fiir den 
Umstieg auf andere Produktionen und 
Lebensweisen auf- und auszubauen und 
zu fördern. Dies betrifft Forschung und 
Einführung neuer Technologien (u.a. re­
generative Energiequellen, Solarwirt­
schaft), Förderung privater und Durch­
führung öffentlicher Investitionen zur 
Senkung des Umwelt- und Ressourcen­
verbrauchs (u.a. Wärmedämmung, 
Kraft-Wärme-Kopplung), aber insbe­
sondere auch die Durchführung großan­
gelegter öffentlicher Infrastrukturpro­
jekte zum Aufbau eines naturverträgli­
cheren Verkehrssystems und Energie­
versorgungssystems. Notwendig ist also 
in Verbindung mit Ökosteuerreform die 
Durchführung eines ökologisch ausge­
richteten öffentlichen Zukunftsinvestiti­
onsprogramms (ein. Beispiel ist das 
Konzept des Wirtschafts-. und Sozial­
wissenschaftlichen Instituts des DGB 
für ein Modernisierungs· und Beschäfti­
gungsprogramm für die BRD von 1994). 
• Das Finanzaufkommen der Ökosteu­
ern (bei Abgaben versteht sich das von 
selbst) muß also zu einem wesentlichen 
Anteil zur Finanzierung solcher ökolo­
gischer Investitions- und Förderpro­
gramme verwendet werden. Mit diesen 
ökologischen Umbauprogrammen sind 
auch ökologisch und sozial sinnvoll ver­
teilbare Ausgleichswirkungen gegen­
über den finanziellen Belastungen ver­
bunden, z.B. durch verstärkten Ausbau 
und öffentliche Finanzierung des öffent­
lichen Personenverkehrs oder Förde­
rung von energiesparenden Geräten oder 
Investitionen. Sinnvoll scheint die Zu­
sammenfassung vön Finanzmitteln in 
entsprechend gestalteten Sondervennö-

gen bzw. Fonds zu sein (vgl. den SPD­
Vorschlag für ein „Sondervermögen Ar­
beit und Umwelt" von 1984). Die Ver­
gabe der Mittel aus solchen „Öko-Um-

' bau-Fonds" könnte -mit industriepoliti­
schen Aktivitäten und mit der regionali­
sierten Strukturpolitik sowie mit wirt­
schaftsdemokratischen Zielsetzungen 
verbunden werden (durch Regelungen 
zur gemeinsamen Diskussion und Ver­
gabe der Mittel für Projekte unter Mitbe­
stimmung von Gewerkschaften, Um­
weltverbänden, Sozialverbänden, Ver­
braucherinnenorganisationen, aber na­
türlich auch der örtlichen Volksvertre­
tungen und der Unternehmen). 

Rückverteilung und 
,,Aufkommensneutralität" 

• Bei vielen führenden Sozialdemokra­
ten spielt die Anforderung der ,Aufkom: 
mensneutralität" eine zentrale Rolle in 
der Auseinandersetzung mit Gegnern 
ökologischer Besteuerung wie mit Be­
fürwortern weitergehender Forderun­
gen. Dies kann höchstens dann akzepta­
bel sein, wenn die Finanzierung bzw. 
Förderung der og. · öffentlichen und pri­
vaten - ökologischen Investionen· und 
Umbauprogramme dabei eingeschlos­
sen ist und nicht die bloße Rückvertei­
lung des gesamten Ökosteueraufkom­
mens etwa durch gleichzeitige Senkung 
anderer Abgaben gemeint ist. Wie bei 
anderen. steuerpolitischen Maßnahmen 
auch ist die Frage der Entwicklung der 
Abgabenbelastung insgesamt oder der 
Belastung bestimmter gesellschaftlicher 
Gruppen im Gesamtzusammenhang des 
Steuer- und Abgabensystems und der 
Entwicklung des Finanzbedarfs zur Er­
füllung öffentlicher Aufgaben zu disku­
tieren. Auch die als „Kompensation" oft 
diskutierte Senkung der Sozialbeiträge 
hat mit den Ökosteuern an sich .nichts zu 
tun, ihre Sinnhaftigkeit und die damit 
verbundenen Probleme sind gesondert 
zu diskutieren; Beschäftigungswunder 
durch ,,Entlastung der Arbeit" sind je­
denfalls nicht zu erwarten. Einnahme­
ziele sind wie bei anderen Steuern· und 
angesichts der Finanzkrise der öffentli­
chen Haushalte nicht negativ zu beurtei­
len,· insbesondere wenn zugleich die 
Aufwendungen für ökologische Umbau­
projekte gesteigert werden. 
• Sinnvoll und notwendig ist aller­
dings, Teile des Ökosteueraufkommens 
auf - möglichst gezielte - Ausgleichs­
maßnahmen für besondere Belastungen 
unter sozialen, strukwr- und· regional7 
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politischen Gesichtspunkten zu verwen­
den. Unter diesem Gesichtspunkt ist es 
begründet, Teile des Finanzaufkom­
mel!s für die Finanzierung aktiver Ar­
beitsmarktpolitik bei gleichzeitiger Sen­
kung der Beiträge zur Arbeitslosenversi­
cherung oder für eine erweiterte Steuer­
befreiung des Existenzminimums und 
für die Erhöhung von Sozialleistungen 
einzusetzen. Im dem Maße, wie das Fi­
nanzaufkommen ökologischer Besteue­
rung zu einem größeren Einnahmen­
block der öffentlichen Haushalte an­
wächst, kann es dann Grundlage einer 
weitergehenden Umstrukturierung des 
gesamten Steuersystems mit einer deut­
lichen Senkung der Abgabenbelastung 
von - insbesondere niedrigen und mittle­
ren - Einkommen und sonstigem Ver­
brauch werden . . 
• Im Sinne eines integrierten Konzepts 
ist zu fragen, wie die Rückgabeseite 
ebenfalls ökologisch akzentuiert werden 
kann. Dazu ist sicherzustellen, daß die 
Kosten der Arbeitsmarktpolitik in einer 
eigenen Finanzierungssäule der Bundes­
anstalt für Arbeit weiterhin nachprüfbar 
zugute kommen und daß sie in dem re­
gionalen Finanzierungs_konzept der Ar­
beits- und Strukturpolitik (vgl. den Ge­
setzentwurf der SPD-Bundestagsfrakti­
on zu einem Arbeits- und Strukturförde­
rungsgesetz) für ökologisch sinnvolle 
Projekte eingesetzt werden. Auch in 
weitergehenden Diskussionen zum Aus­
bau eines Sektors öffentlich geförderter 
Beschäftigung sollte dies einbezogen 
werden. Außerdem ist zu prüfen, ob mit 
dem Aufkommen aus den Ökosteuern in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung 
und der Gesetzlichen Unfallversiche­
rung eine eigene Finanzierungssäule für 
Gesundheitsförderung aufgebaut wer­
den kann. 

„Politik ausgewählter 
Wachstumsfelder'' 

durchsetzen! 
• Im Mittelpunkt der sozial- und struk­
turpolitischen ausgerichteter Politik darf 
nicht der kompensatorische Ausgleich 
von Belastungen stehen, sondern sozia­
ler und ökologischer Umbau, also einer­
seits Vorbeugung und Lösung sozialer 
Probleme und Abbau sozialer Ungleich­
heiten und Benachteiligungen durch so­
ziale Reformen und Beschäftigungspoli­
tik, andererseits Förderung und soziale 
Gestaltung ökologisch orientienen 
Struktu,wandels. Dazu ist aktive und ge-

zielte staatliche Politik notwendig und 
insbesondere unter Gesichtspunkten des 
Umbaus von Branchen und der Schaf­
fung von Arbeitsplätzen in bestimmten 
Regionen und für bestimmte Personen­
gruppen wesentlich wirksamer als glo­
bale Entlastungen etwa der Sozialabga­
ben. Ein Ausgangspunkt jeder Politik 
ökologischen Umbaus muß die Erkennt­
nis sein, daß dieser nicht auf Effiziens­
steigerungen beschränkt werden kann, 
sondern auch Abbau bestimmter Pro­
duktions- und Konsumstrukturen und 
den Aufbau neuer ökologisch verträgli' 
eher Beschäftigungsfelder (bei zusätzli­
cher Arbeitszeitverkürzung) und Mög­
lichkeiten von Konsum und Freizeitge­
staltung erfordert (ganz im Sinne der im 
Berliner Grundsatzprogramm der SPD 
beschriebenen „Politik ausgewählter 
Wachstumsfelder"). Im gesarntwirt-

Was nicht zum Ziel füh­
ren würde, wären Öko­
steuern als symbolische 
Politik und der aus­
sichtslose Versuch einer 
Umbaupolitik, die kei­
nem wehtut. 

schaftlichen Ergebnis wird eine Politik 
ökologischen Strukturwandels auch be­
schäftigungspolitisch positiv wirken 
(vgl. diverse wissenschaftliche Studien, 
u.a. die des DIW von 1994). 
• Es ist anzustreben und politischer 
Druck zu entwickeln, um ein gemeinsa­
m~s Vorgehen insbesondere im Rahmen 
der EU zu erreichen. Ökologischer Um­
bau dar( aber nicht davon abhängig ge­
macht werden, daß „die anderen" mit­
machen, dies kann nur ein Argument 
derjenigen sein, die ihn insgesamt ver­
hindern wollen. Gerade Deutschland hat 
das Potential, - gemeinsam mit anderen 
europäischen Ländern, die dazu bereit 
sind oder erste Schritte bereits unter­
nommen haben - eine Vorreiter- und 
Vorbildrolle zu übernehmen und negati­
ve ökonomische Begleiterscheinungen 
weitgehend zu vermeiden oder auszu­
gleichen. Es ist auch zu bedenken, daß 
sich die Reduzierung des Imports fossi­
ler Energieträger und anderer ökolo­
gisch problematischer Produkte auf die 
Handels- und Leistungsbilanz erheblich 
positiv auswirkt und den Spielraum für 
eine auf die Stärkung ökologisch ver: 

ÖKO-UMBAU 

träglicher binnenwirtschaftlicher und re­
gionaler Wirtschaftskreisläufe gerichte­
te Politik vergrößert. 
• Ökologischer Umbau und in diesem 
Zusammenhang eine ökologische Steu­
erreform wird nur durchgesetzt werden 
können, wenn dafür offensiv gesell­
schaftliche und politische Kräfte mobili· 
siert und zusammengeführt werden. 
Dazu ist notwendig, eine Konzeption zu 
entwickeln und öffentlich zu vermitteln, 
die zugleich ökologischen und sozialen 
und insbesondere Kriterien der Beschäf­
tigung gerecht wird. Es muß deutlich ge­
macht werden, daß eine solche Politik 
notwendig ist, um das Überleben in ei­
ner solidarischen Gesellschaft zu er­
möglichen, daß die sozial Schwächeren 
dabei nicht „unter die Räder kommen" 
und daß für alle Menschen damit Chan­
cen und neuer Wohlstand verbunden 
sind - durch gesunde Umwelt, weniger 
Streß und Perspektiven für künftige Ge­
nerationen. Klar sein muß aber auch, 
daß die Durchsetzung des Prinzips nach­
haltigen Wirtschaftens nicht nur eine 
Überzeugungs-, sondern eine Machtfra­
ge ist und nur im Konflikt mit relevanten 
Teilen des Kapitals durchgesetzt werden 
kann. Was nicht zum Ziel führen würde, 
wären Ökosteuern als symbolische RQ!ii 
tik und der aussichtslose V ersucQiijpt 
Umbaupolitik, die keinem wehtut;ijijiji' 
die man nicht merkt, die keine Ve~ 
kennt, die Widerständen ausweicht üod 
notwendige Konflikte vermeiden · will, 
und die sich statt mit den Gegnern pri­
mär mit den Bündnispartnern einer öko­
logischen Politik auseinandersetzt. Dies 
ist weder in der Sache möglich, wenn es 
ernst gemeint sein soll, noch politisch, 
denn so wird keine Mobilisierung und 
Mehrheit für einen Umbau zu erreichen 
sein. 
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DEUTSCHE GESCHICHTEN--------------------

Ein neuer Kulturkampf? 
Die 'Kruzifix-Debatte' und der 'Schäuble-Spagat' 

Wieder einmal ist das christliche Abend­
land bedroht. Diesmal nicht aus Mos­
kau, auch nicht aus Bagdad, sondern 
aus Karlsruhe. Das Bundesveifassungs­
gericht scheint zunehmend an die Stelle 
äußerer Feinde zu treten. 

Was ist geschehen? Der Freistaat 
Bayern leistet sich bisher den 
Luxus einer Sonderregelung, 

was die Ausstattung der Schulräume be­
trifft. Diese nämlich ·sind mit einem Kru­
zifix bzw. mit einem Kreuz auszustatten. 
Dagegen klagten Eltern, die darin eine 
unzulässige Vermischung von Schule 
und Religion, Staat und Kirche sehen. 
Und das Bundesverfassungsgericht gab 
ihnen recht. Dagegen wird nun das Sich­
erheben eines Entrüstungssturms insze­
niert oder simuliert. Eineil. ,,schwarzen 
Tag in der Geschichte unseres Volkes" 
sah der Kölner Kardinal Meisner, wäh­
rend der Vorsitzende dh Deutschen Bi­
schofskonferenz, Lehmann, sich damit 
begnügte, im Richterspruch eine „Ver­
beugung vor dem Zeitgeist", statt vor 
dem Heiligen Geist, zu sehen. 

Etwa 35.000 Exemplare urbayri­
schen schulischen Wandschmucks­
scheinen jedenfalls existentiell gefähr­
det. Ihre Rettung vor dem gnadenlosen 
Zugriff des Zeitgeistes gilt es ins Werk 
zu setzen. Dem Karslruher Angriff auf 
die bayrische Volkschulordnung wurde 
denn auch sogleich entschieden entge­
gengetreten - von Stoiber bis Schäuble, 
Kohl zu Kirch. 

Frontalangriff auf das 
Verfassungsgericht 

Wo durch weltliche Juristerei der 
kirchliche Einfluß zurückgedrängt zu 
werden, bot sich z.B. günstige Gelegen­
heit für Kirch, seinen Einfluß auf die 
Welt zu vergrößern. Durfte in seinem 
Sender SAT 1 Stoiber am 13.8.95, in ei-
ner Sondersendung, 'befragt' von Mer­

.i tes, auf das Karlsruher Gericht eindre­
l::::. __ ~lt!'.Jl,. -~9- .nafun . Kirch sich den neuen 

i~1lli"'< ; Chefredakteur der Welt, Löffelholz, sei­
.:;;. ,.-,.·_,:~or;;~orer ohrie·-umSCliweife des-

01 · "'1pµ v~langte ~ wegen eines po-
,,;,, ...... , .. ; .. ,,~ :« .. i:-,""·-----···-.. '> ,,.-,,- • 

::~i:,..Prot;·:,~:·Asthet1k ai;:· 

:!U:::ii':f ;J~~-8. 

sitiven Kommentars zum Karlsruher Ur­
teil, den Löffelholz nicht verhindert hatte 
(Autor: der frühere Präsident des Braun­
schweiger Oberlandesgerichts, Wasser­
mann). Hatte die Intervention Kirchs am 
Freitag (11.8.) stattgefunden, so rief be­
reits in der darauffolgenden Welt am 
Sonntag CDU-Generalsekretär Hintze 
zur ,,Selbstbesinnung" auf - d.ie Karlsru­
her Richter allerdings, nicht Kirch. 

Da wollte natürlich auch die FAZ 
nicht zurückstehen, sondern schoß gan­
ze Breitseiten in Richtung Karlsruhe. 
„Ein Ruf wird verspielt", behauptete in 

Das Verfassungsgericht 
soll darauf verpflichtet 
werden, sich weniger am 
Grundgesetz als viel­
mehr an einem konser­
vativen Populismus zu 
orientieren. 

der Leitglosse (am 14.8.) F.K. Fromme 
(der selber längst keinen mehr zu verlie­
ren hat). ,,Das Verfassungsgericht ist in 
letzter Zeit wiederholt gegen die Gefüh­
le einer Mehrheit aufgetreten, etwa beim 
'Soldaten sind Mörder' - Beschluß oder 
bei dem über die Straflosigkeit von Sitz­
blockaden." 

Als wäre es Aufgabe des Bundesver­
fassungsgerichts, zu befinden, ob eine 
Regelung sich in Übereinstimmung mit 
den (von Fromme & Co. konstatierten) 

· Gefühlen einer Mehrheit befindet. Es 
hat schlicht jeweils die Verfassungsmä­
ßigkeit von Gesetzen bzw. Regelungen 
zu prüfen, nichts _weiter. 

'Christliche Traditions­
linien der abend­
ländischen Kultur' 

„In Erklärungsnot" sah Fromme das 
Bundesverfassungsgericht (FAZ v. 
12.8.), denn das Urteil habe „nicht mehr 
viel zu tun mit den christlichen Traditi­

. onslinien der abendländischen Kultur. 

von Dieter Rudolf Knoell* 

Insofern haben Kohl, Schäuble, Stoiber 
und andere recht mit ihrer Kritik". Brau­
chen wir nun also womöglich auch noch 
Erklärungsnotstandsgesetze, die uns vor 
den Machenschaften des Verfasssungs­
gerichts schützen? 

. In einem anderen Artikel am selben 
Tag ließ Fromme den Chefideologen der 
Nation, Schäuble, zu Wort kommen: 
,,Offene Kritik am Bundesverfassungs­
gericht übt Schäuble, was den neuen Be­
schluß zur Verfassungswidrigkeit der 
Kruzifixe oder Kreuze in bayrischen 
Schulen angeht". Schäuble, kurz und 
bündig: ,,Das christliche Erbe hat noch 
niemandem geschadet." Der Beschluß 
stärke die zentrifugalen Kräfte, nicht die 
Freiheit. Auch Schäuble sieht, natürlich, 
Parallelen zum 'Soldaten sind Mörder -
Urteil' und zum 'Sitzblockaden-Urteil'. 
Die ganze Richtung paßt ihm nicht. 
Fromme: ,,Abgesehen von diesen Ent­
scheidungen und ijber sie hinaus, sieht 
Schäuble in solchen Tendenzen eine be­
denkliche Entwicklung." 

Fin. (Finkenzeller) überschrieb ihren 
Artikel am gleichen Tag, im gleichen 
Blatt, denn auch: ,,Ja, wo sind wir 
denn?" Im christlichen Abendland of­
fenbar nicht mehr. ,,Das Erzbischöfliche 
Ordinariat München spricht von 'Empö­
rung und Ablehnung bei den Menschen' 
... Einige Anrufer drohten, sie würden 
ihr Kind von der Schule nehmen, wenn 
dort die Kreuze oder Kruzifixe ver­
schwänden." Eventuell sollte man im 
Freistaat Bayern eben die allgemeine 
Schulpflicht durch die allgemeine Kru­
zifixpflicht ersetzen. 

Wo Schäuble und das Bischöfliche 
Ordinariat sich äußerten, darf der Papst 
nicht fehlen. Seine Sicht der Dinge ver­
mitteltet (wiederum am 12.8. in der 
FAZ) der notorische Berlusconi-Ver­
ehrer H.-J. Fischer. Der Vatikan sei 
höchst ungehalten. ,,Ein Triumph deut' 
sehen Regelungswahns oder der leeren 
Tragik einer Geschichtsentwurzelung?" 
Angesichts dieser Überschrift ahnt man 
schon das niederschmetternde FAZit: 
„Diesmal also ist der Gekreuzigte selbst 
verurteilt worden." Es stellt sich da nur 
noch die Frage, wer schlimmer ist, Pon­
tius Pilatus oder das Karlsruher Verfas­
sungsgericht. 

,, 
··11·cr·: 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 85, 1995 

·,.:i,:::,:::': 
:);:J::!?!r-:· 

------------------- DEUTSCHE GESCHICHTEN 

Das Kreuz 
mit der Toleranz 

Gleich nach dem Papst kommt auch 
der Kaiser zu seinem Recht und zu 
Wort. Kohl: ,,Der Richterspruch ist für 
die Christlich-Demokratische Union 
und für mich unverständlich." Es besteht 
demnach "Grund genug, darüber nach­
zudenken, was der abendländischen Ge­
meinschaft bleibt." (So Reumann im 
FAZ-Leitartikel vom 11.8.95.) Das vor­
geführte Nachdenken führt freilich so­
fort dazu, daß der Boden der Realität 
verlassen und durch scheinheilige Phan­
tasien ersetzt wird: ,,Und jetzt Toleranz 
ohne Kreuz? Was, wenn christliche El­
tern dagegen klagen, daß muslimische 
Mädchen in deutschen Schulen Kopftü­
cher tragen? Haben die etwa keinen ap­
pelativen Charakter?" - Möglicherweise 
haben sie den, aber die muslimi$chen 
Mädchen, mögen sie nun Kopftücher ta­
gen oder nicht, sind jedenfalls eines ge­
wiß nicht, nämlich Träger der Schule. 

Da Religion im säkularisierten Staat 
Privatsache ist, sind die Schülerinnen 
und Schüler im Gegensatz zur staatli­
chen Institution Schule nicht zur Neutra­
lität verpflichtet. Sie könnten ganz ohne 

Einzelpieis 14,- DM 
Das Argument im Ab~. 
6 Hefte im Jahr für 72,­
Studentenermäßigt 57,-. 

weiteres Halsbänder mit Kreuzen daran, 
Kopftücher oder Buttons mit Nietzsches 
„Gott ist tot" darauf tragen. Im Sinne des 
Grundgesetzes sind sie, was die Religion 
betrifft, freier als Schulen. Diese müßten 
zumal angesichts der immer multikultu­
reller werdenden Zusammensetzung ih­
rer Schulerinnen und Schüler schon aus 
eigenem Interesse Toleranz- und Neu­
tralitätsangebote eher über- als unterer­
füllen. 

Das Vermischen bzw. Vertauschen 
der Ebenen hat in der FAZ offenkundig 
Methode. Sie wurde z.B. am l 1.8. von 
G. Stadelmaier ebenso praktiziert wie 
von Reumann. Der FAZ-Theaterkritiker 
schien der rechte Mann, um das Rühr­
stück der Empörungsinszenierung über 
das Ende des 1. Aktes hinüberzuretten. 
Stadelmaiers Artikel trägt den Titel: 
„Über Kreuz/Die Crux oder Von der 
Kultur eines höchsten Urteils." Über 
Stock und Stein geht da die wilde Fahrt, 
die auf Knien unterm Kruzifix enden 
soll. Der Theaterkritiker sieht schon 
furchtbare Krmsequenzen auf die Thea­
ter zukommen: ,,Angenommen also, die 
bayrischen Kinder kämen irgendwann 
ins Theater und sähen ... , wie der böse 
Sekretär Wurm die blasse Luisc unterm 

Kreuz 'das Sakrament darauf nehmen' 
läßt, den ihr aufgedrängten falschen 
Brief zu beeiden. Sollen sie dann (Reihe 
dreizehn, Parkett Mitte) aufstehen und 
türenschlagend davonlaufen, weil Schil­
ler oder der Regisseur ihre Glaubensfrei­
heit kulturell tangieren?" 

So lange es keine allgemeine Thea­
terpflicht gibt, werden sie kaum auf die 
Idee kommen. Und entsprechend kann 
leider die Schule, als im allgemeinen 
höchst kunstferne Institution, nicht die 

. (von der Verfassung garantierte) Frei­
heit der Kunst für sich in Anspruch neh­
men. Das· vom Theaterkritiker aufge­
führte Stück heißt also 'Viel Lärm um 
nichts'. Es kann überhaupt nicht die 
Rede davon sein, daß nun „fast die gan­
ze Kultur ... auf dem Klageweg neutrali­
siert werden'' könne. 

Ganz gelassen konnte P. Gartz in der 
nicht eben linksradikalen Rheinpfalz das 
Urteil kommentieren (auch am Il.8., 
unter der Überschrift „Schule ohne 
Kreuz"): Religion ist nun einmal nicht 
identisch mit Kultur .... Das Toleranzan­
gebot fordert, daß niemandem eine Reli­
gion aufgedrängt wird. Christliche Mis­
sion hat nicht in Schulen stattzufin~p{':1 

::·:!::l!!:::!'i 

Für einen neuen Geschlechtervertrag 
Janna Thompson 
Wollen Frauen den Gesellschaftsvertrag 
neu faJsen? 

Kristina Bon~us 
Vertragrtheon·e in der schwedischen 

feministischen DiJkussion 

Frigga Haug 
Paradoxien feministisc:her Realpolitik 
- Zum Kampf um die Frauenquote 

Ema Appelt. 
Staal5bürgerin und Gesellschaftsvertrag 

Erich Wulff 
Phänomenologische Psychopathologzf und 
historischer Materialisf!tUS 

Dokumentation 
Frauen auf der Infobahn 

Außerdem 

Nachrichten aus dem Patriarchat 

Kongreßberichte zu 
Zukunftsarbeit; 
Für einen neuen Gesellschafts- und 
Geschlechtervertrag; 
16. Berliner Volksuni; 

Jugend in der DDR nach 1945 

Besprechungen über 
Moderne und postmodeme Literatur; 
Cyberspace und Jugendkultur; 
Arbeit; Erziehung durch und für den Beruf; 
Geschichte der Sowjetunion; 
Frauenarbeit 
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Umdenken in der Politik 
der "Inneren Sicherheit'' 

ROLF GÖSSNER 
(HRSG.) 

MYTHOS 

DER HILFLOSE SCHREI 
NACH DEM STARKEN STAAT 

NOMOS 
,io/1995, 520 S., broscll„ ca. 60 DM. 

Aus gern 100111· 
l>olltik der Verunsicherang: Kriminali­
ltSenlwicklung, Sichertleilsgefühl und 

"Innere Sicherheit" 
Die Logik der Eskalation: Der Staat im 
Rüstungswettlauf mit den "neuen Her­
ausforderungen" ("Organisierte Krimi­
nalitlt und rechte Gewalt) 
"Im Namen der Sicherheit & Freiheit": 
Struk1U1W8ndel und Grenzüberschreitun­
gen im Rechlsslaalsgefüge (Polizei und 
Geheimdienste, "Sieherheilsrisiken" und 
Kontrolldichte, Europäisierung) 

· n zur Politik der "Inneren 
Sichemeit": Sozial- und Vertassungs­
vertnlgliche Lösungsansatze (Primat der 
Sozialpolitik, Entkriminalisierung, neue 
Drogenpolitik, Präventio11SKOnzepte, de­
mokratische Reform der Sicherheits­
apparate) 

Mit BeitraQen u a von· 
~d Asbrock, Helga crwner-sc 
.. i, l<laus Farin, Rolf Gössner, Martin 
Klingst, Hans-A. Lennartz, Hans 
~ ~·MHlicke, Christoph MNI' 
........ ·• Hom Meier, Wolfgang 

.- ,~"•~"'!ibert o..nctorr, Christilln 
· .... ,..,. ":;~~ Sack, -Eggert Schwan, 

... .Ji;~.:,.~~~..pjelen, 
.... i!iiit;?r111lö~ 

Mißbrauch der Religion 
für obrigkeitsstaatliche 

Botschaften 
Daß das Bundesverfassungsgericht 

nun wieder Gegenstand einer politisch­
publizistischen Kampagne wurde, nur 
wei1 es versuchte, auch den Freistaat 
Bayern auf den gan~ normalen bundes­
republikanischen Weg einer der religiö­
sen Toleranz verpflichteten demokrati­
schen Gesellschaft zu bringen, zeigt, daß 
das Christentum verstärkt instrumerita1i­
siert werden soll im Sinne der obrig­
keitsstaatlichen Botschaften Schäubles 
(,,Und der Zukunft zugewandt"). Die 
christliche Religion soll wieder die 
Funktion einer ideologischen Überhö­
hung und Unterfütterung der realen so­
zialen _Verhältnisse erhalten. Wenn 
schon der Staat für die Kirchen die Kir­
chensteuer einzieht, soll die Religion 
sich gefälligst auch vom Staat in Dienst 
nehmen lassen. Deshalb die rüden At­
tacken auf das Verfassungsgericht. Man 
will es sozusagen darauf verpflic_hten, 
im Vorgriff auf eine erhoffte Realisie­
rung der Schäubelschen Staatsvorstel­
lungen Recht zu sprechen, statt in Orien­
tierung am Grundgesetz und an den ge­
gebenen sozialen und politischen Ver­
hältnissen. 

Und in Umkehrung der alten Fronten 
stehen jetzt die neuen Reichsgründer 
und Neowilhelmisten an der Seite der 
katholischen Kirche und der 'Altbay­
ern'. So verteidigen denn jetzt auch die 
Deutschnationalen vehement die 'bayri­
sche Kultur', das Recht auf einen bayeri-. 
sehen Sonderweg, sozusagen den Baye­
rischen Kreuzweg. Reumann in seinem 
FAZ-Leitartikel „Das Recht auf .das 
Nichts" (vom 16.8.95) über den Ersten 
Senat des Verfassungsgerichts: ,,Sein 
Beschluß ist antibayerisch." Und vom 
Antibayerischen zum Unmenschlichen 
ist es nur ein Schritt, eben der Schritt ins 
Nichts: ,,Die Entfernung der Kreuze aus 
den Klassenzimmern bedeutet optisch 
nur scheinbar Neutralität; in Wirklich­
keit hinterläßt sie Leere." 

Und der ins Nichts geworfene 
Mensch würde natürlich auch nicht ohne 
staatlichen Zwang seine Kirchensteuer 
zahlen. Anscheinend tut er das aber 
selbst in Bayern nicht, was das Verfas­
sungsgerichtsurteil auch wieder igno­
riert. Reumann: .,,Ob das damit endet, 
daß der Staat nicht einmal die Kirchen­
steuer eintreiben darf?" Nun, man wird 
wohl noc~ fragen dürfen, wie er eigent-

lieh dazu kommt, sie einzutreiben. Reu­
mann hat auch darauf bereits eine Ant­
wort parat: ,,Zwar sagt das Grundgesetz 
wie die We.im_arer Verfassung, es gebe 
keine Staatskirche. Doch haben wir 
praktisch ein staatskirchenrechtliches 

· System, das auf gemeinsame Verant­
wortung und Zusammenarbeit abstellt 
Darüber hat sich der Erste Senat hin­
weggesetzt." 

Ziel: Aushöhlung 
des Rechtsstaats 

Genau das war auch seines Amtes, 
geradezu seine Pflicht, denn das Verfas­
sungsgericht hat sich nicht an einer 
grundgesetztwidrigen Praxis zu orientie­
ren, sondern am Grundgesetz. Aber ge­
nau diese- Orientierung wird gegenwär­
tig von den systematisch angelegten 
koriservativen Kampagnen 'gegen 
Karlsruhe' auszuhebeln versucht. 

Offenbar sollen kurz- und langfristi­
ge Ziele erreicht werden. Angesichts der 
Mehrheitsverhältnisse im Bundestag 
und im Bundesrat geht es der Union dar­
um, wenigstens im Bundesverfassungs­
gericht stabile konservative Mehrheiten 
zu installieren. Zwei Verfassungsrichter, 
Herrsche! und Söllner, scheiden aus. Ihre 
potentiellen Nachfolger/innen sollen 
schon einmal wissen, was da auf sie zu­
kommt, - auch an Einschüchterungsver­
suchen, wenn sie nicht von vornherein 
'auf Linie liegen'. Langfristig soll das 
Verfassungsgericht, so scheint es, dar­
auf verpflichtet werden, sich in zentra­
len Entscheidungen weniger am Grund­
gesetz als vielmehr an einem konservati­
ven Populismus ('Gefühl der Mehrheit', 
usw.) zu orientieren. Gelänge dieser 
'Transformationsprozeß', so bekämen 
wir in der Tat eine andere Republik. 

In jener anderen Republik wären der 
Rechtsstaat und der Sozialstaat nur noch 
in weitgehend requzierter Form vorhan­
den. Wird die 'Überwindung' des Sozi­
alstaats z.B. von Autoren wie H.D. Bar­
bier in der FAZ seit langem propagiert, 
so stimmen auf diejenige des Rechts­
staats Kommentatoren wie F.K. Fromme 
erst so richtig ein . 

Frommes Leitartikel (v. 22.08.) 'Und 
wenn das Urteil falsch wäre?' demon­
striert paradigmatisch die intendierte 
konservative Umdeutung des demokra­
tischen Rechtsstaats. Nach der nicht 
ohne Bedauern getroffenen Feststellung: 
„Abschaffen oder auch nur in seinen 
Befugnissen wesentlich einschränken 
kann auch der verfassungsändernde 
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Bundesgesetzgeber das Bundesverfas­
sungsgericht nach verbreiteter Meinung 
nicht", will Fromme dieses auf 'Selbst­
disziplinierung' im Sinne einer Orientie­
rung an 'der Mehrheit' verpflichten. Es 
sei das „Mehrheitsprinzip, auf dem 
unsere politische Ordnung beruht". Das 
ist so nicht richtig. Eine Mehrheit hätte 
wohl auch Hitler, von 33 bis 45, hinter 
sich gebracht, was nicht den Schluß 
erlaubt, das Dritte Reich sei ein demo­
kratischer Rechtsstaat gewesen. Es 
fehlten ihm jene Prinzipien, die zum 
Mehrheitsprinzip. hinzutreten müssen, 
damit eine rechtsstaatliche Ordnung 
konstituiert wird, die als demokratisch 
gelten darf: Achtun·g der·Menschenrech­
te, Gewaltenteilung, Minderheiten­
schutz. 

Alle drei Prinzipien werden von den 
Konservativen immer weiter ausge­
höhlt, theoretisch wie praktisch, prototy­
pisch in der Neufassung des Asylartikels 
(unter Mitwirkung der SPD). Daß diese 
Veränderung nun auch vom früheren 
bayerischen Innenminister Lang als ein 
Fehler bezeichnet wird, dürfte an der 
veränderten Perspektive liegen; Lang ist 
jetzt als Anwalt konkret mit der inhuma­
nen Abschiebepraxis konfrontiert, die 
als Konsequenz der Neufassung zu er­
warten war. 

In der konsequent auf Effizienz ge­
trimmten Zweidrittelgesellschaft soll der 
demokratische Rechtsstaat möglichst 
auch in der Realität Frommes Sehrumpf­
definition ensprechen. Die Strategie des 
'Gesundschrumpfens' begnügt sich 
nicht mehr mit der Aushöhlung des So­
zialstaats, sondern bezieht jetzt auch den 
Rechtsstaat mit ein. Wie der Minderhei­
tenschutz in der Sphäre des Sozialen im­
mer weiter reduziert wird, der 'altbun­
desrepublikanische Solidarpakt' aufge­
kündigt wird, so soll nun offenbar der 
Rechtsstaat auf den Schutz im Zweifels­
fall konservativer Mehrheiten vor den 
Zumutungen von Minderheiten ver­
pflichtet werden. An die Stelle des so­
zialen und demokratischen Rechtsstaats 
soll ein „schlanker Staat" (Schäuble) tre­
ten, der nur noch zum Schutz der Star­
ken vor den Schwachen da ist 

Fühlen statt Denken 
Wenn dem Sozialstaat das 'Abspek­

ken' verordnet wird, muß der mit pa­
trioischen Gefühlen besetzte National­
staat wieder her, um eine sichere Werte­
basis bereitzustellen, die den Fall ins so­
ziale nichts zu mildern scheint durch den 

imaginierten Anschluß ans große Ganze. 
Nachdem Schäuble zusammen mit 
Stoiber und Co. dem Bunde'sverfas­
sungsgericht die allerchristlichsten Zäh­
ne gezeigt hatte, machte er sich am 
25.08.95 in der FAZ an die Wurzelbe­
handlung. Sein Beitrag zu der Serie 
'Fremde Federn' (des Beweises, daß 
diese nicht immer schmücken, hätte es 
gar nicht mehr bedurft) trägt den Titel 
,,Wir leben aus der Wurzel des Überlie­
ferten". Schäuble hat inzwischen die 
Kompensationstheorie Lübbes, den er 
häufig beerbt, weiterentwickelt. Die Ta­
sache, daß in dieser Gesellschaft kaum 
mehr jemand 'aus der Wurzel des Über­
lieferten' lebt, kompensiert er mit der 
treuherzigen Versicherung des Gegen­
teils. Und wer nicht hören will, muß füh­
len. 

An die Stelle des 
sozialen und demokra­
tischen Rechtsstaats soll 
ein „schlanker Staat" 
(Schäuble) treten, der 
nur noch zum Schutz der 
Starken vor den Schwa­
chen da ist. 

,,Ist es nur ein Zufall, daß sich in letz­
ter Zeit Entscheidungen des Verfas­
sungsgerichts mehren, die offenbar dem 
Irrtum unterliegen, der notwendige 
Grundkonsens bedeute vornehmlich 
eine intellektuelle und nicht so sehr eine 
gefühlsmäßige Bindung an die Werteba­
sis der Verfassung?" Systematisch setzt 
der konservative Staatstheoretiker 
Schäuble die · (positiven, vaterländi­
schen, völkischen) Gefühle gegen die 
(negativen, mulitikulturellen, nihilisti­
schen) Gedanken. Sein Plädoyer für die 
Nation und die Religion ist eines gegen 
die Aufklärung und die. säkularisierte 
Gesellschaft. Das Urteil „verletzt zu vie­
le Menschen in seiner als Kälte empfun­
denen juristischen Spitzfindigkeit". 
Konsequent sieht Schäuble die Haupt­
aufgabe des Verfassungsgerichts darin, 
Ruhe und Frieden der in edlen (christ­
lich-abendländischen) Gefühlen verein­
ten Staatsbürger nicht zu stören: ,,Recht 
hat mit Frieden zu tun. Urteile des höch­
sten Gerichts sollen befrieden. Dieses 
Urteil spaltet, und deshalb gebietet gera-

de der Respekt vor dem Bundesverfas­
sungsgericht Widerspruch. Vielleicht 
wächst daraus Einsicht." 

Auch für Schäuble ist Freiheit Ein­
sicht in die Notwendigkeit. Für das Ver­
fassungsgericht kann das z.B. heißen, 
einsehen zu müssen, daß Religionsfrei­
heit als staatlich angeordneter Zwang 
zum schulischen Blick aufs Kruzifix 
zwar 'juristischer Spitzfindigkeit' 
grundgesetzwidrig erscheinen mag, der 
Friede der Fühlenden jedoch ein höherer 
Wert ist als die Freiheit der Denkenden. 

Gefahren des 
Schäuble-Programms 
Sieht man genauer hin, stellt man al­

lerdings häufig fest, daß die Mehrheits­
gefühle, auf die Schäuble sich beruft, 
Minderheitsmeinungen sind (so z.B. 
auch-bei seinem mißlungenen Versuch, 
den 'heiligen historischen Ort' Berliner 
Reichstag vor dem verhüllenden künst­
lerischen Zugriff Christas zu schützen). 
Um diesen dennoch im politischen Dis­
kurs eine Durchsetzungschance zu ver..: 
schaffen, muß Schäuble selber spalten 
und Unruhe stiften. Daß er dies al~ ~~ 
walt der Gemei~schaft und der ?üia,ijF 
chen Ruhe tut, 1st sozusagen sem 'Fnak, 
aber auch sein Problem. .,,._ 

Dieses wiederum ist Manifestation 
eines umfassenderen Problems, nämlich 
der Paradoxie des von Schäuble vertre­
tenen konservativen Politikprogramms. 
Man könnte es als 'Schäuble-Spagat' 
bezeichnen: Technologische Moderni­
sierung und ideologischer Traditionalis­
mus. Die konzeptionelle Schwäche die­
ses Programms zeigt sich auch in Schäu­
bles jüngstem Buch, dessen Kulturkritik 
sich weithin in gehobenem Stammtisch­
palaver über Dekadenz, Werteverfall, 
etc., erschöpft. Aber gerade aus der ver­
mutlich prinzipiellen Nichtrealisierbar­
keit dieses Programms könnten erheb­
lichste Folgen resultieren, dann nämlich, 
wenn Schäuble eines Tages Gelegenheit 
bekommt, als Kanzler eben doch den 
Versuch der Realisierung zu unterneh­
men. 

Selbst der Schein einer Synthese des 
Inkompatiblen wäre ohne starke 
Zwangsmechanismen nicht zu erzeugen; 
die staatlich hergestellte soziale Harmo­
nie ohne Sozialstaat bedürfte der ent­
schiedenen Unterdrückung sÜzialer 
Konflikte. An den Kreuzzug geg~n 
Karlsruhe würde man sich dann mir 
noch als an einen netten Spaziergang:er.:. 

. i 
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Geschichtspolitik im Gedenkjahr 1995 
Schlechte Zeiten für Geschichte und Aufklärung 

1995 als Jahr der historischen 
Gedenktage in der Dopplung des 
Gedenkens an das Kriegsende vor 

so·Jahren und des 5. Jahrestags des Bei-
tritts der DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland geht mit den Oktqberfeier­
lichkeiten zum Tag der Deutschen.Ein­
heit zu Ende. 

Die Bilanz zeigt: das Jahr 1995 hat 
die seit Jahren laufenden Versuche des 
Umdeutens der Vergangenheit, der Neu­
akzentuierung, des Verfälschens durch 
Weglassen, besonders der alternativen 
Vergangenheiten, politisch strategisch 
gebündelt. Die Akteure bilden ein En­
semble aus offizieller Politik mit dem 
Bundeskanzler und dem CDU-Frakti­
onsvorsitzenden als den herausgehobe­
nen Vertretern des politischen Kaders, 
dem Zitierkartell konservativer Histori­
ker mit dem Politikberater Michael Stür­
mer als Bündler und Antreiber, dem 
konservativen Medienverbund und einer 
konservativen Reisetruppe talk-show er­
probter Deuter und Umdeuter und ihrer 
willfährigen Claque von Kommenta­
toren. 

Konservativ-nationale 
Geschichtspolitik 

Die kritische Analyse des „Gedenk­
jahrgangs 1995" erlaubt es, die Katego­
rie „Geschichtspolitik" in die politische . 
Diskussion einzuführen. Wir verstehen 
unter Geschichtspolitik den Versuch, 
geschichtliche Sachverhalte und Mythen 
zur Interpretation tagespolitischer Pro­
blemlösungsstrategien oder zur Veran­
kerung längerfristig angelegter Politik­
programme im öffentlichen Bewußtsein 

· zu nutzen mit dem Ziel, die hegemoniale 
Deutungskompetenz für die Vergangen­
heit durchzusetzen und sie' politisch zu 
instrumentalisieren. Gedenktage bilden 
den geeigneten Anlaß, bestimmte Deu-

~-_tu:ngsmuster politisch zu setzen und po­
: ::, : litische Diskurse zu verhindern oder auf 
· /:bes,timmte Deutungen einzuengen. Ge­

~'";;['~lllftagifgebeo dfolfühiie für die Insze­
, · .ng.neuer Deutung~muster ab; Die 

· ··-·_: ~n,Jru('Beispielen solcher In-

szenierungen lassen es zu, von einer spe­
zifischen Methode der Geschichtspolitik 
zu sprechen. Geschichtspolitik wird zu 
einem komplementären Politikfeld. 

Geschichtspolitik scheut den demo­
kratischen Diskurs. So verwundert es 
nicht, daß deren klassische Protagoni­
sten die Führungspersonen autoritärer 
Systeme waren und sind. Die wichtig­
sten Rahmenbedingungen waren und 
sind Verfügung über Medien und direk­
te Inszenierungskompetenz für Aufmär­
sche und Veranstaltungen. In einem an­
deren Zusammenhang beschrieb Walter 
Benjamin dies als „Ästhetisierung der 
Politik"'. Der Rückblick auf den Ge­
denkjahrgang 1995 zeigt, daß auch in 
der parlamentarischen Demokratie Ge­
schichtspolitik dieser Art möglich und 
erfolgreich sein kann, ihre Fµnktion er­
füllt. Voraussetzung ist eine . entspre­
chende Medienstruktur und ein politi­
sches Klima, in der eine demokratischen 
Öffentlichkeit erstickt. 

Erst dadurch wird emotionale Feind­
bildpflege als Instrument von Wahl­
kampfstrategien attraktiv. Geschichts­
politik in der parlamentarischen Demo­
kratie lebt davon, daß die Motive ver­
borgen bleiben. Für die öffentlichen 
Kampagnen, mit denen. politische und 
kulturelle Hegemonie gewonnen werden 
soll, haben deshalb die medialen und 
kommunikativen Grauzonen und Brük­
kenköpfe erheblichen Stellenwert, in de­
nen sich die Grenzgänger zwischen eta­
blierten Konservatismus, der noch de­
mokratischen Rechten, und den völ­
kisch-nationalistischen Positionen tum­
meln, die die Grenzen zWischen beiden 
Positionen auflösen .und fließend halten, 
mit der Unverdächtigkeit des Einen die 
politische Anstößigkeit des Anderen 
verdecken. Die subkutanen Verbindun­
gen der Rechten verästeln sich von der 
FAZ und Fleissner-Verlag über Wei­
kersheim hin zu MUT und Vlotho. Ein 
erfolgreicher Brückenschlag zwischen 
den Fraktionen der Rechten war die „In, 
itiative.8.Mai" mit Dregger, Nolte, Tem­
plin und Zitelman, in der Hildegard 
Hamm-Brücher die Wiederauferstehung 
der Harzburger Front erkannte. Auch 
diese Initiative versuchte di~ historische 
Perspektive zu verschieben. Die Brand-

von Horst Peter und Norbert Sprajke* 

stifter beklagten mit dem Verweis auf 
die Nachkriegsopfer auf der deutschen 
Seite die Schäden des Löschwassers. 
Die Deutschen hatten Hitler geduldet 
und erduldet. Am Ende machten die Sie­
ger den Verlierern die Rechnung für den 
angezettelten und verlorenen Krieg. auf. 
Zitelmans und Dreggers selbstbewußte 
Nation, aus dem Schatten Hitlers heraus­
getreten, will das nicht mehr wahrhaben. 

Der Nukleus einer „Berlusconisie­
rung" der deutschen Medienstruktur, 
den Leo Kirchs Medienimperium ent­
hält, und die strategische Kaderpolitik 
der Rechten in der Moderatoren- und 
KonimentatOrenszene - auch im öffent­
lich-rechtlichen Medienbereich - er­
leichtern die Durchsetzung von Ge-
schichtspolitik. · 

Auf der Strecke der Geschichtspoli­
tik bleibt in der Regel die „Geschichte" 
selbst, alle Wissenschaftler, die gegen 
den geschichtspolitischen Mainstream · 
schwimmen, ,,Geschichte gegen den 
Strich bürsten"' wollen und besonders in 
der jüngeren Geschichte diejenigen, die 
ihre eigene Vergangenheit und die Ver­
gangenheit anderer rational bearbeiten 
wollen3• 

Die Bilanz des 
Gedenkjahrgangs 1995 

• Der „8. Mai 1945" 1995 hat die kon­
servative Umakzentuierung des 2. Welt­
kriegs und der militärischen Niederwer­
fung des deutschen Faschismus in Rich­
tung „Tag der Niederlage" weitergetrie­
be 
• Die Gedenktage zur Befreiung der 
verschiedenen Konzentrationslager auf 
deutschem Boden haben als Ergebnis, 
daß Selbstbefreiungsversuche der Häft­
ling relativiert, die Akzentsetzung der 
Geschichtspolitik der DDR eliminiert 
und die Funktion der KZ's als Instru­
ment der innenpolitischen Unterdrük­
kung und Vernichtung der Opposition 
über den rassenpolitischen Leisten ge­
schlagen wurde. Vergessen werden soll, 
daß sich der erste Schlag de's Faschismus 
gegen Arbeiterbewegung und politische 
Demokratie richtete. 
Prototypisch ist in diesem Zusammen­
hang die Neudefinition des KZ Buchen-
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wald. In den Mittelpunkt der Diskussion 
wurde die Rolle der ,,roten Kapos" ge­
stellt. So von Jorge Semprun, der in sei­
ner Buchenwald-Rede ziemlich zum 
Schluß ausdrücklich betonen mußte: 
,,Natürlich gedenken wir heute des So. 
Jahrestags der Niederlage des Faschis­
mus, der Befreiung des Konzentrations­
lagers von Weimar-Buchenwald." Be­
gleitend wurde die Rolle der ehemaligen 
SS-Lager als NKWD-Lager und die Sta­
si-Planungen für Masseninhaftierungen 
von Oppositionellen hervorgehoben. 
Noch sind nicht alle Opfer des Faschis­
mus rehabilitiert, noch sind nicht alle 
Täter bekannt und verurteilt, da werden 
die Täter entlastet, indem Opfer zu Mit­
schuldigen erklärt werden. Opfer dieses 
historischen Schnitts sind diejenigen, 
die stets Opfer waren: im Faschismus, in 
der Adenauerrepulik und jetzt erneut. 

Die Erkenntnisse der Stasi-Unterla­
gen-Behörde liefern das Material, um im 
Kontext zu Presseorganen wie Focus. 
Welt, Bild beliebig Kampagnen zum je­
weils geeigneten Zeitpunkt zu inszenie­
ren. Teile der DDR-Bürgerrechtsbewe­
gung wie Bärbel Bohley, Templin, An­
gelika Barbe u.a. liefern dem Kanzler 
die Kulisse. sich als „personifizierte 
Deutsche Einheit" ins Bild zu setzen. 
Auf der Strecke bleiben diejenigen, die 
eine rationale „Erbe-Diskussion '' führen 
wollen. Sie werden entweder als Täter 
oder Sympathisanten geschichtspoli­
tisch ausgegrenzt. 
• Ein weiteres Beispiel einer ge­
schichtspolitisch gestützten politischen 
Linie ist die Vorbereitung der außenpo­
litischen Parteinahme der Bundesregie­
rung im Balkankonflikt für Kroatien, die 
Deutschland jetzt in Nibelungentreue zu 
seinen Bündnispartnern (wie 1914) in 
die Rolle einer „Kriegspartei" (Frank­
furter Rundschau) in Bosnien bringt. 
Unter der Federführung der FAZ wurde 
diese Position in der deutschen Öffent­
lichkeit mit der Schußrichtung - das 
Abendland wehrt auf der Seite des ka­
tholischen Kroatien das -orientalisch­
kommunistische Serbien ab und vertei­
digt die europäische Zivilisation - ju­
stiert. 

Die Linke: Flüchten oder 
den Fehdehandschuh 

aufgreifen 

Die Beispiele zeigen, daß Ge~ 
schichtspolitik das politische Klima, die 
politische Argumentation zu aktuellen 

politischen Fragestellungen, politische 
Stimmungen massiv beeinflußt. Fischers 
Bosnien-Brief, mit dem er die geschei­
terte Balkanpolitik der Bundesregierung 
salviert, ist dafür ein beredtes Beispiel. 
Indem die Fischer-Linie der Grünen der 
Balkan-Politik der Bundesregierung bei­
tritt und sie gute Gründe für eine falsche 
Politik reklamiert, erlebt sie ihr außen­
politischen „ 1914". Auch Grüne lassen 
jetzt Soldaten für die Fehler der Politik 
büßen, Soldaten sollen gutmachen, was 
die Politik schlecht gemacht hat. 

Wie sorglos auch Fischer mit Ge­
schichte umgeht und eine eigenständige 
grüne Geschichtspolitik kreiert, zeigen 
sein Rekurs auf „Spanien 1936" und 
sein Argument, Bosnien vor dem serbi­
schen Faschismus schützen zu wollen. 
Zum einen wird niemand unterstellen 

Die Brandstifter beklag­
ten mit dem Verweis auf 
die Nachkriegsopfer auf 
der deutschen Seite die 
Schäden des Löschwas­
sers. 

wollen, daß _Fischer sich den inflationä­
ren Faschismusbegriff des Linksradika­
lismus zu eigen macht. Wer bean­
sprucht, einen seriösen Faschismusbe­
griff anzuwenden, muß dessen katego­
rialen Rahmen beachten. Hier muß Fi­
scher nacharbeiten, um zu erklären, daß 
er sich nicht an die Topoi der Totalitaris­
mustheorie herangeschlichen hat. Das 
revolutionäre Spanien der Anarchosyn­
dikalisten, linken Sozialdemokraten, 
Stalinisten, Trotzkisten, Rechtskommu­
nisten, bürgerlichen Demokraten und re­
gionalen Autonomisten ist nicht an zu 
wenig Intervention, sondern eher an zu 
viel Intervention interessierter ausländi­
scher Mächte gescheitert. Ohne deut­
sche und italienische Intervention wäre 
Francos Putsch gar nicht erst möglich 
gewesen. Und die englisch-französische 
Rolle kommt uns bekannt vor: sie haben 
nichts dafür getan, die offiziell auch von 
Deutschland und Italien gewollte Non­
Interventions-Politik gegen diese beiden 
Mächte durchzusetzen, wie der Westen 
auch jetzt nichts unternimmt, die offizi­
elle Embargopolitik durchzusetzen und 
damit Fischer die Argumente für seinen 
Interventionismus liefert. Zµm anderen: 

das „Spanien" unserer Generation war 
,,Vietnam". 

Das Eliminieren des Sozialismus von 
der Agenda der Weltpolitik, die Flucht 
der intellektuellen Linken von früher 
vertretenen Positionen, um nicht vom 
Strudel des Zusammenbruchs des Nomi­
nalsozialismus mitge'rissen zu werden 
und um weiter dabei sein zu können, der 
Rückzug von radikaler politischer Kritik 
des Kapitalismus in Wissenschaft und 
Politik, sind Ausdruck dafür, daß die de­
mokratische Linke in der Defensive ist. · 
Die Antwort der Linken kann nur sein, 
den geschichtspolitischen Fehdehand­
schuh aufzugreifen und die Diskussion 
um die Vergangenheit demokratisch zu 
wenden. 
• Die geschichtspolitische Inszenie­
rung ist in einem Diskurs um das Erbe 
umzuwandeln, in dem die Positionen 
von Historikern, die dem Mainstream 
entgegenlaufen, offensiv aufgegriffen 
werden. 
• Kommunikation mit Zeitzeugen muß 
in vorurteilsfreien Räumen ermöglicht 
werden. Wer gezwungen ist, an seinem 
Freispruch zu arbeiten, ist nicht in ~ 
Lage, zu erzählen, und Rückschlüs~,ffl!: 
die Zukunft zu öffnen. In 'einer. ~ .. ]J 
sphäre der Rache sind auch Gut '. ...... "'· 
nicht in der Lage, zuzuhören, geschwei~ 
ge denn zu·verstehen. ' 
• Die politische Unterstützung von Ge­
genpositionen stellt die Definitions­
macht der herrschenden Geschichtspoli­
tik in Frage. Damit wird es möglich, den 
allgemeinen politischen Diskurs seines 
ideologischen Schleiers zu berauben. 

Walter Benjamin: Das Kunstwerk im Zeitalter 
seiner. technischen Reprocluzielbarkeit, in: 
Ders.: Dass., Frankfurt 1974, S. 49. 

2 Walter Benjamin: Geschichtsphilosophische 
·Thesen, in: Ders.:, Zur Kritik der Gewalt, Frank­
furt 1971, s. 83. 
Siehe auch Horst Peter: Demokratische Linke in 
Deutschland - gespalten in Ost und West, in: 
spw 1/95, s. 22. 
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Aufarbeitung utid strafrechtliche Bewältigung des von Staats- und Parteiapparat der untergegangenen DDR begangenen 
Unrechts stellen das vereinte Deutschland vor große Probleme. Der ständige Hinweis auf die Verbrechen von SED, Mauer­
schützen und Stasi wird (häufig zu recht) angesehen als Versuch der Rechten, politisches Kapital zu schlagen, die Linke zu dis­
kreditieren. Die Forderung, einen Schlußstrich zu ziehen, dient aber ebenso häufig der Absicht, sich aus der politischen Verant­
wortung zu stehlen - für die eigene Vergangenheit oder für die Gestaltung der Zukunft. 

Sicherlich wird vieles kontrovers zu beurteilen sein. So auch der Beitrag von Angelika Barbe, DDR-Bürgerrechtlerin und 
heute SPD-Politikerin, die die Diskussion mit einer prononcierten Stellungnahme gegen einen Schlußstrich eröffnet. Weitere 
Beiträge sollen folgen. Die spw-Redaktion 

Am Scheideweg: 
Zivilcourage oder Konformismus 

Gegen einen Schlußstrich bei der DDR-Vergangenheitsbewältigung 

E schon die Forderung nach einem 
chlußstrich eine Form politischen 
onformismus? Vergangenheitsauf­

arbeiti.mg paßt nicht mehr in die politi­
sche Landschaft im fünften Jalu nach 
der demokratischen- Revolution. Dieser 
Eindruck kann zumindest entstehen, 
wenn man sich die gegenwärtige Dis­
kussion vor Augen führt. Zu hör'en ist, 
daß das Land Versöhnung braucht. Der 
Bundeskanzler will sich nicht mehr mit 
solch „unappetitlichen Sachen" wie den 
Stasiakten beschäftigen, die nur die At­
mosphäre im Land vergiften. Schluß mit 

· dem unzeitgemäßen „moralischen Rigo­
rismus", der nur die -PDS stärkt, tönt es 
aus der nächsten Ecke. Im übrigen habe 
die von „Hexenjägern" bes~nders eifrig 
verfolgte Vergangenhei tsaufarbeitung 
nachweislich ihren moralischen An­
spruch verloren und diene lediglich der 
„Wendebesitzstandswahrung" einiger 
1989/90 nach oben gespülter Akteure. 

Es ist müßig, an dieser Stelle alle 
nennenswerten Zitate aufzuführen, die 
zusammengefaßt zweifellos ein kleines 
Kompendium ergeben würden. Lohnend 
ist es aber, die Fragen nach der dahinter­
stehenden Geisteshaltung sowie die Fra­
ge nach den historischen Parallelen zu 
stellen.· Handelt es sich z.B. um in 
Deutschland im 20. Jahrhundert immer 
wiederkehrende Verhaltensmuster? Für 

;:.mi~~f,vOn. Interesse ist es hierbei auch, 
welcher T_yp des Politikers dadurch ge-

• fordert . wrrd, dessen Selbstverständnis 
·, .n'!Chzuspüren und die Frage zu beimt­

;,~,i,:,:-,:",:..+.,.,+ .. "'~·"'.".ie er sich ·in Konfliktsituatio­
. ,,-,n.,,.ne~d@t . .Y.or._allem.aber .sollte der '::~;~:,t,'; .- . ' . 

Frage nachgegangen werden, welche Art 
von Konformitätsdruck produziert wird. 

Die schwerwiegendste Folge eines 
Schlußstriches ist, daß auf fragwürdige 
Weise ein gesellschaftlicher Konsens er­
zwungen werden soll, der Zugeständnis­
se zuallererst von den Opfern des SED­
Regimes verlangt, die sich damit erneut, 
diesmal im Interesse des gesellschaftli­
chen Friedens, unterzuordnen haben. 
Beleg dafür ist di'e Äußerung, daß die 
Zivilcourage des Einzelnen zwar Re­
spekt verlange, keinesfalls aber als 
Norm gesetzt werden· dürfe. Wenn in 
diesem Zusammenhang dann auch noch 
zu hören ist, daß mit dem „Opferbonus" 
(!) ein „würdeloser Mißbrauch" betrie­
ben werde, ·wird der berechtigte Min­
destanspruch der Opfer auf gesellschaft­
liche Achtung nach dem Zusammen­
bruch der Diktatur in Frage gestellt. 
Schwer erträglich ist die Diffamierung 
der Opfer als Ruhestörer und Hindernis 
für den gesellschaftlichen Frieden. Er­
neut werden sie dadurch an den Rand 
der Gesellschaft gedrückt. 

Lehren aus der 
Vergangenheit 

Ist es aber nicht vielmehr die Haupt­
lehre aus den beiden Diktaturen 
Deutschlands im 20. Jahrhundert, daß 
Diktatoren dort ein fruchtbarer Boden 

. bereitet wird, WO die Fähigkeit zu Unter­
ordnung und nicht die des Widerstehens 
zum wichtigsten gesellschaftlichen Ver­
halten deklariert wird? Provozieren 
nicht im Gegenteil gerade Wegschauen 
und fehlende Zivilcourage in der Gegen­
wart ~mmer wieder aufkommende frem­
denfeindliche Ausschreitungen? Hier 

· herrscht eine Vorstellung vom gesell-' 

von Angelika Barbe* 

schaftlichen _Frieden, die nicht den aus 
der Vergangenheit stammenden· Kon­
flikt öffentlich austragen will, sondern 
einen· alle gesellschaftlichen Gruppen 
vereinenden Kompromiß auf Kosten der 
Opfer herbeizuführen sucht. Davon nur 
einen Schritt entfernt ist die Argumenta­
tion, Vergangenheitsaufarbeitung wäre 
eigentlich eine „Hexenjagd", die den In­
teressen westlicher „Kolonisatoren" die­
ne und den DDR-Bürgern den Rest ihrer 
Würde nehmen wolle. Wer diesen mora­
lischen Rigorismus ·nicht kritisiere, 
schade der Durchsetzung ostdeutscher 
Interessen. So erfolgt eine schrankenlo­
se argumentative_Gleichsetzung von Sy­
stemprivilegierten (und damit auch von 
Tätern) mit der Mehrheit der ostdeut­
schen Bevölkerung,. die weder privile­
giert war, noch das System zu verant­
worten hatte. 

Solchermaßen tabuisierter Umgang 
kann aber weder den gesellschaftlichen 
Frieden befördern, noch tatsächlich zu 
einem von den Schlußstrichverfechtern 
erwünschten Ende dieser Debatte füh­
ren. Der politischen Kultur in Deutsch­
land wäre aber der erneute Versuch, 
einen Schlußstrich zu erzwingen, äu­
ßerst abträglich. Ähnlich wie nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges würden 
Entpolitisierung und die Einstellung, 
Politik sei ein schmutziges Spiel, geför­
dert. Eine solche Hypothek ist aber in 
jedem Falle schwerer zu tragen als der 
offene, manchmal schmerzhafte Prozeß, 
auch die dunkelsten Ecken der Ver­
gangenheit zu beleuchten. Fatal wäre es, 
wenn sich wieder, wie nach 1945, 
Vergangenheitsaufarbeitung behindern­
de Blockademuster durchsetzen würden. 
Leider scheinen sich hier tatsächlich 
Parallelen anzudeuten. 
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Einer der wesentlichen Faktoren, die 
nach 1945 die Vergangenheitsaufarbei­
tung behinderten, war die unter vielen 
Deutschen verbreitete Einstellung, die 
Alliierten hätten - gerade in den Nürn­
berger Prozessen - den Begriff der Kol­
lektivschuld des gesamten deutschen 
Volkes eingeführt. Außerdem hätten alle 
alliierten Gerichtsverfahren auf dem 
Vorwurf des unterlassenen Widerstands 
basiert und im Ergebnis nur neues Un­
recht geschaffen. Im Gegensatz zu die­
sem populären Abwehrverhalten, wel­
ches noch bis in die Gegenwart hinein­
reicht und im Zusammenhang mit der 
MfS-SED-Debatte neue Aktualität er­
fährt, ist festzustellen, daß die Alliierten 
den Begriff der Kollektivschuld gerade 
nicht verwendeten. Vielmehr sollte die 
konkrete individuelle Verantwortung 
deutlich gemacht werden. Darum geht 
es auch heute. 

Genügend historische Beispiele bele­
gen eindrucksvoll, daß stets neue Pro­
bleme geschaffen werden, wenn man 

· sich vor der Vergangenheit drückt. Die 
Vergangenheitsverdrängung nach 1945 
wurde von den nachfolgenden Genera­
tionen heftig kritisiert und sollte uns 
heute kein Vorbild sein. Im übrigen fällt 
auf, daß die Vergangenheitsaufarbei­
tung nach 1945 einerseits (und auch zu 
Recht!) als relativ folgenarm kritisiert 
wird. Daß diese Kritik aber nur vorder­
gründig ist, wird deutlich, wenn dieses 
Versäumnis zum höchst willkomrrienen 
Anlaß wird, die Aufarbeitung der DDR­
Vergangenheit grundsätzlich in Frage zu 
stellen. Bedauerlich ist hierbei, daß eini­
ge Radikaldemokraten ähnlichen Ver­
drängungsmechanismen unterworfen 
sind wie ihre Väter und Großväter. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Ar­
gument, Vergangenheitsaufarbeitung 
nütze nur der jeweils anderen Seite, sei­
nerzeit dem Kommunismus und heutzu­
tage der Rechten. Ein solch instrumen­
tell-funktionales Geschichtsverständnis, 
welches letztendlich dem Bedürfnis 
nach unkritischer Selbstidentifikation 
dient, widerspricht aber grundsätzlich 
~inem tatsächlich emanzipativen An­
spruch an Politik. Unzutreffend ist die 
Behauptung, daß durch die kritische 
Aufarbeitung der Diktaturerfahrung den 
Menschen der Rest ihrer Würde genom­
men werde, um alles in den Schmutz zu 
ziehen, was DDR gewesen sei. ,,Die 
rücksichtslose Abrechnung mit dem 
SED-Staat ist keine Vernichtung der 
Biographie derer, die es ehrlich gemeint 
haben. Es ist im Gegenteil die einzige 

Chance zur Rettung ihrer Biographie" 
(Mitter/Wolle: Untergang auf Raten, 
München 1993, S. 9). 

Diskreditierung der 
Vergangenheitsaufarbeitung 

Mit der Diskreditierung der Vergan­
genheitsaufarbeitung steigt auch der 
innergesellschaftliche und innerpoliti­
sche Konformitätsdruck. Angepaßtes 
Verhalten wird dadurch nicht nur zum 
Regelverhalten, sondern fatalistisch 
auch zur einzig denkbaren vernünftigen 
Verhaltensweise deklariert. Die Mög­
lichkeiten, durch eigenes Handeln etwas 
zu bewirken, werden bewußt kleingere­
det und gesellschaftliche Passivität legi­
timiert. Wenn individuClle Verantwor­
tung einzufordern als „moralischer Ri-

Schwer erträglich ist die 
Diffamierung der Opfer 
als Ruhestörer und Hin­
dernis für den gesell­
schaftlichen Frieden. 
Erneut werden sie 
dadurch an den Rand 
der Gesellschaft ge­
drückt. 

gorismus" diffamiert wird, erfährt kon­
formes Verhalten folglicherweise auch 
moralische Aufwertung. Welche Aus­
wirkungen dies hat, kann man bereits 
jetzt feststellen. 
1. Im Vorwort zu Walter Jankas Krimi­
naldokumentation „Die Unterwerfung" 
fragt Günter Kunert: ,,Warum haben wir 
- nahezu blind - geglaubt, die Wahrheit 
würde sich von allein durchsetzen?" Ist 
es so, daß die „Kraft und der Waluheits­
gehalt von Argumenten überschätzt und 
die Einsichtsfähigkeit und Vernunft von 
Machthabern unterschätzt worden ist?" 
Walter Janka ging es um die Wahrheit, 
die er nicht durch falsche Geständnisse 
austauschen wollte. Dafür erlitt er vier 
Jahre Zuchthaus in Bautzen. Warum 
aber schwiegen sie alle - die prominen­
ten Mitwisser, die die Waluheit kannten. 
und dennoch Janka allein ließen in sei­
nem „Versuch, in der Waluheit zu le­
ben" (Havel)? War es tatsächlich die 
falsch verstandene Loyalität zur SED, 
wie Stephan Heym vermutet? Oder wa­
ren es nicht doch eher Feigheit, man'." 
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gelnde Zivilcourage und Selbsthaß, weil 
W. Janka ihnen den Spiegel vorhielt? 
2. Bürgerrechtler finden in den Stasi­
Unterlagen Spitzelberichte eines heute 
in der Politik an führender Stelle agie­
renden Juristen. Die Registriernummern 
stimmen überein. Aber er kann sich an 
nichts erinnern. Wer hat ihn zum Maul­
wurf gemacht - ihn um das Bewußtsein 
seines eigenen Ichs gebracht? Führten 
zwanzig Jahre Karriere als Anwalt im 
SED-Staat zum Gedächtnisschwund? 
Warum werden gerade die perfiden Be­
arbeitungs- und Zersetzungsmaßnah0 

men des MfS gegenüber den ,,Feinden" 
des Systems in ihrer zerstörerischen 
Wirkung heruntergespielt? Ralph 
Giordano kommt alles „urbekannt vor 
aus der Zeit nach 1945: keiner war Nazi, 
niemand Denunziant, jeder Widerstand­
kämpfer." Nein, Giordano wirft die 
„Scheußlichkeit des real existierenden 
Sozialismus nicht in einen Geschicht­
stopf mit dem singulären Holocaust- und 
Auschwitzstaat der Nazis." Aber er stellt 
überrascht fest, ,,daß die Internationale 
der Verdränge, überall das gleiche ent­
stellte Antlitz zeigt; statt zu geste!ten, 
verteidigt sie sich." Giordano ford~,;•il': 
auf: ,,erlöst nicht nur Eure Opfet}j;~~-: 
dem vor allem Euch selbst niit:;;,)ter 
W aluheit." · 
Ehemalige Täter stellen sich heute als 
verfolgte Unschuld dar. Der Normalbür­
ger beobachtet ein Phänomen: Gut iiber 
den Zusammenbruch der SED-Diktatur 
hinweggekommene ehemalige Verant­
wortliche tun so, als wären sie die Be­
nachteiligten und Verfolgten - um noch 
heimtückischer die Opfer als „Hexenjä­
ger" diffamieren zu können. 
3. Vergangenheitsaufarbeitung lassen 
manche Zeitgenossen fa11en wie eine 
heiße Kartoffel. Ein Ostberliner Ehepaar 
legt Beweise vor, eine noch immer tätige 
Schuldirektorin· hat in der DDR der 
Tochter die Ausbildung als Kindergärt­
nerin verwehrt. Obwohl der zuständige 
Senator eingeschaltet wird, ·schützt der 
zuständige PDS-Bezirksrat diese Direk­
torin vor den Konsequenzen ihres Tuns. 
Das Vertrauen der Eltern zu den staatli­
chen Institutionen bleibt durch den Miß­
brauch ihres Vertrauens nachhaltig, ge­
stört. Verantwortung für schuldhaftes 
Verhalten einzufordern, setzt heute wie 
damals Zivikourage voraus. . .. _ . 
4. Erfolglos kämpfen Bürgenmbattven 
zwei Jalue lang für die Entlassung·~ 
umstrittenen Direktorin eines Ostberli­
ner Arbeitsamtes. Früher Bezirk$stadträs 
tin, SED-Mitglied und Nomenldaturka0 
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der, hatte sie mit dafür gesorgt, in „ih­
rem" Arbeitsamt nachweisbar 21 ehe­
malige führende SED-Kader in leiten­
den· Positionen unterzubringen. Nach 
Protesten aus der Bevölkerung, die dort 
ehemalige Peiniger wiedererkannt hat­
ten, wurden lediglich einige „unzumut­
bare" Personen in Abteilungen ohne Pu­
blikumsverkehr versetzt. Auch der Ver­
waltungsrat des Arbeitsamtes wollte 
sich mit dieser Bagatellisierung derbe­
rechtigten Bürgeranliegen nicht zufrie­
dengeben und verweigerte die Zustim­
mung zur beantragten Verbeamtung der 
ehemaligen SED-Frau. Dies hinderte die 
Bundesanstalt in Nürnberg nicht daran, 
die Ex-Direktorin jetzt mit dem Aufbau 
von Arbeitsämtern in den baltischen 
Staaten zu betrauen. Abgeordneten, die 
dagegen protestierten, wurde von der 
Bundesanstalt bedeutet, sie soHten sich 
nicht einmischen. Wer früher die Fähig­
keit zur Unterwerfung perfektionierte, 
kann damit heute Erfolge feiern und un­
ter Ausnutzung des Rechtsstaates hoch­
befördert werden. Widerspenstige wer­
den heute wie damals marginalisiert. 
5. Einern Zwickauer narrer, der sich 
um die Aufklärung von fehlerhaftem 
Verhalten der Amtskirche in der DDR­
Zeit bemüht, wird mit fadenscheiniger 
Begründung die beantragte Forschungs­
möglichkeit in den Akten-Hinterlassen­
schaften des MfS untersagt. Es gelingt 
ihm nur mühsam durch große Beharr­
lichkeit und Unterstützung einiger weni­
ger Politiker, diese Forschungen den­

. noch durchzuführen. Er schreibt: ,:Zwar 
wird gegenwärtig das Interesse für diese 
Geschichtsforschung immer geringer, 

. aber ich bin gewiß, daß die Zeit kommen 
wird, in der die Kinder und Enkelkinder 
fragen werden: Was ist eigentlich alles 
passiert? Es geht darum, nicht nur Fak­
ten einer gewesenen Zeit zu präsentie­
ren, sondern auch die einstigen Struktu­
ren und Verflechtungen der Macht, die 
sich bi_s heute auswirken, aufzuzeigen. 
Unter der unendlichen Decke der Ver­
söhnung soll alles verschwinden. Jedoch 
der Weg einer Versöhnung kann nur be­
schritten werden, wenn zuerst erkennbar 
~ird; was an Schuld und Vergehen vor­
liegt. Versöhnung ist stets konkret. Sie 
kann ,nie im Gießkannenprinzip für alle 

. und alles ausgegossen weiden." 
... ,. ..--Weiterhin .. -werden--also unbequeme 

,1,ies•,.. Mensche d 'h An " 
'"'""' c.öÜitTälii"D, lln .... _ 1 ... re .... ..g~bo~e „ an uns 

, ,,,, .. ,., , Chance und Anstoß für unser 
.,.",i;;".,,:. ,~tbetniehtet.•Stattdessen er-·-·-· ........... ;;:sut:seien--störefl; .. 
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sein, daß gerade die von ihnen oft vorge­
lebten demokratischen. Sekundärtugen­
den, wie Eigensinn, Zivilcourage und 
Mut zum Widerspruch zum unverzicht­
baren Wertefundament unserer Demo­
kratie gehören. Gerade die demokrati­
sche Revolution von 1989 hat gezeigt, 
daß dies keine leere Floskel ist. Viel­
mehr wird dadurch der demokratische 
Gründungsakt erst ermöglicht. Zivilcou­
rage war die zentrale Grundvorausset­
zung für die Herstellung eines demokra­
tischen Gemeinwesens. Diese gelebten 
Erfahrungen gilt es zu bewahren. 

Notwendigkeit demokra­
tischen Neubeginns 

Es bleibt aber die Frage, warum das 
Erbe der Revolution nur der vordergrün­
digen Legitimation des deutschen Ver~i­
nigungsprozesses diente. Denn viele 
Vereinigungsprobleme resultieren auch 
aus der mangelhaften Anerkennnung 
des gemeinsamen demokratischen Neu­
beginns. Bislang herrscht die Vorstel­
lung, nur die Ostdeutschen würden einen 
Neuanfang machen müssen. Es bleibt 
ein schwerwiegender Fehler des inneren 
Vereinigungsprozesses, diesen Neube­
ginn nicht auch auf höchster staatspoliti­
scher Ebene nachzuvollziehen. 

Mit den Entscheidungen im Herbst 
1989 und den daraus geschaffenen Be­
dingungen des inneren vereinigungs­
prozesses sind „Hypotheken" entstan­
den, die das Zusammenwachsen beider 
deutscher Gesellschaften zu· einer mo­
dernen Zivilgesellschaft, die Auffri­
schung der parlamentarischen Demokra­
tie in Westdeutschland und deren Festi­
gung in Ostdeutschland belasten. Diese 
Belastungen werden zu der „demokrati­
schen Frage" in der entstehenden Berli­
ner Republik: 
1. Es fehlt ein symbolisch konstitutiver 
Gründungsakt, in dem Ost- ilnd West­
deutsche sich gegenseitig Ihren neuen 
Staat und die gemeinsamen Aufgaben 
anerkennen. 
2. Es gibt zahlreiche Versuche politisch 
konservativ eingestellter Kreise, die de­
mokratische Revolution und die demo­
kratischen Revolutionäre voneinander 
zu trennen. Erst damit kann die Bürger­
bewegung instrumentalisiert werden, 
ohne daß der weitaus wichtigere eman­
zipative und modernisierende Gehalt der 
Bürgerbewegung störend wirkt: Bürger­
bewegung in Ostdeutschland war und ist 
eben nicht „Protest ohne Perspektive" 
gewesen. 

3. Dem Versuch der Union und des 
Bundeskanzlers muß widersprochen 
werden, sich die Vereinigung parteipoli­
tisch anzueignen, die eigene Rolle zu 
verklären und den de facto „Neugrün­
dungsakt" eines grundlegend veränder­
ten Staates sowie die Wiedervereinigung 
zur Legitimierung eines konservativen 
Geschichtsbildes zu nutzen. 
4. Die Ostdeutschen haben vielfach ein 
gebrochenes Verhältnis zu den demo­
kratischen Institutionen des neuen Staa­
tes entwickelt. Westdeutsche sind nur 
wenig kritikfähig der alten Bundesrepu­
blik gegenüber. Unerfüllbare Erwartun­
gen (durch die Bundesregierung ge­
weckt) sind schwere Bürden für die Ent­
wicklung demokratischen Engagements. 

Gerade die bürgerbewegten Grundla­
gen der demokratischen Revolution stel­
len ein unverzichtbares Potential zur 
Ablösung dieser Einheitshypotheken 
dar. Jenseits von DDR-Nostalgie, wie 
sie von Teilen der PDS kultiviert wird, 
und unkritischer Idealisierung der Ver­
hältnisse in der alten Bundesrepublik 
gab die Bürgerbewegung Anstöße zur 
demokratischen Erneuerung. 

Jene Menschen, die sich im Herbst 
1989 auf die Straße gewagt, die neue, 
unabhängige politische Organisationen 
gegründet haben, die trotz aller Unsi­
cherheit und Gefahr und der. konkreten 
Gegenreaktionen des strauchelnden al­
ten Regimes die kompromißlose Ablö­
sung des alten Herrschaftssystems ge­
fordert haben, ,,stehen", wie Jürgen Ha­
bermas es ausdrückte, ,,in den besten 
Traditionen deutscher Politik und Ge­
schichte" . 

So gehört das Einfordern von Ver­
antwortung und Rechenschaft von den 
Handelnden, die Prüfung von Glaub­
würdigkeit und Bürgernähe auch weiter­
hin zu den wesentlichen Voraussetzun­
gen demokratischer Politik. Die Aner­
kennung dieser Fragen und die Vertie­
fung der Aufklärung der Vergangenheit 
- und nicht ein leichtfertig ausgespro­
chener Schlußstrich oder gar die Verklä­
rung der Vergangenheit - schaffen die 
Grundbedingungen für die · Festigung 
der parlamentarischen Demokratie -
wohlgemerkt nicht nur in Ostdeutsch­
land . 
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Der Staat hat in den letzten Jahren in den theoretischen und politischen Debatten der Linken keine besonders große Rolle ge­
spielt - zu Unrecht, wie wir meinen. Derweil haben die Konservativen und Liberalen den Staat weniger abgebaut - was sie zwar 

. propagieren, aber in Anbetracht seiner zentralen Rolle für die Gewährleistung gesellschaftlicher Stabilität und ökonomischer 
Entwicklungsfähigkeit gar nicht durchhalten könnten -, als vielmehr seine immer ungeschminktere Indienstnahme für die Inter­
essen des weltmarktorientierten Kapitals vorangetrieben. 
Zu Beginn unseres Heftschwerpunkts gibt Bob Jessop einen Überblick über die marxistische (und auch nichtmarxistische) Dis­
kussion über den Staat seit dem 2. Weltkrieg. Was der kapitalistische Staat ist, wie er sich aus der gesellschaftlichen Praxis kon­
stituiert, wie er funktioniert und seine Mächte ve,flochten sind mit der Gesellschaft und der Ökonomie und welche strategischen 
Konsequenzen für die Linke daraus zu ziehen sind, das sind dabei zentrale Fragestellungen. 
Joachim Hirsch widmet sich dem aktuellen, unter dem Druck der Krise des Fordismus ablaufenden Form- und Funktionswandel 
des Staates vom keynesianischen Wohlfahrtsstaat hin zum „Schumpeterianischen Leistungsstaat" (so Bob Jessop 1992) oder 
„nationalen Wettbewerbsstaat", und geht der Frage nach, was diese Entwicklung für die Perspektiven der Demokratie und die 
Möglichkeiten linker Politik im nationalen wie globalen Maßstab bedeutet. Daß sein dabei entwickelter Anti-Etatismus und Ori­
entierung auf autonome Basisorganisation einseitig sei und übers Ziel hinausschieße, diese Gegenposition _wird in der nächsten 
Ausgabe der spw Ralf Krämer venreten - vielleicht als Beginn einer weiteren Debatte. 
Der Rolle die (Volks-)Parteien im Rahmen des fordistisch geprägten Staates und für die Kleinarbeitung alternativer politischer 
Potentiale wendet sich Frieder Otto Wolf zu. Welche Veränderungen vollziehen sich durch das Ende der „Schönwetter-Demo­
kratie" und andererseits die Entwicklung der Grünen? Was sind die Bedingungen für eine politische Trendwende und was sind 
die Perspektiven und Subjekte einer alternativen Linken? Damit sind grundsätzliche strategische Fragen angesprochen, die im 
spw-Zusammenhang vor allem unter den Stichworten der notwendigen Formierung eines „Bündnisses von Arbeit, Wissenschaft 
und Kultur" bzw. eines „ Umbaublocks" diskutiert werden und uns auch in kommenden Heften beschäftigen werden. . 

Die spw-Redaktion 

Der Staat im marxistischen Denken 
der Nachkriegszeit ., .. ,.i.,,, 

von Bob Jkj~:* 

W:er liest heute noch Staatstheo­
rie? Verglichen mit den kom­
plexen und fieberhaften mar­

xistischen und marxistisch-feministi­
schen Debatten in den 1970er Jahren 
über die Formen und Funktionen des 
modernen Staates sind Versuche, den 
kapitalistischen Staat theoretisch zu fas­
sen - ob als abstraktes Objekt oder als 
ein Objekt politischer Klassenkämpfe -
nicht mehr besonders beliebt. Mehrere 
Faktoren erklären diesenZustand. 

Erster Faktor ist die Vertiefung der 
allgemeinen Krise des Marxismus und 
der kommunistischen Bewegung seit 
Mitte der siebziger Jahre. Das Ableben 
des Staatssozialismus im Sowjetblock, 
der Aufstieg des Neoliberalismus im 
Westen und die postmoderne Zurück­
weisung ,,großer Theorien" haben eben­
so dazu beigetragen, die Anziehungs­
kraft marxistischen Denkens zu reduzie­
ren. 

Zweitens hat sich das Interesse von 
Sozialwissenschaftlern und Intellektuel­
len den verschiedenen Besonderheiten 

Bob Jessop, Professor für Soziologie an der 
Universität Lancaster, GB. Übersetzung: Edgar 
Göll,Berlin 

des Kapitalismus (z.B. dem historischen 
Übergang vom Fordismus zum Postfor­
dismus, den unterschiedlichen Typen 
des zeitgenössischen Kapitalismus und 
politischer Regime, Wechselwirkungen 
zwischen Globalem und Lokalem) und 
diskurs- und kulturwissenschaftlichen 
Forschungen (z.B. populäre Kultur, 
identity politics, die Informationsgesell­
schaft, Cyberspace) zugewandt. In sol­
chen Zusammenhängen wird der Staat 
als zunehmend irrelevant (die Krise des 
Nationalstaats, die Bedeutung der Glo­
balisierung) oder als eine kulturelle oder 
diskursive Konstruktion (als imaginäre 
politische Gemeinschaft, als Ort von Re­
gierungsrationalität) angesehen, oder 
einfach noch einmal mit konventionel­
len bürgerlichen Kategorien (als ein 
scheinbares Subjekt [i.O.: ,,virtual sub­
jekt"], als ein mehr oder weniger neutra­
les Instrument, als eine unzulänglich 
realisierte demokratische Republik, etc.) 
untersucht. 

Drittens hat der Aufstieg der Neuen 
Sozialen Bewegungen und einer die 
Identität der Subjekte in den Mittelpunkt 
stellenden Politik die Aufmerksamkeit 
gegenüber dem Klassencharakter des 
Staates und dem Klassenkampf insge-

samt untergraben und zahlreiche The­
men aufgegriffen, die aus heutiger Sichi 
bei den früheren Kontroversen über den 
Staat vernachlässigt worden sind. Aber 
der Wechsel der Moden ist kein guter 
Grund, die fortdauernde politische Be­
deutung einiger Schlüsselthemen der 
früheren Staatsdebatten außer Acht zu 
lassen. 

1 _ Staatsmonopolistischer 
Kapitalismus 

Der Staat ist über lange Zeit hinweg 
eine zentrale Kategorie marxistischer 
Analyse und ein primäres Objekt im 
Klassenkampf gewesen. Dennoch be­
zieht sich der vorliegende Beitrag nur 
auf die neueren Debatten und muß die 
Vorkriegsdebatten weitgehend ausblen­
den. Bevor Marxisten während der 60er · 
Jahre die Wiederbelebung der Staatsde­
batte anführten, war die allgemeine poli­
tische Debatte von der konstitutionellen 
Sichtweise des Staates als einem neutra­
len Subjekt oder Instrument politischer 
Reformen dominiert. Eine einflußreiche 
Ausnahme auf der Linken war die Theo­
rie des Staatsmonopolistischen ~ita" 
lismus. · · 
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Dieser Ansatz - während des ersten 
Weltkrieges entwickelt, um den Kriegs­
kapitaliSmus und Kriegssozialismus zu 
beschreiben - wurde von orthodoxen 
marxistisch-leninistischen Theoretikern 
zwischen den l 950er und l 970er Jahren 
modifiziert, um die besonderen Merk­
male des Nachkriegskapitalismus erfas­
sen zu können. Er „erklärte" das uner­
wartete Ausbleiben einer wirtschaftli­
chen Katastrophe und politischer Erhe­
bungen, die eigentlich für die Zeit kurz 
nach dem Zweiten Weltkrieg erwartet 
worden waren. Ein zusammenfassender 
Umriß der Theorie des Staatsmonopoli­
stischen Kapitalismus würde folgender­
maßen lauten: Freie Konkurrenz führt 
zur Konzentration und Zentralisation 
von Kapital und bringt Monopole von 
Industrie- und Bankkapital hervor. Die­
se erzielen üblicherweise Extraprofite, 
die eher aus ihrer ökonomischen und po­
litischen Macht als aus ihrer ökonomi­
schen Effizienz resultieren. 

Sobald das Monopolkapital mit dem 
Staat verflochten ist, kann es seine wirt­
schaftliche Vorherrschaft durch poli­
tisch vermittelte Transfers von Einkom­
men und Reichtum zu Lasten des klei­
nen und mittleren Kapitals, des Klein­
bürgertums, der Bauern und Arbeiter, 
und durch den Gebrauch der Staats­
macht zur Förderung seiner eigenen In­
teressen festigen. Zu den vom Monopol­
kapital dafür genutzten Mechanismen 
gehören die ungleiche Verteilung der 
Besteuerung und Steuererleichterungen, 
staatliche Kredit- und Geldpolitik, öf­
fentliche Ausgaben zum Vorteil des Mo­
nopolkapitals, die Nationalisierung von 
Schlüsselsektoren der Infrastruktu.r, um 
dem Monopolkapital verdeckte Produk­
tionskostenvorteile zu ·verschaffen, die 
diskriminierende Festlegung von Ein­

. fuhrquoten und Zöllen, und ein Rü­
stungswettlauf, mit dem die Entwick­
lung eines „Militärisch-Industriellen­
Komplexes" gefördert wird. Außerdem 
trug der Staat mittels ökonomischer Pro­
gnose, Programmierung, Planung, key­
nesianischer Nachfragesteuerung, Ein­
kommenspolitik usw. dazu bei, den 
Konjunkturzyklus abzuflachen. Ob­
gleich solche Aktivitäten die zyklischen 

::: .-: Ausscµläge abschwächen mögen, ver­
~!':"::··:-,:,:( .stärken sie die .stagnativen Tendenzen·. 
!! \ ~-Düifl .. ie~~~"~i_e~!c"!!!' _wi.r,Lmit langfristig 
'L~iBf.~ü,->( __ _ aJ,lo_naren _ Folgen, durch verstärkte 

'''Oefititfinanzierung hege · 1· D" fi'hrt .4.,...,~, ...... ~- -- gne. 1es· u 

· · · cl!,Ai e~ rilanifesten Finanz- . 
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Akkumulation durch unproduktive 
Staatsaktivitäten. 

Obwohl staatsmonopolistische Ein­
griffe meist die Macht und Profitgier des 
Monopolkapitals reflektieren, sind sie 
auch durch objektive Tendenzen und 
Imperative des modernen Kapitalismus 
bedingt. Insbesondere sind sie eine Re­
aktion auf den fundamentalen Wider­
spruch zwischen dem zunehmend ge­
sellschaftlichen Charakter der materiel­
len und intellektuellen Produktivkräfte 
und der weiterhin privaten Aneignung 
der Profite. Zu diesem Zwecke interve­
niert der Staat, um eine kontinuierlicher 
Produktion zu sichern, die Nachfrage 
und die Produktionskapazitäten aufein­
ander abzustimmen, und um Investitio­
nen in Industrien mit hohen Fixkosten, 
langen Umschlagsperioden, langen 
Amortisationszeiten und unsicheren Ge­
winnen zu garantieren. 

Krise und Niedergang der westlichen 
kommunistischen Parteien und der Kol­
laps des real existierenden Kommunis­
mus haben die Beschäftigung mit Sta­
mokl!p (Abk. für Staatsmonopolistischer 
Kapitalismus, Anm. der Red.) weitge­
hend zerstört. Die politische Anzie­
hungskraft der Theorie des staalsmunu­
polistischen Kapitalismus - ihre Begrün­
dung für ein antimonopolistisches 
Volksfrontbündnis mit kleinem und 

. mittlerem Kapital und Kleinbürgertum; 
Bauern und Arbeitern - verlor schon vor 
langer Zeit politischen Anklang. Seit 
den 1970er Jahren ist nur wenig erwäh­
nenswerte theo'retische Arbeit auf die­
sem Feld geleistet worden - mit Ausnah­
me der Untersuchung staatsmonopolisti­
scher Komplexe in einem weiten Spek­
trum von Sektoren. 

Nichtsdestotrotz lieferte dieser An­
satz in seinen ausgefeilteren Versionen 
einen interessanten Einblick in die Natur 
und die Grenzen des Klassencharakters 
des fordistischen Staates der Nach­
kriegszeit und seiner typischen Interven­
tionsformen. Und obwohl der Stamo­
kap-Ansatz sich für die Erklärung der 
aktuellen Krise des atlantischen Fordis­
mus und des darauf folgenden Wandels 
zu einem „Wettbewerbsstaat" als weni­
ger adäquat erwiesen hat, ist dies eine 
Schwäche, die er mit zahlreichen ande­
ren Paradigmen teilt. Es besteht kein 
Grund zu der Annahme, daß einige sei­
ner Erkenntnisse der Artikulation kapi­
talistischer Wachstumsdynamik und 
Staatsintervention nicht umgearbeitet 
werden könnten, ·Um eine interessante 
und politisch relevante Analyse der jet-

zigen Veränderungen des kapitalisti­
schen Staates zu liefern. Aber seine poli­
tischen Schlußfolgerungen müssen im 
Liebte der neuen sozialen Grundlagen 
und gesellschaftlichen Antagonismen 
des heutigen Staates aktualisiert werden. 

2. Die Staatsableitungs­
debatte 

Die (v.a. in Deutschland geführte, 
Anm. der Red.) ,,Staatsableitungsdebat­
te" entwickelte sich in den frühen 
1970er Jahren. In theoretischer Hinsicht 
war sie durch zwei Fragestellungen ge­
prägt: nach dem Wesen der marxisti­
schen Methode in der politischen Öko­
nomie und nach dem Wesen des Staates 
im „Spät"kapitalismus. In politischer 
Hinsicht war das Wesen des Staates 
auch von zentraler Bedeutung für die 
politische Strategie - insbesondere für 
eine Studentenbewegung, die versuchte, 
eine Alternative sowohl gegenüber den 
autoritären Tendenzen in der zeitgenös­
sischen Bundesrepublik als auch gegen­
über dem sozialdemokratischen Refor­
mismus zu entwickeln. Und tatsächlich 
war der Staat „das beherrschende Thema 
innerlinker Kontroversen" (Rudel 
1981 ). Die Staatsableiter versuchten, 
den modernen Staat durch eine fort­
schreitende Bewegung von seinen ab­
straktesten Bestimmungen hin iu seinen 
vielfältigen und nicht vorbestimmten 
Formen und FunktiOnen in bestimmten 
Fällen zu begreifen. Sie versuchten, die 
abstraktesten Bestimmungen des Staates 
abzufeilen, um nachzuweisen, daß der 
Staat in jeder kapitalistischen Gesell­
schaft unausweichlich ein kapitalisti­
scher Staat sei, und so vor naivem Ver­
trauen in den Reformismus zu warnen. 

Trotz all ihrer Lebendigkeit und En­
ergie brach die Debatte darüber in den 
späten 1970er Jahren ab. Das hing mit 
der Fülle konkurrierender' Ausgangs­
punkte zusammen, mit der Überbeto­
nung hochabstrakten Theoretisierens, 
die die historische Unterschiedlichkeit­
politischer Regime mißachtete, und mit 
der prinzipiell negativen Haltung gegen­
über der Mobilisierung für politische 
Reformen aufgrund der Annahme, daß 
diese unausweichlich zur Aufrechterhal­
tung der kapitalistischen Ordnung bei­
tragen würden. Von einigen wenigen be­
merkenswerten Ausnahmen abgesehen, 
sind die individuellen Beiträge zu dieser 
Debatte im Dunst der Zeit verloren ge­
gangen. Aber zwei relevante theoreti­
sche Einsichten sollten in Erinnerung 
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gerufen und ihre politischen hnplikatio­
nen beachtet werden: 

Erstens, mit der Abkehr von funktio­
naler Analyse hin zur Formanalyse ent­
deckten die marxistischen Staatstheore­
tiker, daß die Form die Funktion beein­
flußt. Ein großer Teil ihrer anfänglichen 
Arbeiten war damit beschäftigt, die not­
wendige Form des Staates von den ver­
schiedenen Funktionen abzuleiten, die 
er im Sinne des Kapitals anscheinend zu 
erfüllen hatte. Entsprechend dieser 
Sichtweise muß die Form der Funktion 
folgen. Aber spätere Arbeiten tendierten 
dazu, zu untersuchen, inwiefern die zu­
grunde liegende Form eines Staates Proc 
bleme für seine Funktionalität für die 
Akkumulation des Kapitals und die poli­
tische Klassenherrschaft mit sich bringt. 
So betrachtet, könnte die Dysfunktion 
durchaus der Form folgen. Die institu­
tionelle Trennung des Staates von der 
Ökonomie, welche ein wichtiges Cha­
raktermerkmal kapitalistischer Gesell­
schaften darstellt, führt zur Dominanz 
unterschiedlicher (und potentiell wider­

. sprüchlicher) institutioneller Logiken 
und Kalkulationsweisen im Staat und in 
der Ökonomie. Es gibt keinerlei Garan­
tie dafür, daß die politischen Ergebnisse 
den Bedürfnissen des Kapitals dienen, 
und dies eröffnet den Raum für politi­
sche Kämpfe, die die strukturellen und 
strategischen Schwächen spezifischer 
Regime ausnutzen können. Diese 
Schlußfolgerung regte Arbeiten über 
strukturelle Widersprüche, strategische 
Dilemmata und vom Entwicklungspfad 
der Gesellschaft abhängige (also histo­
risch bedingte) Veränderungen von spe­
zifischen Staatsformen an. Dies hat seit­
her zu detaillierteren Einsichten in die 
komplexen Wechselbeziehungen zwi­
schen sozialen Kämpfen und Institutio­
nen geführt. · 
· Zweitens begannen Marxisten, den 

Staat als einekomplexe soziale Bezie­
hung zu untersuchen. Es wurden zuneh­
mend die strukturellen Selektionsmuster 
der unterschiedlichen Staaten betont und 
die Faktoren, die ihre strategischen Ka­
pazitäten prägen. Strukturelle Selektivi­
tät bezieht sich auf die Art und Weise in 
denen der Staat als ein Ensemble von in­
s~tutionen· einen spezifisChen. differen­

. zierten. Einfluß auf die Möglichkeiten 
. i · .. ~erschiedener politischer Kräfte ausübt 

< Ihre artikuJ . ' -~-,--!L-. _ ... _ aren Interessen und Strate-
. c"fr'': ;gren 11merhalb des Staates und durch Zu-

. ' ' · 1 . :zi,:uölfKontrolie über gegebene 
'tiitc,11 zu verfolgen - die wie­

. . jitwigen:seJbstitnnier 
:iibii:::: .: .. ,., { .... :::.:-. ,: i· .. 

abhängig sind von ihren Beziehungen zu 
Kräften und Mächten jenseits des Staa­
tes. Mehr Beachtung wurde auch der 
Veränderlichkeit dieser Kapazitäten, ih­
rer Organisation und ihrer Anwendung 
geschenkt. Dies führte zu einer stärkeren 
Betonung der auf gesellschaftlichen Be­
ziehungen beruhenden Natur staatlicher 
Macht (siehe weiter unten) und der Fä­
higkeiten von Staaten, ihre Macht in ge­
sellschaftliche Bereiche jenseits ihrer ei­
genen institutionellen Grenzen einzu­
bringen. 

3. Nicos Poulantzas 
Ähnliche Ideen waren zwischenzeit­

lich in Frankreich von Nicos Poulantzas 
entwickelt worden, dem wichtigsten ein­
zelnen marxistischen Staatstheoretiker 
der Nachkriegsperiode. Sein einflußrei­
ches Frühwerk über den kapitalistischen 
Staat (Political Power and Social Clas­
ses, 1968) bezog sich erfolgreich auf 
drei wes·entliche Themen der marxisti­
schen und der institutionellen Analyse. 
Als erstes leitete er die institutionelle 
Trennung zwischen der kapitalistischen 
Ökonomie und dem bürgerlichen Staat 
aus der speziellen Konfiguration der 
ökonomischen, politischen und ideolo­
gischen Strukturen der kapitalistischen 
Produktionsweise ab. Dann diskutierte 
er die institutionellen Grundlagen der re­
lativen Autonomie des Staates in seiner 
besonderen Form als souveräner Staat, 
der auf der Herrschaft der Gesetze statt 
auf einer .offenen Monopolisierung von 
Klassenherrschaft gegründet ist. Daran 
schloß er - teilweise angeregt durch 
Gramsci - Ausfübrungen über die spezi­
ellen Merkmale eines politischen Klas­
senkampfes an, der auf die „national-poc 
puläre Hegemonie" über die individuel­
len Bürgerinnen und Bürger der Zivilge­
sellschaft gerichtet ist. Diese drei Ele­
mente existierten in seiner Analyse eher 
unverbunden nebeneinander mit dem 
Ergebnis, daß die relative Autonomie 
des Staates manchmal nicht mehr bedeu­
tete als eine strukturell eingeschriebene 
Garantie kapitalistischer Herrschaft, und 
manchmal wiederum schien es, als wür­
de ein politischer Raum geöffnet für ef­
fektive Kämpfe der Arbeiterklasse. 

Unter dem Einfluß der politischen 
Entwicklungen konzentrierte sich Pou­
lantzas anschließend auf strategische 
Themen und begann die oben bereits er­
wähnte Idee zu verfolgen, daß der Staat 
ein soziales Verhältnis darstellt. Diese 
Erkenntnis war sein wichtigster Bei'trag 

zum Marxismus. Letztlich bedeutet dies, 
daß die Staatsmacht als eine institutio­
nell vermittelte Verdichtung der wech­
selnden Kräftegleichgewichte im politi­
schen Klassenkampf interpretiert wer­
den sollte. Obgleich die Darstellung in 
seinem letzten wichtigen Werk über 
Staatstheorie (Staatsmacht, 1978) mit 
Foucaultscher Begrifflichkeit „koket­
tiert", ist Poulantzas hier tatsächlich zu 
dem revolutionären Materialismus des 
Marxschen „Kapital" zurückgekehrt. 
Denn dort hatte Marx die These entwik­
kelt, daß das Kapital ein soziales Ver­
hältnis sei, und erforscht, wie die fortge­
setzte Reproduktion der materiellen und 
institutionellen Formen des Kapitals die 
Dynamik der Kapitalakkumulation und 
die ökonomischen Klassenkämpfe 
prägt. 

Poulantzas fundamentale Rückkehr 
zur Marxschen Formanalyse beeinhalte­
te jedoch auch eine teilweise Bewegung 
über Marx hinaus durch seinen Versuch, 
die Frage nach dem Staat mit traditionel­
len marxistischen ökonomischen Denk­
mustern zu formulieren. Obwohl dieser 
Aspekt in Poulantzas Frühwerk durch 
die einseitige Konzentration auf die ent­
scheidende. Rolle des Staates in politi­
schen Klassenkämpfen weitgehend 
ignoriert worden war, überarbeitete er 
später das Marxsche Konzept der „er­
weiterten ökonomischen Reprodukti­
on", um den sozial eingebetteten, gesell­
schaftlich regulierten Charakter der öko­
nomischen Beziehungen zu berücksich­
tigen. Insbesondere beachtete er die zen­
trale organisatorische Rolle des Staates 
für die Sicherung der zeitlichen, räumli­
chen und anderen sozialen Bedingun­
gen, unter denen die konflikthafte und 
krisengetriebene Selbstverwertung des 
Kapitals voranschreiten kann. 

Die These, daß der Staat eine soziale 
Beziehung ist, ist theoretisch und poli­
tisch äußerst wichtig. Dadurch werden 
die irreführenden Annahmen, daß der 
Staat ein dingliches Instrument oder ein 
planendes Subjekt sei, eindeutig zurück­
gewiesen. Denn als ein institutionelles 
Ensemble oder ein Komplex politischer 
Wirkungsmöglichkeiten und Ressour­
cen betrachtet, ist der Staat weit entfernt 
von einem passiven oder klassenneutra­
len Instrumentarium. Aufgrund der 
strukturellen Selektivität, durch welche 
staatliche Institutionen, Kapazitäten und 
Ressourcen für einige politische Kräfte 
zugänglicher und für einige Zwecke 
ni.Jtzbarer sind als für andere, weist er 
immer schon einen Klassencharakter 
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gewürdigt. Sein Werk ist fast das einzige 
der marxistischen Staatstheoretiker der 
Nachkriegszeit, das in den 90er Jahren 
noch verbreitete kritische Beachtung 
findet. In dieser Hinsicht ist es sicherlich 
kein Zufall, daß Gramsci die konkreten 

auf. Dieser Klassencharakter wurzelt in 
der Wesensform des kapitalistischen 
Sta8tes, variiert aber mit seiner institu­
tionellen Struktur. Da er kein Subjekt 
ist, übt der kapitalistische Staat auch kei­
ne Macht aus und kann dies auch gar 
nicht tun. Stattdessen werden seine 
Mächte (im Plural) unter spezifischen 
Bedingungen durch wechselnde Netz­
werke von Politikern und Staatsfunktio­
nären aktiviert, die in spezifischen Be­
reichen ·. des Staatsapparates plaziert 
sind. 

Sollte bei der Ausübung dieser 
Mächte jemals eine gesamtstrategische 
Linie erkennbar sein, ist dies das Resul­
tat einer strategischen Koordination! die 
ermöglicht wird durch die Selektivität 
des staatlichen Systems und die organi­
satorische Rolle parallel dazu arbeiten­
der Machtnetzwerke, die sich damit 
überschneiden und dadurch seine forma­
le Struktur vereinheitlichen. Dies stellt 
eine unwahrscheinliche Leistung dar, 
denn das System des Staates ist notwen­
digerweise durchdrungen von Wider­
sprüchen und Klassenkämpfen, und die 
politischen Repräsentanten, die in ihm 
wirken, stoßen immer wieder auf Wider­
stand spezifischer Mächte jenseits des 
Staates, die an Kämpfen beteiligt sind, 
den Staat umzugestalten, seine Politiken 
zu bestimmen, oder einfach ihn von au­
ßen zu beeinflussen. 

. Modalitäten staatlicher Macht unter­
suchte, statt über den kapitalistischen 
Staat im allgemeinen zu theoretisieren. 
Er verwies darauf, daß er sich in seinen 
Arbeiten mit dem „stato integrale", das 
heißt dem Staat im weiteren Sinne be­
faßte. Den Staat im engeren Sinne iden­
tifizierte er mit dem politisch-juristi­
schen Apparat, den verfassungsmäßigen 
und institutionellen Merkmalen von Re­
gierungstätigkeit, ihren formalen Ent­
scheidungsverfahren und allgemeinen 
Politikinhalten. Dagegen konzentrierte 
sich sein eigenes Werk auf die unter­
schiedlichen Mittel und Wege, durch die 
politische, intellektuelle und moralische 
Führung durch ein komplexes Ensemble 
von Institutionen, Organisationen und 

Wenn man diese Analyse akzeptiert, 
folgt daraus, daß der politische Klassen­
kampf nie abgeschlossen ist. Nur durch 
seine kontinuierliche Fortsetzung kann 
ein kapitalistischer Machtblock seine re­
lative Einheit gegenüber seinen Tenden­
zen zu Rivalität und Fraktionierung auf­
rechterhalten und seine Hegemonie -
oder zumindest seine Dominanz - über 
die Volksmassen behaupten. Und ledig­
lich durch eine Zerstörung der strategi­
schen Selektivität des kapitalistischen 
Staates durch Massenkämpfe außerhalb 
und innerhalb des Staates und zu seiner 
Transfoftnation könnte ein demokrati­
scher Wandel zu einem demokratischen 
Sozialismus erreicht werden. 

4. Ein wichtiger Anachro­
nismus - Die Wieder­
entdeckung Gramscis 
Obwohl Grarnscis Schriften vor dem 

zweiten Weltkrieg datiert sind, wurden 
seine Beiträge zur Staatstheorie (im Ge­
gensatz zu denen zur italienischen Poli~ 
tik) erst in den I960er Jahren umfassend 

Die Staatsmacht sollte 
als eine institutionell ver­
mittelte Verdichtung der 
wechselnden Kräfte­
gleichgewichte im poli­
tischen Klassenkampf 
interpretiert werden. 

von Kräften vermittelt wird. Diese wir­
ken im Staat im engeren Sinne, auf ihn 
gerichtet oder in einem gewissen Ab­
stand zu ihm. 

Dieser Ansatz kommt in seiner u111-
strittenen Definition vom (integralen) 
Staat als „politische Gesellschaft plus zi­
vile Gesellschaft" zum Ausdruck und in 
seiner damit verbundenen Ansicht, daß 
die staatliche Macht in westlich kapitali­
stischen Gesellschaften auf „Hegemo­
nie, gepanzert mit Zwang" beruhe. Statt 
spezifische Institutionen und Apparate 
lediglich als technische Instrumente der 
Regierung zu behandeln, setzte sich 
Gramsci mit ihren gesellschaftlichen 
Voraussetzungen auseinander und be­
tonte, wie ihre Fünktionen und Wirkun­
gen durch ihre Verbindungen zum öko­
nomischen System und zur Zivilgesell­
schaft geprägt werden. 

Gramscis Werk litt unter seiner Ver­
nachlässigung organisatorischer Formen 
des kapitalistischen Staatstyps zugun-
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sten der Untersuchung der historischen 
Besonderheiten politischer Klassenaus­
einandersetzungen in der Gesellschaft 
insgesamt. Dieser Mangel kann aber be­
hoben werden, wenn die staatliche 
Macht im Sinne Poulantzas' als formbe­
stimmte Verdichtung des Kräftegleich­
gewichts im politischen Klassenkampf 
verstanden wird. Denn dies würde uns 
zu der strategischen Selektivität des 
Staatsapparates und ihren Konsequen­
zen für den politischen Klassenkampf 
überleiten. Insgesamt besteht die wich­
tigste Schlußfolgerung aus den Ideen 
Gramscis in seiner Betonung der Not­
wendigkeit, in entwickelten kapitalisti­
schen Demokratien einen langdauem­
den „Stellungskrieg" zu führen, in dem 
die unterdrückten Klassenkräfte einen 
hegemonialen „kollektiven Willen" her­
ausbilden würden, der in kreativer Wei­
se ein revolutionäres Projekt entwickelt, 
das auf den Alltagserfalrrungen und dem 
„gesunden Menschenverstand" der 
Volkskräfte aufbaut. Obwohl einige 
Kommentatoren diese Betonung des po­
litisch-ideologischen Kampfes so ausle­
gen, daß ein parlamentarischer ·\'{'lt\, 
zum Sozialismus möglich sei,:;1:~: 
Gramsci die Wahrscheinlichkeit;:[;(!.~• · 
letztendlich eintretenden ,,Bewe~a 
krieges" mit einer militärisch-politi­
schen Lösung hervor. Dieser würde je­
doch kürzer, schärfer und weniger blutig 
verlaufen, wenn zuvor die _Hegemonie 
gewonnen worden sei. 

5. Staatszentrierte Theorie 
In der Folge nachlassenden Interes­

ses an marxistischer Staatstheorie wurde 
der Staat von einer Vielzahl anderer 
theoretischer Strömungen ,,wiederent­
deckt". Die wahrscheinlich wichtigste 
davon war die - v .a. in den USA verbrei­
tete - Bewegung, ,,den Staat zurückzu­
holen" als eine zentrale erklärende Va­
riable der Gesellschaftsanalyse. Dieser 
Ansatz kam von Sozialwissenschaftlern, 
die meinten die seit dem Zweiten Welt­
krieg vorh;rrschenden Analys~an~.ätze 
seien zu sehr „gesellschaftszentnert ge- . 

wesen. 'k 
Die ,,staatszentrierten" The?re~ ~r 

hingegen argumentierten, daß die Akt1-
. vitäten und Wirkungen des Staates sehr 

leicht erklärt werden könnten durch 
Verweis auf seine eigenen bes_o~de~.0 

Eigentümlichkeiten als ein ~;'II: 
ver, polizeilicher oder milltänsche. , ~. ·. 
parai und die ebenfalls be~ndere~ Bi;: 
gentümlichkeiten des politischen ,Sy-., 

! 
!I 
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stems, das den Staat und das aus der Ge­
meinschaft solcher Staaten zusammen­
gesetzte geo-politische System umfaßt. 
Sie wollten zugleich die Aufmerksam­
keit auf die . spezifischen Pathologien 
von Regierung und politischem System 
(wie z. B. Korruption, Überlastung des 
Staates, Staatsversagen) und auf die spe­
zifischen Interessen und Handlungs­
möglichkeiten der „Staatsmanager" 
(Karrierebeamte, Politiker, etc.) im Ge­
gensatz zu anderen sozialen Kräften 
richten. Dagegen wurden gesellschaftli­
che Faktoren wenn nicht sogar als gänz­
lich unwichtig, so doch als sekundär er­
achtet; und ihr Einfluß auf das Staatsge­
schehen werde immer durch das politi­
sche System und den Staat selbst gefil­
tert. 

Von marxistischen Theoretikern war 
die Autonomie des Staates primär hin­
sichtlich seiner Fähigkeit verstanden 
worden, die langfristigen kollektiven In­
teressen des Kapitals auch angesichts 
von Qpposition zu fördern, - einge­
s·chlossen die von partikularen, fraktio­
nellen Ka:pitalinteressen. Staatszentrier­
te Theoretiker weisen solche Ideen zu­
rück und meinen stattdessen, daß der 
Staat seine Autonomie a'.us sich selbst 
heraus ausüben und seine eigenen, be­
sonderen Interessen verfolgen kann. In 
diesem Zusammenhang betonen sie: 

(a) die Fähigkeit der Staatsmanager, 
kollektiv verbindliche Entscheidungen 
zu treffen und innerhalb einer zentral or­
ganisierten, territorial begrenzten Ge­
sellschaft durchzusetzen, und zwar un' 
abhängig von (und sogar angesichts des 
Widerstands von) nichtstaatlichen Kräf­
ten - insbesondere dort, wo eine plurali­
stische Vielfalt gesellschaftlicher Kräfte 
sie mit Manövrierraum ausstattet; und 

(b) die Grundlegung dieser Fähigkeit 
in staatlichen Kapazitäten oder „infra­
struktureller" Macht, das heißt in der Fä­
higkeit des Staates, seine eigenen spe­
zialisierten Kapazitäten für die Beein­
flussung, Kontrolle, Überwachung, poli­
zeiliche Regulierung und die Diszipli­
merung anderer gesellschaftlicher Sub­
systeme (einschließlich der Ökonomie), 
Organisationen (einschließlich kapitali­
stischer Unternehmen) und Kräfte (ein-

. schließlich Klassen) innerhalb seines 
territorialen Einflußgebietes einzuset-

,_.-,z~ .. , ·"·-
r~~i~ l_<:genzlld".!J1-großen Wert ?arauf, 
,,,. '· .~ t.µto_nonue des Staates kem fest-. 

· lies Merkmal für · e Ji­
. ysieinG!lniiellt::sle~a' 

~11,i.Zwischen Poli­
\ :: ii:'.-'e: ;. 
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tikfeldern und über den Zeitablauf hin­
weg. Dies hängt teilweise mit externen 
Begrenzungen für die Reichweite auto­
nomer staatlicher Aktivitäten und teil­
weise mit Unterschieden der Fähigkei­
ten und der Bereitschaft der Staatsmana­
ger zusammen, eine von nicht-staatli­
chen Akteuren unabhängige Strategie zu 
verfolgen. Allgemein betrachtet impli­
ziert dieser Ansatz _die Möglichkeit, Re­
formen der gesellschaftlichen Organisa­
tion von oben nach unten durchzuset­
zen, und tatsächlich legen zahlreiche 
staatszentrierte Fallstudien die diesbe­
züglich potentiell hilfreiche Rolle von 
Staatsmanagern nahe. Er dürfte deshalb 
wahrscheinlich von Technokraten und 
sozialdemokratischen Reformern favo­
risiert werden. An den dunkleren Seiten 
staatlicher Autonomie bestand aller­
dings geringeres Interesse. 

Trotz seiner Popularität im Mainst­
ream der Politikwissenschaft wohnen 
dem staatszentrierten Ansatz große Pro­
bleme inne. Er beruht auf plumpen Kari­
katuren anderer Theorien. Mit seinem 
Fokus auf Staats- und Parteipolitik zu 
Lasten politischer Kräfte außerhalb und 
jenseits des Staates ist er einseitig; und 
er neigt dazu, soziale Formationen ( wie 
Klasse oder Geschlecht oder Rasse) 
durch Politiker zu ersetzen, Massenpoli­
tik durch Elitenpolitik, soziale Kämpfe 
durch politische Konflikte. Und sein 
gravierendstes Problem besteht darin, 
daß der Ansatz auf einem fundamenta-. 
Jen theoretischen Irrtum beruht: Er geht . 
davon aus, daß es zwischen Staatsappa­
rat und Gesellschaft, Staatsmanagern 
und gesellschaftlichen Kräften, Staats­
macht und gesellschaftlicher Macht kla­
re und eindeutige Grenzen gibt. Dies im­
pliziert, daß der Staat (oder das politi­
sche System) und die Gesellschaft sich . 
gegenseitig ausschließen und selbstbe­
züglich sind, daß jede der beiden isoliert 
untersucht werden .kann, und vielleicht 
sogar, daß die daraus resultierenden 
Analysen kombiniert werden können, 
um so eine komplette Erklärung zu lie­
fern. 

Aber dies verdinglicht und setzt Un­
terscheidungen absolut, die in Wirklich­
keit aus anderen resultieren, partiell, un­
stabil und variabel sind. Es schließt ge­
mischte Logiken aus: den Korporatis­
mus oder Politiknetzwerke, Spaltungen 
unter Staatsmanagern aufgrund von Be' 
ziehungen zwischen Staatsorganen und 
a?deren gesellschaftlichen Sphären, und 
viele andere Formen von Uberschnei­
dungen zwischen Staat und Gesell-

schaft. Wenn aber der Staat nicht ein­
deutig getrennt ist vom Rest der Gesell­
schaft, löst sich die Spaltung zwischen 
staatszentrierten und sogenannten ge­
sellschaftszentrierten Ansätzen auf. Dies 
wiederum widerlegt die meisten der von 
den staatszentrierten Theoretikern auf 
der Grundlage dieser unhaltbaren Unter­
scheidung aufgestellten Behauptungen. 

6. An Foucault 
orientierte Ansätze 

Während die staatszentrierten Theo­
retiker gehofft hatten, den Staat aus der 
Kälte wieder hereinholen zu können, 
warf Foucaults Werk ernste Zweifel auf 
jegliche Beschäftigung mit dem Staat. 
Er behauptete, Staatstheorie sei essentia­
listisch: sie versuche, das Wesen des 
Staates und der Staatsmacht aus diesen 
jeweils innewohnenden und vorgegebe­
nen Eigenschaften zu erklären. Stattdes­
sen sollte aber versucht werden, die Ent­
wicklung und die Wirkungsweise des 
Staates als nicht festgelegtes Ergebnis 
spezifischer Praktiken zu erklären, die 
weder notwendigerweise (wenn über­
haupt) innerhalb des Staates angesiedelt, 
noch ausdrücklich auf ihn gerichtet sind. 
Foucault konstatierte darüber hinaus, 
daß die Staatstheorie einige ntittelalterli­
che Vorstellungen von einer zentrali­
sierten, monarchischen Souveränität 
oder einer einheitlichen, juristisch-poli­
tischen Macht beibehalten hätte. Anstel­
le solcher Vorstellungen betonte Fou­
cault die enorme Verstreutheit und Viel­
gestaltigkeit von Institutionen und 
Handlungsweisen, die mit der Ausübung 
von staatlicher Gewalt zusammenhän­
gen, und er bestand darauf, daß viele da­
von nicht-rechtlicher Art seien. Darüber 
hinaus meinte er, daß Staatstheoretiker 
zu sehr mit den Formen souveräner poli­
tischer und legaler Macht an der Spitze 
des Staatsapparates befaßt seien, mit den 
Diskursen, die die Macht im Zentrum le­
gitimieren, und mit der Reichweite der 
Eingriffe des souveränen Staates in die 
Gesellschaft. 

Demgegenüber trat Foucault für ei­
nen von der Basis nach oben aufsteigen­
den Ansatz ein, der von den diffusen 
Formen von Machtbeziehungen in den 
vielen und unterschiedlichen lokalen 
und regionalen Orten ausgeht, an denen 
die Identität und das Verhalten sozialer 
Akteure tatsächlich geprägt wird. Erbe­
schäftigte sich mehr ntit dem, was er als 
Mikrophysik der Macht bezeichnete, mii 
den tatsächlichen Praktiken der Unter-
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drückung, als mit den makropolitischen 
Strategien, die Bemühungen, Herrschaft 
zu erlangen, anleiten. Denn staatliche 
Macht rührt nicht von der Kontrolle über 
irgendeine selbständige, materielle, dem 
Staat eigentümliche Machtquelle her. 
Sie ist vielmehr das vorläufige und nicht · 
vorbestimmte Ergebnis eines komple­
xen strategischen Zusammenspiels un­
terschiedlicher gesellschaftlicher Kräfte 
iimerhalb und jenseits des Staates. Die 
Staatsmacht ist verstreut und bezieht 
sich auf die Individuen nicht nur als pas­
sive Objekte, sond.ern schließt ihre akti­
ve Mobilisierung ein, und sie kann in äu­
ßerst unterschiedlichen Diskursen, Stra­
tegien und Institutionen besetzt und arti­
kuliert werden. Kurzum, Macht ist nicht 
im Staat konzentriert:. sie ist allgegen­
wärtig, in jedweder sozialen Beziehung 
vorhanden. 

Aber Foucault lehnte nicht jegliche 
Beschäftigung mit der Makrophysik der 
staatlichen Macht ab. Keineswegs. Aber 
diese wurde nicht länger gleichgesetzt 
mit dem in juristisch-politischen Diskur- · 
sen beschriebenen souveränen Staat: 
stattdessen betrachtete er den Staat als 
den Ort von Staatskunst und Regie­
rungsrationalität. Er untersuchte, wie 
unterschiedliche politische Regime 
durch Veränderungen der ,,Regierungs­
fähigkeit" entstanden. Foucault interes­
sierte die Kunst des Regierens, eine ge­
schickte, diskursive Praxis, in der staat­
liche Kapazitäten in reflexiver Weise 
verwendet wurden, um die Bevölkerung 
zu überwachen und mit aller angebrach­
ten Vorsicht im Hinblick auf spezifische 
Staatsprojekte auszurichten. 

An den Ursprüngen des Foucault­
schen Staates steht die Staatsräson im 
Sinne einer gegenüber Religion und 
Moral autonomen politischen Rationali­
tät. Diese wiederum kann verknüpft 
werden mit unterschiedlichen Weisen 
politischer Planung oder Staatsprojek­
ten, etwa denen, die mit dem Polizei­
staat, Sozialstaat oder Wohlfahrtsstaat 
verknüpft sind. Durch diese Regierungs­
rationalitäten oder Staatsprojekte wur­
den eher lokale oder regionale Orte der 
Macht kolonisiert, in mehr und mehr 
verallgemeinerte Mechanismen und 
Formen globaler Herrschaft eingebun­
den, und dann durch das ganze staatliche 
System aufrechterhalten. Foucault insi­
stierte zudem auf der Erfordernis, die 

-·v erbindungen zwischen diesen Formen 
von Mikromacht und den Mechanismen 

--'..:::::::::.~:::::: zt1r Produktion von Wissen zu erfor­
schen - sei es Wissen zur Überwachung, 

zur Gewinnung und Sammlung von 
Kenntnissen über Individuen, oder zu 
ihrer Formung zu spezifischen Typen 
von Subjekten. 

Foucaults Werk einzuschätzen ist 
fast so kompliziert, wie Gramscis Ge­
fängnishefte zu entziffern. Er kodifizier­
te sein Werk nicht und seine Ansichten 
wandelten sich mit jeder Untersuchung. 
Wenn man jedoch seine Ideen über die 
Allgegenwart von Machtbeziehungen, 
über die Verbindung von Macht und 
Wissen, und über Regierungsfähigkeit 
zusammen betrachtet, bietet Foucault 
ein wichtiges theoretisches und empiri­
sches Korrektiv zu den eher einseitigen 
oder essentialistischen Untersuchungen 
der marxistischen Staatstheorie und zu 
der Unhinterfragbarkeit des Staates, von 
der die staatszentrierten Ansätze erfüllt 

Die Kombination marxi­
stischer Staatstheorie 
mit dem regulations-
theoretischen Ansatz 
würde eine solide 
Grundlage für die Ausar­
beitung von Strategien 
für wirtschaftliche und 
politische Reformen 
schaffen. 

sind. Allerdings bleibt seine Arbeit 
durch den Vorwurf angreifbar, daß sie 
Macht auf eine universelle Technik re­
duziert und nicht berücksichtigt, wie 
Klassenbeziehungen den Staat und die 
allgemeine Ausübung von Macht prä­
gen. Außerdem vernachlässigt Fou­
caults Arbeit die andauernde Bedeutung 
von Gesetz, verfassungsmäßiger Gewalt 
und Bürokratie in der Tätigkeit des mo- . 
<lernen Staates. Desweiteren schenkt sei­
ne Arbeit unabhängig von seinen Ver­
diensten, die Aufmerksamkeit auf die 
Allgegenwart von Macht zu richten, 
dem Widerstand nur wenig Beachtung 
(und versperrt damit den Blick auf den 
behaupteten plebejischen Geist der Re­
volte). 

In politischer Hinsicht scheint Fou-· 
caults Arbeit zum Abfeiern unkoordi­
nierter Mikro-Revolten in bestimmten 
Institutionen oder gegen bestimmte Dis­
zit,linierungstechniken zu verleiten, Da-
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bei ist weniger deutlich, daß ein Spiel­
raum für allgemeine politische Mobili­
sierung und Widerstand gegen die staat­
liche Rolle in der strategischen Kodifi­
zierung von Machtverhältnissen besteht. 
Überdies tendieren an Foucault orien­
tierte Studien immer noch dazti, das 
komplexe strategische und strukturelle 
Wesen des Staates und die organisatori­
schen Voraussetzungen zu übersehen, 
die dem Staat erst effektive Aktionen er­
möglichen, obwohl Foucault selbst spä­
ter den Staat nochmals untersucht und 
die Bedeutung der Staatskunst hervorge­
hoben hatte. Zugleich zeigen sie wenig 
Interesse gegenüber den verschiedenen 
Begrenzungen der Kapazitäten selbst 
des best-ausgestatteten Staates. Beide 
Aspekte setzen ja auch ein Beachten in­
stitutioneller und organisatorischer Fak­
toren voraus, die über die typischen 
Konzepte und Annahmen Foucaultscher 
Art hinausgehen. 

7. Neue Aufgaben­
stellungen? 

Neuere Arbeiten übei den Staat sind 
viel. vielfältiger als diejenigen .,ger 

• ,,,;,,1,1, 

1970cr _Jahre und lassen entspro .• cl 
verschiedenartige politische SchC, .J­
gerungen zu. Die marxistische Q~~e 
war dazu gezwungen, in zunehmendem 
Maße die Kontingenz (die - bezüglich 
ihrer konkreten Ausprägung - relative 
Unbestimmtheit, Anm. d. Red.) der 
Staatsformen und Regimes und die Va­
riationen der staatlichen Kapazitäten 
und ihrer Anwendung anzuerkennen. 

Nun lassen sich ähnliche Entwick­
lungen hinsichtlich der Kontingenz des 
Staatsapparates und der Staatsmacht in­
nerhalb anderer theoretischer Strömun­
gen feststellen. 

Doch die marxistische Forschungs­
tradition ist viel bessser in der Lage, die 
Grenzen der Kontingenz des Staatsappa­
rates und der Staatsmacht theoretisch zu 
fassen. Sie betont, daß die institutionelle 
Trennung von Staat und Gesellschaft ein 
charakteristisches Merkmal kapitalisti­
scher Gesellschaften darstellt und es 
dem Staat ermöglicht ( ohne dies garan­
tieren zu können), seinen Beitrag zu le~­
sten zu der immer wieder problemati­
schen Gewährleistung der außerökono­
mischen Voraussetzungen fiir die Regu­
lierung der erweiterten Reproduktio_n 
des Kapitalverhältnisses: Und ,rut den 
Möglichkeiten, die sie für die Analyse 

· der strukturellen Kopplung un_cl gleich~ 
· zeitigen Entwicklung . des Ök9nomi-
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schen Gesellschaft in seiner Rolle als ka­
pitalistischer Staat zu entschlüsseln. In 
dem Maße wie marxistische Staatstheo­
rie mit einigen Einsichten des Regulati­
onsansa~.zes der zeitgenössischen politi­
schen Okonomie kombiniert werden 
kann, würde dieses theoretische und po'. 
litische Potential sehr verstärkt werden. 

Abschließend möchte ich nochmals 
die wichtigsten Beiträge der marxisti­
schen Staatsdebatte der späten 1960er 
und der 1970er Jahre darlegen - Beiträ­
ge, die zu früh und zu gründlich verges­
sen wurden. Erstens, der Staat als sol­
cher übt keine Macht aus und kann dies 
auch nicht. Wenn man die Idee eines 
verdinglichten, einheitlichen und souve­
ränen Staates ablehnt, folgt daraus, daß 
der Staat kein wirkliches Subjekt sein 
kann. Deshalb ist, wenn von der Aus­
übung der Staatsgewalt gesprochen 
wird, der Diskurs einer Z_uschreibung 
am Werk und nicht der Staat selbst. Die 
Zuschreibung von Macht an „den Staat" 
dient der Vereinfachung der Komplexi­
täten politischer Prozesse (was für poli­
tische Aktionen notwendig ist), aber sie 
könnte ebenso die Aufmerksamkeit von 
realen Mechanismen politischer Macht 
ablenken. Statt staatliche Macht im Gro­
fkn und Ganzen zu untersuchen, richtet 
sich die derzeitige theoretische Arbeit 
glücklicherweise auf die potentiellen 
strukturellen Machtpotentiale (oder Ka­
pazitäten des Staates), die in den Staat 

. als i.nstitutionelles . Ensemble einge­
schrieben sind. Diese Machtpotentiale 
(und Verpflichtungen) werden wieder­
um aktiviert durch die Repräsentanten 
hestimmter politischer Kräfte in spezifi­
schen gesellschaftlichen Konstellatio­
nen. 

Es ist demnach nicht der Staat, der 
agiert: es ist immer ein spezifisches 
Netzwerk von Politikern und Staatsma­
nagern, die in bestimmten Positionen 
des staatlichen Systems plaziert sind. 

Diese strukturellen Machtpotentiale 
und Kapazitäten können nicht verstan­
den werden, wenn man nur allein den 
Staat betrachtet. Denn der Staat muß in 
~inem Kontext von „strategischen Be­
ziehungen" untersucht werden. Auf­
grund seiner strukturellen Selektivität 
und seiner jeweils besonderen strategi­
schen Kapazitäten sind seine Machtpo­
tcntt_ale immer nur bedingt oder bezie­
hungsabhängig. Ihre Realisierung hängt 
\'OD den strukturellen Verbindungen 

zwischen dem Staat und seinem umge­
benden politischen System, den strategi­
schen Verbindungen zwischen Staats­
managern und anderen politischen Kräf­
ten, und dem komplexen Gewebe von 
gegenseitigen Abhängigkeiten und so­
zialen Netzwerken ab, die den Staat und 
das politische System mit dem breiteren 
Umfeld verknüpfen. 

In genau diesem Zusammenhang 
kann die Regulationstheorie nützlich 
sein für die Erforschung derjenigen ge­
genseitigen Abhängigkeiten und Netz­
werke, die den Staat und das politische 
System mit dem Prozeß der Kapitalak­
kumulation verbinden. Der Regulations­
ansatz kümmert sich charakteristischer­
weise uni die sich wandelnden Akkumu­
lationsweisen statt um die abstrakten 
und formalen Merkmale des Kapitals im 
allgemeinen. ußd er kann in dieser Hin­
sicht umformuliert werden zu einer 
ebenso detaillierten Untersuchung poli­
tischer Regime. Die Regulationstheorie 
konzentriert sich auf die „l' economia in-_ 
tegrale", d.h. die Ökonomie in ihrem 
umfassenden Sinne. Damit führt sie uns 
zur Untersuchung der strategischen Se­
lektivität verschiedener Akkumulations­
regime und Regulationsweisen und ihrer 
Konsequenzen für die spezifischen For­
men und Modalitäten des ökonomischen 
Klassenkampfes im umfassenden Sinne. 

Die Kombination dieser Ansätze 
würde eine solide Grundlage für die 
Ausarbeitung von Strategien für wirt­
schaftliche und politische Reformen 
schaffen. Dabei müßte berücksichtigt 
werden, daß die Akkumulation ein ge­
sellschaftlich eingebetteter und regulier­
ter offener Prozeß ist. Und die Staats­
macht müßte als eine instabile Balance 
von Kompromissen betrachtet werden, 
die durch Kämpfe innerhalb des Staates, 
um den Staat, und in Distanz zum Staat 
geprägt ist. 
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Der ,,nationale Wettbewerbsstaat" 
Globalisierung des Kapitals und die Zukunft der Demokratie 

,,Neue Weltordnung": 
Globales Chaos? 

Die •.• neue Weltordnung", von US­
Präsident Bush nach dem Zu­
sammenbruch der Sowjetunion 

und anläßlich des zweiten Golfkriegs 
ausgerufen, Sollte nach den ökonomi­
schen Krisen und politischen Katastro­
phen des 20. Jahrhunderts ein endlich 
friedliches und demokratisches Zeitalter 
begründen. Die an ihrer weltweiten Aus­
breitung nun durch nichts mehr behin­
derte kapitalistische Marktwirtschaft 
wurde zur Grundlage für allgemeine 
materielle Wohlfahrt, Demokratie und 
die Verwirklichung der Menschenrechte 
erklärt. Hoffnungen dieser Art prägten 
die politische Diskussion - etwa im Rah­
men der sogenannten ,,Zivilgesell­
schafts"-Debatte - auch hierzulande bis 
in weite linke Kreise hinein. Inzwischen 
wird allerdings immer deutlicher, daß 
eher diejenigen recht haben, die in der 
,,neuen Weltordnung" vor allem ein glo­
bales Chaos sehen, in dem unterzugehen 
scheint, was an Demokratie, Wohlfahrt 
und sozialer Sicherheit wenigstens in.ei­
nigen Teilen der Welt einmal erreicht 
worden war. 

Diese Umwälzungen stehen in Zu­
sammenhang mit der seit den siebziger 
Jahren andauernden Krise des Fordis­
mus, d.h. der kapitalistischen Formati­
on, die sich unter der Dominanz der 
USA und unter den Bedingungen des 
Ost-West-Konflikts seit den dreißiger 
Jahren herausgebildet hatte. Das fordi­
stische Gesellschaftsmodell war charak, 
terisiert von der Durchsetzung der taylo­
ristischen Massenproduktion und des 
Massenkonsums, der Entwicklung des 
Sozialstaats und keynesianischer, auf 
Wachstum und Vollbeschäftigung ab­
zielender Staatsintervention. Sein auf 
die Entwicklung des Binnenmarkts ge­
richteter Akkumulationsmodus sorgte 
für eine lang anhaltende Prosperitäts­
phase. Zusammen mit dein von den 

Prof. Dr. Joachim Hirsch, wissenschaftliche 
Betriebseinheit Produktion/Sozialstruktur der 
Universität Frankfurt. Im Herbst erscheint ein 
neues Buch von Joachim Hirsch: "Der nationale 
Wettbewerbsstaat. Staat, Politik und Demokra­
tie im Qlobalen Kapitalismus", Edition lD-Archiv, 
Bertin. 

USA auf der Basis der Bretton-Woods­
Abkommen garantierten System der in­
ternationalen Geld- und Kreditregulati­
on _gewährleistete dies relativ breite 
Spielräume für eigenständige nationale 
Wirtschafts- und Sozialpolitiken. 

Die Ursachen für die Krise des For­
dismus können hier nicht ausführlich 
dargestellt werden. Entscheidend ist, 
daß die begrenzten Produktivitätsspiel­
räume des tayloristischen Massenpro­
duktionssystems ein allmähliches Sin­
ken der Profitrate zur Folge hatten. Da­
mit kollidierte der Kapitalverwertungs­
prozeß immer stärker mit dem korporati­
stisch-wohlfahrtsstaatlichen Regulati­
onsmodus, der den fordistischen Kapita­
lismus wesentlich kennzeichnete. Die 
Ära, in der steigende Kapitalprofite mit 
wachsenden Masseneinkommen verein­
bar schienen, war zuende. Darüberhin­
aus war es :vor allem die wachsende In­
ternationalisierung des Kapitals, die 
schließlich zum Zusammenbruch des 
Fordismus beigetragen hat. Der damit 
eingeleitete Umbruch der globalen öko­
nomischen, gesellschaftliche und politi­
schen Verhältnisse zwingt zu · einer 
gründlichen Revision überkommener 
politischer Konzepte. In Frage steht vor 
allem die historische Verbindung von 
Nationalstaat und Demokratie. 

Der kapitalistische Ausweg aus der 
Krise best.ind in einer umfassenden Po­
litik der Flexibilisierung und Deregulie­
rung, die von neoliberalen Regierungen 
in enger Verbindung mit den während 
des Fordismus immer bestimmender ge­
wordenen internationalisierten Kapital­
sektoren vorangetrieben wurde. Für das 
internationale Kapital wurde es dadurch 
- gestützt auf neue Infonnations- und 
Kommunikationstechnologien - leichter, 
sich über alle nationalen Gr-enzen hin­
weg jeweils dorthin zu bewegen, wo die 
Anlagemöglichkeiten am profitabelsten 
sind. Die Schaffung der politischen Vor­
bedingungen für eine Strategie des 
„worldwide sourcing", d.h. der flexiblen 
Inanspruchnahme und Kombination un­
terschiedlicher Produktionsstandorte im 

· Rahmen komplexer Unternehmensnetz­
werke, bildet die Grundlage eines welt­
umspannenden systemischen Rationali­
sierungsprozesses. 

von Joachim Hirsch* 

Diese Entwicklungen sind es vor al­
lem, die - verstärkt nach dem Zusam­
menbruch der Sowjetunion und der ka­
pitalistischen Restrukturierung des ehe­
maligen „sozialistischen Lagers"- den 
Charakter der „neuen Weltordnung" 
charakterisieren. Die Flexibilisierung 
des Kapitals verschärft die internationa­
le Konkurrenz und unterminiert über­
kommene Herrschafts- und Abhängig­
keitsverhältnisse. Dies zeigt sich nicht 
zuletzt am Niedergang der US-Hegemo­
nie und an der Pluralisierung des Welt­
kapitalismus in FGnn der aus Nordame­
rika, Westeuropa und dem pazifischen 
Raum bestehenden „Triade". Schließ­
lich machen die weltweit drohenden 
ökologischen Katastrophen deutlich, 
daß die Zerstörungswirkungen der indu­
striekapitalistischen Produktionsweise 
längst nich[ mehr national bewältigbar 
sind. Diese Dynamik verändert die 
Weltkarte in immer schnellerem Te~,, 
Blöcke, Staaten und Reiche bre,~,!' 
auseinander und die übriggebliebe11e11 
Teile versuchen, sich in neue Koopt!ntti­
ons- und Abhängigkeitszusammenhän­
ge einzuordnen. Die Nationalitätenkon~ 
flikte in Osteuropa und auf dem Balkan 
sind die im M·oment herausragenden 
Beispiele dafür. 

,,Standortpolitik": 
Der Nationalstaat 
verändert seinen 

Charakter 
In diesem Prozeß verschwindet aller­

dings der Nationalstaat keineswegs, 
vielmehr Verändern sich sein Charakter 
und seine Bedeutung. Die Strukturver-

. änderungen des globalen Kapitalismus 
haben die wirtschafts- und sozialpoliti­
schen Interventionsspielrällme aller, 
selbst der großen und mächtigen Staa­
ten, drastisch beschnitten. Die Liberali­
sierung des Kapital-, Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs un.terwirft_ die 
nationalen Politiken immer unvenruttel­
ter der Dynamik des Weltmarkts, hoch, 
spekulativen Kapitalbewegun~en·,.u~c;I 
den Investitionsstrategien multu~auona-: 
ler Konzerne. Bei sich intens_iyiere~,~~t· 
internatiOnalei- K~nkurrenz:; und ·:'w~h:-:r···· ::,:;., .. 
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sender Flexibilität des Kapitals wird 
Standortpolitik", d.h. die Herstellung 

~ptimaler Kapitalverwertungsbedingun­
gen, zur entscheidenden Priorität aller 
Regierungen. Der fordistische, auf eine 
kohärente gesellschaftlich-ökonomische 
Entwicklung innerhalb der nationalen 
Grenzen ausgerichtete Interventions­
staat, scheint durch einen neuen Typus 
des kapitalistischen Staates, den „natio­
nalen Wettbewerbsstaat" abgelöst zu 
werden. Dieser Staatstyp ist wesentlich 
dadurch gekennzeichnet, daß die Mobi­
lisierung aller produktiven Ki;äfte in der 
internationalen Standortkonkurrenz zur 
entscheidenden politischen Maxime 
wird, dem die Politik einer materiell ab' 
gestützte.n sozialen und politischen ge­
sellschaftlichen Integration mehr und 
zum Opfer fällt. 

Die Globalisierung des Kapitals ver­
ändert zugleich die ökonomisch-politi­
schen Räume immer nachhaltiger: die 
,,Regionalisierung der Weltwirtschaft" -
in Gestalt der konkurrierenden drei 
Wirtschaftsblöcke - verbindet. sich mit 
fortschreitenden regionalen Ungleich­
heiten innerhalb und quer zu den Gren­
zen der Nationalstaaten. Die Folge ist 
eine wachsende Bedeutung sowohl su­
pranationaler Organisationen und Zu­
sammenschlüsse wie etwa der Europäi­
schen Union als auch von regionalen po-
litischen Einheiten unterhalb der natio­
nalstaatlichen Ebene bis hin zu den als 
,,global cities" politisch auf den interna­
tionalen Plan tretenden Kommunen: 

· Auch diese territorialen und lokalen 
,,Staaten" - Regionen, Länder und Ge­
meinden - verstricken sich in den Me­
chanismus der Standortkonkurrenz. Das 
politische Kompetenz- und Entschei­
dungsgeflecht wird dadurch sehr viel 
komplexer und undurchsichtiger. 

Dies hat wichtige institutionelle Fol­
gen für die politischen Systeme der ent­
wickelten kapitalistischen Länder. Das 
Scheitern des keynesianisch-fordisti­
schen Regulationsmodells, das durch ei­
nen hohen Grad makroökonomischer 
Staatsinterv.ention, starke Gewerkschaf­
ten, sozialpartnerschaftlichen Korpora­
tismus und klassenübergreifend-sozial­
staatliche Massenintegration gekenn­
zeichnet war, ist ein allgeineines Phäno­
men. Die historische Krise der europäi­
schen. Sozialdemokratien und ähnlicher 

,~·7-- pölitisi:ber Fonnationen hat hier ihre 
"'·'"·\.; ..... Wurzeh--pleichzeitig erwies sich aber 

· lluch,<lie neoliberale Politik als unfähig, 
, ,*'.~!!!!:.: !!l!'i!:::Prnsperitätsver-

. · · · n; ~levante soziale 
"·,;••"1'"'•" ' 

Interessen - im Prinzip diejenigen -der 
vielfältigen „Verlierer" des Modernisie­
rungsprozesses - fallen mehr und mehr 
dem Diktat der Standortpolitik zum Op­
fer. Die aus der Beschränkung seiner 
ökonomisch-sozialen Spielräume resul­
tierende „Aushöhlung" des Staates und 
die fortschreitende Ausdifferenzierung 
der politischen Entscheidungsebenen 
bedeutet, solange nicht neue politische 
Institutionen und Formen gefunden wer­
den, notwendigerweise zugleich eine 
Aushöhlung der Demokratie. Dies un­
tenniniert das institutionelle System der 
„bürgerlichen" Demokratie zu eben dem 
Zeitpunkt, als sie ihren endgültigen hi­
storischen Triumph zu feiern schien. 
Dies ist allerdings kein schlichter ,,Sach­
zwang", sondern nicht zuletzt das Er­
gebnis einer politisch durchgesetzten 
Strategie der Krisenlösung. Der Primat 

In der „neuen Weltord­
nung" scheint unterzu­
gehen, was an Demo­
kratie, Wohlfahrt und so­
zialer Sicherheit wenig­
stens in einigen Teilen 
der Welt einmal erreicht 
worden war. 

der Standortpolitik, der auch hierzulan­
de inzwischen praktisch von allen rele­
vanten Parteien akzeptiert wird, dient 
der Abwehr von Ansprüchen, die im 
Rahmen des fonnell institutionalisierten 
,,demokratischen Willensbildungspro­
zesses'~ noch vorgetragen werden könn­
ten. 

Die Auswirkungen dieser Entwick­
lung liegen auf der Hand: die sozialen 
Ungleichheiten vergrößern sich und die 
Gesellschaft spaltet sich in vielfältiger 
Weise auf. Der Begriff ,,Zweidrittelge­
sellschaft" ist wahrscheinlich eine Un­
tertreibung, weil es längst nicht mehr 
eine marginalisierte Minderheit ist, die 
die Lasten dieser wirtschaftlichen Ent­
wicklung zu tragen hat. Jedenfalls läßt 
sich immer weniger davon sprechen, 
daß die innerhalb nationaler Grenzen le­
benden Menschen tatsächlich in „einem 
Boot" sitzen. 

War der fordistische Kapitalismus 
noch durch das Versprechen einer allge­
meinen industriellen Entwicklung der 

Welt charakterisiert, dominiert nun der 
Kampf um die Sicherung von Privilegi­
en und gegen eine politisch wie sozial 
desaströse Peripherisierung sowohl im 
nationalen wie im regionalen und inter­
nationalen Rahmen. Die vielbeschwore­
ne „Weltgesellschaft" droht de facto zu 
einer Art Weltbürgerkriegsgesellschaft 
zu werden. Der Weltmarkt ist zum Null­
summenspiel geworden: was die einen 
gewinnen, verlieren die anderen. ,,Ent­
wicklungshilfe", die einst verheißungs­
volle Formel des internationalen Nach­
kriegskapitalismus, hat ausgedient und 
ist durch „Katastrophenhilfen" oder als 
,,humanitär" deklarierte Militärinterven­
tionen abgelöst worden, die in der Regel 
die Zustände noch weiter verschlim­
mern. 

Wenn sich auf diese Weise immer 
deutlicher eine Art von internationalem 

. Apartheidregime durchsetzt, wird das 
Anschwellen der Wanderungs- und 
Fluchtbewegungen - von Süd nach Nord 
und von Ost nach West - gewissermaßen 
zwangsläufig. Was von der Globalisie­
rung nämlich prinzipiell ausgenommen 
ist, sind die Menschen. Sie bleiben in na­
tionalstaatlichen Zwangsverhältnissen 
gefangen und eben dies ist die Voraus­
setzung für die Verfügbarkeit billiger 
Arbeiterinnen und passend ausdifferen­
zierter „Standorte" für das internationale 
Kapital. Immer noch ist die national­
staatliche Regulierung der Arbeitskraft 
mit den damit verbundenen klassenmä­
ßigen, ethnischen und geschlechtlichen 
Spaltungen eine entscheidende Grundla­
ge der Kapitalverwertung. 

In dieser Entwicklung liegt der vehe­
mente Ausbruch von Nationalismus, 
Rassismus und religiösem .,Fundament­
alismus" begründet, die der „neuen 
Weltordnung" ihr ideologisches Geprä­
ge geben. Der populistisch mobilisierte 
Wqhlstandschauvinismus derer, die in 
den verbliebenen kapitalistischen Zita­
dellen materiell noch etwas zu verlieren 
haben, dient als Legitimationsgrundlage 
einer immer brutaler werdenden, sowohl 
innergesellschaftlichen wie internatio­
nalen Konkurrenz- und Abschottungs­
politik. Je geringer die Zahl derer wird, 
die von ihrem Sitzplatz im „nationalen 
Boüt" profitieren können, desto mehr 
wird „nationale Identität" propagandi­
stisch beschworen. Die Aushöhlung li­
beraldemokratischer Verhältnisse selbst 
dort, wo sie sich im Laufe des zu Ende 
gehenden Jahrhunderts einigermaßen 
entwickeln und festigen konnten, hat 
hier eine wesentliche Ursache. Bei den 
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von Marginalisierung und Peripherisie­
rung Betroffenen wächst auf der ande­
ren Seite die Neigung, sich mittels eth­
nisch-nationalistisch oder religiös kon­
struierter „Identitäten" ihrer Position in 
den sich verschärfenden ökonomisch­
politischen Kämpfen z~ versic~ern. 

Selbstnationalisierung" 1st zu einem 
~ntscheidenden Faktor im internationa­
len Wirtschaftskrieg geworden. 

Die historische 
Verbindung von National­

staat und Demokratie 
löst sich auf 

Angesichts dieser Veränderungen in 
der Struktur und Bedeutung sowohl der 
Nationalstaaten als auch des ·internatio­
nalen Systems muß die Frage der Demo­
kratie neu gestellt werden. Bürgerliche 
Freiheit und Gleichheit, Demokratie und 
Menschenrechte sind im Rahmen des 
Nationalstaats erkämpft worden. Hier, in 
seinen absolutistischen Frühformen, hat 
die Bourgeoisie ihre politischen Mit­
spracherechte und den verfassungsmäßi­
gen Schutz vor herrscherlicher Wi1lkür 
durchgesetzt und sich damit zugleich die 
Basis für ihre globale Expansion ge­
schaffen. Grundlegend blieb dabei der 

\ 

Gegensatz· von „Citoyen" und „Bour­
geois", :von formeller Freiheit und 
Gleichheit einerseits und unterschiedli­
cher Klassenlage andererseits. Die so­
zialen und politischen Kämpfe des 19. 
und 20. Jahrhunderts in den entwickel­
ten kapitalistischen Ländern bezogen 
sich vor allem auf diesen Konflikt. Sie 
endeten damit, die Ausgrenzung der Ar­
beiterklasse aus der „Nation" aufzuhe­
ben und ihr nicht nur den formellen Ci­
toyenstatus, sondern mittels staatlicher 
Vorsorge auch ein Mindestmaß „bour­
geoiser" materieller Sicherheiten zu ga­
rantieren. Mit der Durchsetzung des 
Prinzips der „One Nation" vo11endet 
sich gewissermaßen nicht nur der Kapi­
talismus, sondefn auch der National­
staat. Der „fordistische" Kapitalismus, 
der sich in den entwickelten Metropolen 
in der Mitte des 20. Jahrhunderts durch­
gesetzt hat, ist das Produkt dieser Käm()­
fe. Er war durch eine reale Ve,allgeme1-
nerung der politischen Staatsbürgerrech­
te - mit erheblicher Verspätung auch für 
Frau~n -, eine politische Institutionali­
sierung des Klassenkompromisses und 
eine sozialstaatliche Absicherun_g demo­
kratischer Freiheiten gekennzeichnet. 
Allerdings bliehen diese Errungenschaf­
ten _wenigen kapitalistisch entwickelten 
Metropolen vorbehalten und hatten die 

Unterwerfung und Ausbeutung ihrer ab­
hängigen Peripherie zur Voraussetzung. 
International blieben Krieg, Raub und 
rohe Gewaltanwendung bestimmend. 

Die Verbindung von Nationalstaat 
und Demokratie, die im Fordismus ei­
nen gewissen Höhepunkt und Abschluß 
gefunden hatte, beginnt nun zu zerbre­
chen. Die Entsprechung von „Volk" und 
„Regierung", d.h. die allen bürgerlichen 
Demokratietheorien zugrundeliegende 
Vorstellung eines relativ einheitl_ichen 
Volkes, dem eine eigenständig hand­
lungsfähige und damit demokratisch be­
einfluß- und kontrollierbare Regierung 
gegenübersteht, wird mehr denn je zur 
Illusion. Da es jedoch keine demokra­
tisch-politischen Institutionen jenseits 
des Nationalstaates gibt, bleibt dieser 
zunächst das Terrain, auf dem sich de­
mokratische Selbstbestimmung zumin­
dest ansatzweise entwickeln und den 
global herrschenden ökonomischen Me­
chanismen entgegenstellen kann. 
Gleichzeitig aber bleibt diese politische 
Form strukturell mit Ausgrenzung, Dis­
kriminierung und Gewalt nach innen 
und außen verbunden. 

Dieses Dilemma kann nur dann ü~­
wunden werden, wenn es gelin~t,:~ 
kratische politische Prozesse ml:7'!lf~ 
und prozedural vom staatlichen In$~, 
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tionensystem auf sowohl nationaler wie 
auch internationaler Ebene abzulösen. 
Die Errichtung eines integralen „Welt­
staats" muß unter kapitalistischen Be­
dingungen eine Utopie bleiben. Die in­
stitutionelle Festigung und politische 
Stärkung demokratischer Kooperations­
zusammenhänge auf sowohl nationaler 
als auch internationaler Ebene ist aber 
durchaus möglich, sofern dabei auf au­
tonom organisierte Politik und unabhän­
gige Öffentlichkeit gesetzt wird. Es geht 
darum, einen neuen Begriff demokrati­
scher Politik jenseits des Nationalstaats 
theoretisch zu formulieren und praktisch 
wirksam werden zu lassen. 

Die tradition~lle Form einer national­
staatlich zentrierten und etatistisch ori- . 
entierten Reformpolitik sozialdemokra­
tischen Musters ist überholt, auch wenn 
der Kampf um Demokratisierung und 
die Verbesserung der materiellen Le­
bensverhältnisse im einzelstaatliche·n 
Rahmen deshalb keineswegs an Bedeu­
tung verloren hat. Die verringerten Poli­
tikspielräume auf dieser Ebene haben 
entscheidende Voraussetzungen dafür 
zerstört. Darüberhinaus muß jede natio­
nalstaatlich bornierte Politik an den 
Spaltungen und Ungleichheiten, die die 
,.neue internationale Arbeitsteilung" 
hervorbringt, entweder auflauferi oder 
sie sogar befestigen. Es gilt zu erkennen, 
daß das Funktionsprinzip des sich glo­
balisierenden Kapitalismus vor allem 
darin liegt, im globalen Maßstab Kon­
kurrenzen· zu mobilisieren, Völker, 
Klassen und Regionen gegeneinander 

. auszuspielen und politisch-soziale Un­
gleichheiten zu vertiefen. Ein sich ver­
härtender Konkurrenzkampf der „Wett­
bewerbsstaaten" wird bei den betroffe­
nen Bevölkerungen letzten Endes nur 
Verlierer kennen. 

Internationale 
Organisationen ohne 

demokratische 
Legitimation 

Deshalb läßt sich um Freiheit, Wohl­
fahrt, Demokratie und Menschenrechte 
nur global kämpfen. Es gilt, dem sich 
globalisierenden Kapital eine ebenso 
'.weltweite und international verbundene 

, ·: :. J>e~~kratiebewegung . entgegenzustel­
~,fr+t' len. die die Schranken der traditionellen 
""'"·· ', :~ge_rlicben-cDemokratie · durchbricht: 

, rucht :l"ehr nati_onalstaatlich · einge­
und-:::!'!~.l!!::::m~li!'.: .. auf:. :der. : 

··~~":'~g und 

Ausgrenzung der ,,Fremden" beruht, 
nicht mehr demokratische und Men­
schenrechte auf Staatsangehörige 
beschränkt. Ihre Entwicklung und Festi­
gung bedarf zugleich neuer institutionel­
ler Formen. 

Die bestehenden internationalen 
Organisationen, vor allem die Vereinten 
Nationen, bieten für sich genommen nur 
sehr bescheidene Ansatzpunkte dafür. 
Ihre Funktions- und Wirkungsweise 
wird eindeutig durch die von starken 
Ungleichheiten geprägten nationalstaat­
lichen Herrschaftsinteressen bestimffit. 
Eine institutionell gewährleistete demo­
kratische Legitimation feh1t ihnen. Die 
reale „Völkergemeinschaft" ist in ihren 
existierenden Fonnen derzeit nicht mehr 
als ein konfliktorischer Verband von 
Herrschafts- und Unterdrückungsappa­
raten. Dies sorgt dafür, daß die interna-

Die reale ,,Völker-
gemeinschaft" ist in 
ihren existierenden 
Formen derzeit nicht 
mehr als ein konflikt­
orisch er Verband von 
Herrschafts- und Unter­
drückungsapparaten. 

tionalen Organisationen in der Regel nur 
dann wirksam werden können, wenn sie 
in Übereinstimmung mit den Interessen 
der Großmächte handeln. Der Umgang 
mit Demokratie und Menschenrechten 
bleibt nationalstaatlichen Macht- und 
Interessenkalkülen untergeordnet. An 
den Auseiriandersetzungen um die Rolle 
der UN oder der EG im jüngsten Balkan­
Konflikt, wo gegensätzliche Groß­
machtinteressen eine friedliche Lösung 
von Anfang an verhindert haben, ist dies 
besonders deutlich geworden. Die ag­
gressive und in letzter Instanz kriegeri­
sche Konkurrenz der Nationalstaaten 
war und ist der Mechanismus, mit dem 
repressive politische Verhältnisse nach 
innen wie außen immer wieder stabili­
siert werden konnten. 

Der sich globalisierende Kapitalis­
mus und die mit ihm verbundene natio­
nal-staatliche Herrschaftsform stellen al­
lerdings eine Realität dar, die nicht ein­
fach überspielt werden kann. Aus den 
historischen Erfahrungen und der theo­
retischen Kritik an den verschiedenen 

gescheiterten - sowohl westlich-sozial­
demokratischen wie östlich-stalinisti­
schen - Vaiianten eines Staats-Sozialis­
mus läßt sich die Schlußfolgerung zie­
hen, daß sich eine demokratische Verän­
derung von Produktions- und Herr­
schaftsstrukturen nicht mit Hilfe des 
staatlichen Institutionensystems, son­
dern nur gegen dessen Mechanismen 
und Zwänge durchsetzen läßt. Gleich­
wohl bleiben auch radikal-demokrati­
sche Bewegungen zunächst einmal in 
die herrschenden ökonomischen und po­
litischen Verhältnisse eingebunden. 
Daraus ergibt sich, daß demokratische 
Politik sich zugleich in den und gegen 
die bestehenden politischen Institutio­
nen entwickeln muß. 

Autonome internationale 
Basisorganisationen? 

Die wachsende Unfähigkeit sowohl 
nationaler Regierungen wie internatio­
naler Staatenorganisationen zur Bewäl­
tigung sozialer und ökologischer Proble­
me ebenso wie die Zunahme von Krie­
gen und Menschenrechtsverletzungen 
hat auch auf dem Feld der internationa­
len Politik sogenannte „Nichlregie­
rungsorganisationen" (NRO) zahlrei­
cher und bedeutsamer werden lassen. 
Sie rücken immer stärker in das ·Licht 
der Öffentlichkeit und genießen zuneh­
mende Aufmerksamkeit au.eh dann, 
wenn sie nicht mit medienwirksamen 
Großaktionen a Ja Greenpeace Furore 
machen. Ihre Entwicklung steht in ei­
nem engen Zusammenhang mit dem 
Aufkommen der „neuen sozialen Bewe­
gungen" in den siebziger Jahren, die 
selbst wiederum nur von der Fordismus­
Krise und den damit verbundenen Struk­
turyeränderungen von Staat und Demo­
kratie im Rahmen eines sich globalisie­
renden Kapitalismus her verstanden 
werden können. Die Frage ist, ob sich 
hier zukunftsweisende Ansätze für eine 
demokratische Politik finden lassen und 
ob diese Form einer die staatlichen 
Grenzen überschreitenden politischen 
Selbstorganisation die Möglichkeit der 
Entwicklung institutioneller Strukturen 
und Netzwerke bietet, die demokrati­
sche Prozesse auf globaler Ebene mög­
lich machen. 

Entgegen der diesbezüglich häufig 
gepflegten Euphorie sind einige Zweifel 
angebracht. Viele der sich selbst so 
nennenden ,,Nichtregierungsorganisatio- • 
nen" gehorchen in Wirklichkeit kaum 
dem Prinzip autonomer Selbstorgani-
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sation, sondern stellen eher Quasi-Staats­
bürokratien dar, die eng mit den staatli­
chen Apparaten verflochten und finanzi­
ell von ihnen abhängig sind. Des öfteren 
fungieren sie sogar als Instrumente neo­
liberaler Privatisierungsstrategien und 
zwischenstaatlicher Machtkämpfe. Un­
verkennbar ist auch, daß in einigen Be­
reichen deutliche Tendenzen zur Heraus­
bildung eines profession~lisierten NRO­
Business mit erheblichen kommerziellen 
Eigenlogiken feststellbar sind. Dazu 
kommt, daß natürlich auch staatsunab­
hängige Organisationen national­
staatlichen Spaltungs- und Ausgren­
zungsprozessen unterliegen und durch 
spezifische Interessenlagen geprägt sind. 
Je eigenständiger und politisch autono­
mer sie tatsächlich sind, desto mehr un­
terliegen sie im übrigen organisatori­
schen Destabilisierungs- und Zersplitte­
rungsprozessen und desto unvermittelter 
bleiben sie ökonomischen Zwängen un­
terworfen. Nicht zuletzt fehlen ihnen ge­
regelte Zugänge und institutionalisierte 
Einflußmöglichkeiten auf die staatlichen 
Politikprozesse. Die Hoffnung, in den 
bestehenden Nichtregierungsorganisa­
tionen verkörpere sich praktisch eine·neu 
entstehende „internationale Zivilgesell­
schaft", könnte sich also als ebenso blau­
äugig und vergebens erweisen wie die 
der Apologeten einer „demokratischen 
Zivilgesellschaft" auf nationalstaatlicher 
Ebene. 

Nationalstaatliche 
Herrschaftsverhältnisse 

auflösen 
Dennoch bezeichnet das Prinzip au­

tonomer Selbstorganisation und Koope­
_ration gegen staatliche Strukturen auf 
nationaler wie internationaler Ebene 
heute den entscheidenden Ansatz einer 
demokratischen Politik. Erst dadurch er­
öffnet sich die Möglichkeit, Menschen­
rechte aus ihren etatistischen Beschrän­
kungen schrittweise herauszulösen, d.h. 
den historischen Zusammenhang von 
Nationalstaat und „Bürgerschaft" zu 
lockern. Gewährleistung und Schutz 
kultureller Differenzen, von regionalen 
und sozialen Besonderheiten ist n~r 
möglich, wenn es gelingt, national_staat­
liche Herrschaftsverhältnisse wenn nicht 
aufzuheben, so doch einzuschränken 
und·zo relativieren. 

Daß auch „alternative", selbstorgani­
sierte politische Basisstrukturen zu­
nächst nationalstaatlich geprägt und von 

den entsprechenden Gegensätzen und 
Konflikten durchzogen sind, spricht 
nicht grundsätzlich gegen die Möglich­
keit. einer wachsenden internationalen 
Kooperation, die den Unterdrückten, 
den Marginalisierten und den ausge­
grenzten Interessen Artikulationsmög­
lichkeiten gegen die bestehenden öko­
nomischen und politischen Herrschafts­
verhältnisse gibt. Voraussetzung dafür 
ist, daß jenseits etatistischer Strukturen 
festere Formen internationaler Koopera­
tion und Kommunikation über die zu­
nächst notwendig partikularen und de: 
zentralen Ansätze hinaus entstehen. 
Mangels institutionalisierter Machtposi­
tionen kommt es vor allem darauf an, 
eine unabhängige internationalen Öf­
fentlichkeit gegen die herrschenden 
Staatsapparate und gegen eine sich zu­
nehmend monopolisierende Medienin­
dustrie zu entwickeln. 

Der Kampfum Demokratie kann sich 
also weder auf die Verbesserung des Na­
tionalstaats noch auf die Herstellung ei­
nes Weltstaats richten. Was not tut, ist 
die Überwindung der historischen Ge­
stalt des Staates überhaupt. Es gälte, in 
globalem Maßstab für die Durchsetzung 
einer politischen Form zu kämpfen, die 
jenseits der Dichotomie von „National"­
und „Welt"-Staatlichkeit durch ganz 
neue und komplexere Verbindungen re­
gionaler und globaler, zentraler und de­
zentraler pÜlitischer Organisation ge­
kennzeichnet ist. 

Ansätze dazu gibt es immerhin. Nicht 
nur in der praktischen Arbeit vieler 
Hilfsorganisationen, die drauf abzielt, 
lokale und regionale soziale und politi­
sche Strukturen zu -stärken, sondern 
auch bei den immer noch bestehenden 
internationalen Solidaritätszusammen­
hängen und den zunehmend bedeu­
tungsvoller werdenden Aktivitäten in­
ternationaler Menschenrechtsorganisa­
tionen. Indigene Völker und Gruppie' 
rungen kooperieren verstärkt über natio­
nalstaatliche Grenzen hinweg und treten 
an die internationale Öffentlichkeit. Der 
schließlich erfolgreiche Boykott des 
südafrikanischen Apartheidregimes 
wäre ohne die Aktivitäten von Solidari­
tätsgruppen vor allem in den USA kaum 
zustandegekommen, genauso wie diese 
einen wichtigen Anteil an der Änderung 
der Politik der Vereinten Staaten gegen­
über EL Salvador hatten, die den dort 
angefangenen Demokratisierungs-, Frie­
dens- und Verständigungsprozeß erst er­
möglichte. Und wenn die UNCTAD­
Konferenz in Rio, die Wiener UN-Men-

schenrechts- oder die Berliner Klima­
konferenz wenigstens ein paar beschei­
dene Ergebnisse und Wirkungen hatten, 
dann nicht zuletzt wegen der Aktivitäten 
der dort präsenten „Nichtregierungsor­
ganisationen". Einer Gruppe europäi­
scher Menschenrechtsorganisationen ist 
es immerhin vor kurzem gelungen, eine 
Anklage gegen die türkische Regierung 
vor dem Europäischen Gerichtshof we­
gen ihrer fortwährenden Menschen­
rechtsverletzungen in Kurdistan durch­
zusetzen. Die mit diesem Unterdrücker­
regime verbündeten westlichen Staaten 
hatten daran offensichtlich kein beson­
deres Interesse. An diesen Beispielen 
zeigt sich auch, daß Demokratisierung 
sowohl auf nationalstaatlicher als auch 
auf internationaler Ebene nicht als ab­
strakter Gegensatz von ,,institutioneller'' 
und „außerinstitutioneller" Politik, son­
dern als komplexer und zugleich höchst 
widersprüchlicher Zusammenhang ver­
standen werden muß. 

Selbstverständlich schaffen einige 
bescheidene Ansätze und kleine Erfolge 
noch keine zuverlässige politische Per­
spektive. Nicht nur sind Rückschläge, 
Demoralisierungs- und Auflösung~/b, 
<lenzen gerade unter den heute bes;:m,i,:: 
den Bedingungen einer global ent ·: : :.) · 
ten Marktökonomie eher wahrscheinlich 
als historische Durchbrüche. Angesichts· 
der Tatsache, daß die sich nach dem 
Ende des Fordismus und des Kalten 
Kriegs abzeichnende „Neue Weltord­
nung" eher ein katastrophisches Chaos 
denn allgemeinen Frieden, Wohlfahrt 
und Demokratie verspricht, besteht je­
denfalls ein eklatantes Mißverhältnis 
zwischen Kräften und· Aufgaben. Wie 
sich die globale kapitalistische Gesell­
schaft entwickelt, bleibt allerdings we­
sentlich eine Frage politisch-sozialer 
Kräfteverhältnisse. Sie zu verändern und 
schließlich zu überwinden heißt aber vor 
allem, sowohl auf nationaler wie auf in­
ternationaler Ebene neue politische For­
men und Strukturen zu entwickeln. 
Wenn es überhaupt noch eine demokra­
tische und soziale Entwicklung geben 
sollte, dann nur, wenn sich Demokrati­
sierungsprozesse auf beiden Ebenen eng 
verzahnen. Der Nationalstaat ist zwar 
immer noch ein wichtiger Rahmen und 
Bezugspunkt demokratischer Politik, 
aber keinesfalls mehr ihr hauptsächli­
ches Instrument und Ziel. In diesem Sin­
ne ist er von der kapitalistischen Ent­
wicklung überrollt worden und hat in ei­
ner ehemals durchaus wichtigen histori­
schen Funktion ausgedi~nt. 
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Jenseits der Volksparteien 
Das deutsche Parteiensystem und die Bündnisgrünen 

1. Historischer Rückblick 
auf den Politiktypus 

,,Volksparteien" 
lamentarisch-politische Syste­
e, die der dominante politische 
iskurs mit dem Begriff der 

,,Volkspartei" analysiert hat, sind histo­
risch an die westeuropäische Nach­
kriegszeit gebunden. Fünf Elemente ka­
men damals zusammen: 
• die Stabilisierung von institutionali­
sierten Massenparteien als grundlegen­
der Formelemente einer parlamentari­
schen Demokratie; 
• die Umarbeitung bisheriger Linien 
der sozioökonomisch artikulierten Inter­
essenauseinandersetzung entlang · von 
"Klassengrenzen" in primär politisch 
definierte Abgrenzungen von Parteipro­
jekten, die sich jeweils als „klassenüber­
greifend" artikulierten l; 
• die Einschränkung des demokrati­
schen Pluralismus auf einen engeren 
„Rahmenkonsens" - den in der BRD 
sog. ,,Konsens der Demokraten"; 
• die spezifische Artikulation' der 
Klassenauseinandersetzungen durch den 
,,fordistischen Verteilungskompromiß"; 
• die Ablösung der „geschlossenen 
Weltanschauungen" als grundlegender 
politischer Orientierungen durch einen 
„paradoxalen Diskursraum", indem sich 
die Kohärenz und der Zusammenhalt 
auch konfligierender Positionen allein 
schon dadurch herstellt, daß sie über­
haupt noch miteinander die diskursive 
Auseinandersetzung führen (vgl. Pe­
cheux 1983). 

Damit etabliert sich in den westeuro­
päischen· Ländern - in im einzelnen 
durchaus unterschiedlichen Formen -
ei~ institutionalisiertes System der 
Volksparteien, das gerade in seiner Plu­
'ralität als ideologischer Staatsapparat 
der (institutionalisierten) Politik, d.h. ein 
mit beträchtlichen materiellen Mitteln 

7:--c--·..:.versehenes-Dispositiv von- Mechanis­
s-c~~'l:~<Jas z~cllstund .zum~ist die poli-

1'[: ~""· Subaltemität der Beherrschten re-

produziert, indem es die Regeln und die 
Ressourcen festlegt, die für zulässige 
politische Initiativen in Betracht kom­
men und speziell die Subjekte definie­
ren, die in politischen Prozessen auftre­
ten können. Zugleich stellen sie aber 
am als dieser Gesamtapparat den 
nicht zu überspringenden Ort dar für die 
Formulierung und Entfaltung zunächst 
subalterner politischer Gegendiskurse, 
welche die normalen Funktionen dieses 
Apparates unter günstigen Bedingungen 
und bei wirksamer Handhabung durch-

Die grundlegende Span­
nung zwischen prag­
matischer Präzision 
und fundamentalisti­
scher Sensibilität ist 
innerhalb jeder alterna­
tiven Politik unaufhebbar. 

brechen und „umfunktionieren" können, 
um eine Transformation der ,,ideologi­
schen Staatsapparate" durch einen poli­
tischen Bruch und durch das Auftreten 
neuer Typen „politischer Subjekte" her­
beizuführen. 

In der Bundesrepublik bildet sich mit 
der 1959 abgeschlossenen Wende der 
alten Arbeiterpartei SPD zu Bad Godes­
berg eine klassische Gestalt dieses Poli­
tiktypus aus. Ihr Höhepunkt war sicher­
lich die Große Koalition von 1966. 
Wolf-Dieter Narr hat dessen Grundten­
denz später auf die prägnante Grundfor­
mel von der ,,Einheitspartei CDUC­
SUSPDFDP" gebracht'. Die Opposition 
dagegen artikulierte sich lange Zeit nicht 
in erster Linie als ein alternatives Projekt 
eines Umbaus innerhalb des politischen 
Systems, speziell des Parteiensystems, 
sondern als die Suche nach einer Alter­
native jenseits des Politischen - durch 
die die Politikkritik des klassischen An­
archismus eine vertrackte neue politi­
sche Aktualität gewann -, zumindest 
jenseits des Parteiensystems. Das reichte 
von den Hippies und Klabouters über 
die APO und die ,,Entdeckung" des Pro-

von Frieder Otto Wolf* 

blems des bewaffneten Kampfes in den 
Metropolen bis zu den Neuen Sozialen 
Bewegungen der 7oer und 80er Jahre. 
Die Attitüde der Grünen als „Antipartei­
en-Partei" knüpfte an diese Entwick­
lungslinie an. 

Ich erinnere an eine Zusammenfas­
sung der Problemlage, die Joachim 
Raschke (1983) formuliert hat: ,,Die 
Volkspartei ist der parteiförmige Aus­
druck eines quietistischen, ,,materialisti­
schen" und etatistischen Politikmodells 
.. : Seine Rahmenbedingung ist ein.kräf­
tiges kontinierliches ökonomisches 
Wachstum" (ebd, 54). Oder zugespitzt 
formuliert: ,,Volkspartei ist ein Produkt 
der Schönwetter-Demokratie. Schlecht­
wetter entzieht ihr die Funktionsvoraus­
setzungen" (ebd., 55)4

• 

Die Kleinarbeitung 
des 68er-lmpulses 

Die erste Weiterentwicklung des Po­
litiktypus der Volksparteien, sein erstes 
Aggiomamento, erfolgte in der Bundes­
republik im Zuge der Kleinarbeitung des 
Aufbruchsimpulses der J 960er Jahre 
durch das Parteiensystem. Im Zuge die­
ser Entwicklung wurden die Volkspartei­
en selbst einerseits zum Schaupla"tz einer 
„Erneuerungv.on oben", durch einen Teil 
der bisherigen Führungsgruppen, der aus 
den unterschiedlichsten Gründen ein blo­
ßes „Weiter so!" (noch) nicht für reali­
tätstüchtig hielt. Andererseits wurden sie 
auch real zum Kampfplatz eines - über­
wiegend als Generalionenkampf organi­
sierten und damit quer zu traditionelleren 
politischen Spaltungslinien stehenden -
von unten, von der lokalen Parteibasis 
ausgehenden „langen Marsches durch 
die Institutionen". Im Resultat führte das 
insgesamt zu einer „Modernisierung der 
Volksparteien", für die paradigmatisch 
vor allem die SPD unter Brandt und die 
CDU/CSU unter Kohl und Strauß stehen 
konnten. In diesem Prozeß gelang es ins­
gesamt, die von unten andrängende Ge­
neration in einen marginalisierbaren 
Randbereich und einen integrierbaren 
Kern zu spalten, der um den Preis von 
Neuerungen nach dem Motto di Lampe­
dusas ,,Alles umwälzen, damit alles 
bleibt, wie es ist" dazu gewonnen wurde, 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UNO WIRTSCHAFT, HEFT 85, 1995 

den Politiktypus der Volksparteien wei­
ter zu führen. Die Geschichte der Jusos 
markiert diese Entwicklung in der Ge­
schichte der SPD. In der CDU macht sie 
sich eher direkt an Karrieremustern von 
Exponentinnen fest. 

Im Gesamtergebnis unterliegt es aber 
keinem Zweifel, daß die Kräfte des eta­
blierten Machtblocks diese Auseinan­
dersetzungen gewonnen haben, wenn 
sie auch im Politikstil und durch die Ko­
optation neuer Repräsentantlnnen und 
eine gewisse Machtteilung mit neuen 
Führungsgruppen Zugeständnisse ma­
chen mußten. Immerhin zieht sich seit­
dem die neue Spaltungslinie vol1 „Tradi­
tionalistinnen" vs. ,,Modernisiererln­
nen" als zusätzliches Artikulationsmu­
ster durch die beiden großen Volkspar­
teien. 

Zugleich „lernte" der ideologische 
Apparat der Volksparteien in diesem 
Prozeß, mit ausbleibenden Wachstums­
gewinnen umzugehen - zum einen, in­
dem im Sinne des neoliberalen Politik­
programms zunehmend strukturelle Ent­
scheidung auf Marktprozesse verlagert 
wurden und die politisch anzusprechen­
den Individuen stärker als atomisierte 
Individuen denn als Mitglieder von Soli­
daritäts- und Fürsorgezusammenhängen 

angesprochen wurden. Zum anderen 
durch eine Legitimierung einer pro­
grammatischen Änderung in Bezug auf 
die Richtung politischer Umverteilung: 
Von den „unproduktiven" Konsumfor­
men zu den „produktiven" Reichtums­
quellen - d.h. innerhalb des kapitalisti­
schen Horizonts von den Arbeitnehme­
rinnen und den von Sozialtransfers Le­
benden auf die Unternehmerinnen. Er­
gänzend zu dieser Entpolitisierung und 
Entsolidarisierung traten dabei zuneh­
mend eine Einbindung nach unten durch 
Angst und Vereinzelung: Verdrän­
gungswettbewerb und Ausgrenzungs­
wettlauf ergänzten in zunehmendem 
Umfang die klassischen Mechanismen 
fordistischer Integration. 

Wer nachträglich diesen Prozeß als 
einen der erfolgreichen Durchsetzung 
demokratischer Kultur oder gar als einen 
nachhaltigen Erfolg der „Ideen von 
1968" zu feiern versucht, muß sich die 
Rückfrage gefallen lassen, ob bei ihm 
nicht der Wunsch, auf die gegenwärtige 
Strukturkrise des Systems der Volkspar­
teien durch eine vergleichbare Anpas­
sungs- und Integrationleistung reagieren 
zu wollen, der eigentliche Vater dieses 
als historischer Rückblick verkleideten 
Gedankens ist. 

STAATS-POLITIK 

Der Impuls der Neuen 
Sozialen Bewegungen 
In diesem Prozeß markierte die - be­

grenzte, aber doch spürbare - Offensive 
der Neuen Sozialen Bewegungen in den 
70er Jahren, für die die Neue Frauenbe­
wegung erste, paradigmatische Formen 
erfand ( vgl. Fieber 1988), eine nächste 
Etappe: Die Politisierung des Persönli­
chen, des ausdifferenzierten Teilbe­
reichs des Privatlebens und der Familie, 
machte eine Praxisform des Für-Sich­
Selbst-Eintretens, der individuellen Um! 
setzung allgemeiner Forderungen und 
der situationsbezogenen Organisation 
von unten erforderlich, in der Verbind­
lichkeiten persönlich erarbeitet und Er­
fahrungen gemeinsam durchgearbeitet 
werden mußten. Stellvertretungspolitik, 

. ideologische Subsumtion unter „allzu 
vollständige Weltanschauungen" 
(Brecht), die Eingliederung in institu­
tionalisierte Großorganisationen, die 
Unterwerfung unter Autoritäten und 
Expertinnen waren damit ganz praktisch 
grundsätzlich in Frage ges_tellt. Das 
Problem einer anderen Praxis der 
Politik, wie es in allen Aufbruchp~' _ 
der „sozialen Bewegung" auftrat.-:1:#,i · 
das bestehende Dispositiv --vll .....,_c 
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unterschiedenen Praktiken und Institu­
tionen durchbrachen, um „neuen 
Themen" Raum und Geltung zu ver­
schaffen, lag damit in neuer Gestalt auf 
dem Tisch. Die Entwicklung und Aus­
breitung einer solchen „alternativen 
Politik" zielte damit zunächst auf nichts 
weniger als auf eine Umwälzung des be­
stehenden politischen Systems auf der 
Grundlage der fordistisch geprägten 
Volksparteien. 

Im Rückblick wird jedoch deutlich, 
daß der damit eingeleitete Prozeß histo­
risch viel weniger eindeutig war, als er 
sich selbst und anderen ausdrücklich 
darstellte: Das programmatisch ganz an­
dere. Neue verwandelte sich in seiner 
Umsetzung einerseits in eine externe Er­
gänzung, die nicht mehr in bestehende 
Verhältnisse einbrach, sondern sich in 
eigene soziale Räume z4rückzog, ande­
rerseits in eine interne Dynamisierung, 
die den bestehenden Institutionen neue 
Kräfte zuführte. Zwischen einer „Auto­
nomie", die zunehmend Züge einer Ni­
schenpolitik annahm, und einem „lan­
gem Marsch durch die Institutionen", 
der sich mehr und mehr in individuelle 
Anpassungs- und Aufstiegsstrategien 
autlöste, blieb zunehmend weniger 
Raum für Initiativen und Praktiken, die 
den dominanten Typus der Politik der 
Volksparteien wirklich in Frage stellten. 
Insbesondere gelang es im Kern nicht, 
den zentralen Mobilisierungs- und Spal­
tungsmechanismus des Parteiensystems 
in Frage zu stellen (vgl. die Untersu­
chungen Michael Jägers) und die ,,Alt­
.parteien" als Hauptträgerinstitutionen5 

des politischen Prozesses ernsthaft in 
Frage zu stellen.' Das politisch-ideologi­
sche Feld blieb primär zwischen oben 
Und unten, sowie zwischen links und 
rechts gespalten. Immerhin kam als Ef­
fekt der Neuen Sozialen Bewegungen 
eine weitere Spaltung in neu und alt, in 
,,traditionell'' und ,,postfordistisch"7 hin­
zu. 

Vereinzelte Versuche zur Herausbil­
dung eigener, alternativer Institutionen 
in der Gesellschaft dagegen stießen be­
wegungsintern auf fast unüberwindliche 
Vorbehalte, kamen spät und blieben in 
ihrer· rel.itiven Schwäche weit hinter 
dem. von ·dem N_eue"n Sozialen· Bewe­
gungen aktivienen Potential zurück.• 

,, , , , D.er_.starke .. Effekt-der, Neuen Sozialen 
,,,,~::;:~;:·~:·~~!Cn ,au

1
f das Feld der gesell­

, ,, '"'" JC, ,,,aruku 1enen Ideologien läuft 
i~fllhr; :a~f eine Ge11e,rationsko­

:~:-lile,iben„der es kaum ,, ,, ,, . d' .. 
,,,-~r- _>:-J.teren 

einzubrechen, und der es nur unvoll­
kommen gelingt, die eigenen Erfahrun­
gen und Orientierungen ·an die nach­
wachsenden jüngeren Generationen 
weiterzugeben. Insofern scheint „alter­
native Politik" das Schicksal anderer Di­
mensionen der Jugendkultur der 60er 
Jahre zu teilen. 

Die Entwicklung 
der Grünen 

Die Gründung der Grünen als Partei 
und den~n anschließemde parlamentari­
sche Etablierung Anfang der 80er Jahre 
bedeutete vor diesem Hintergrund po­
tentiell zumindest dreierlei Verschiede­
nes: 
• die Integration neuer politischer Sub­
jekte in das bestehende politische Sy­
stem der parlamentarischen Volkspartei­
en, 
• die Eröffnung einer Perspektive der 
Umgestaltung dieses Parteiensystems, 
• die Eröffnung einer Perspektive der 
Neubestimmung des Verhältnisses von 
institutioneller und gesellschaftlicher 
Politik. 

Der Realo-Fundi-Streit in den Grü­
nen .ging in diesem Horizont nicht nur 
um eine überbewertete taktische Frage, 
ob eine parlamentarische Partei sich 
nicht nur überhaupt auf den Mechanis­
mus von Regierung und Opposition 
(vgl. Wolf 1985) beziehen sollte', son­
dern Regierungsbildung und Regie­
rungsbeteiligung als zentrale Form der 
praktischen Durchsetzung ihrer Politik 
akzeptieren sollte - mit allem, was in 
dieser Politikform an praktischen Kon­
sequenzen angelegt ist (vgl. Thaa 1994). 
Der rationale Kern des Realo-Fundi­
Streites lag in der Frage, was die parla­
mentarische Etablierung der Grünen für 
den dominanten Politiktypus der Volks­
parteien als entscheidendes Element des 
bundesdeutschen politischen Systems 
bedeuten könnte; es war - bei aller Irra­
tionalität einzelner Auseinandersetzun­
gen - immer auch, was die traditionelle 
Linke systematisch unterschätzt hat, ein 
Kampf um den perspektivischen Effekt 
der Grünen auf die bundesdeutsche Poli­
tik. Es ging also wiederum um die Frage, 
ob die Neuen Sozialen Bewegungen in 
der Bundesrepublik auf ein bloßes Ag­
giornamento oder auf eine wirkliche 
Umwälzung des politischen Systems 
hinauslaufen würden. 

Die aus den Neuen Sozialen Bewe­
gungen hervorgegangenen radikalen 
Kräfte waren in dieser Auseinanderset-

zung mehrfach durch ihre eiienen 
Denk- und Praxismuster behinden: Die 
eigene lebensweltliche Orientierung an 
der Unmittelbarkeit der selbst gemach­
ten Erfahrungen erschwene nicht nur 
die Bündelung von praktischen Zwek­
ken aus unterschiedlichen lebensweltli­
chen Milieus, sie behindert auch deren 
dauerhafte Verfolgung über längere Zeit 
aufgrund der sich im Lebenszyklus der 
Trägerlnnen permanent verschiebenden 
Betroffenheitshorizonte. Strategiebil­
dung und relative Verstetigung von Po­
litik, als Grundbedingungen einer wirk­
samen Handlungsfähigkeit unter den 
Bedingungen einer hochgradig arbeits, 
!eiligen, rechtsförmig verfaßten und 
professionell betriebenen Politik- und 
Verwaltungspraxis der laufenden Ge­
schäfte (vgl. Thaa 1994) bleiben den 
neuen Subjekten der Politik tendenziell 
derart fremd, daß sie lieber an andere ab­
gegeben werden, als daß selbst Anstren­
gungen unternommen werden, derartige 
Fähigkeiten zu entwickeln. 

Innerhalb der Parteientwicklung der 
Grünen nahm dies die spezifische Form 
an, daß niemals wirklich nachhaltige 
Anstrengungen unternommen worden 
sind, um als Partei die Fähigkeit zu ge­
sellschaftlicher Mobilisierung, zu fach­
kundiger Untersuchung oder auch nur 
zur politischen Weiterbildung der eige­
nen Mitglieder zu entwickeln. Das lei­
steten die vorgelagerten sozialen Bewe­
gungen, z.T. auf ihrem „langen Marsch 
durch die Institutionen", so daß mit dem 
Fortschreiten dieses Marsches derartige 
Funktionen immer mehr an bestimmte 
Teile der etablienen Politik-, For­
schungs-, Medien- und Bildungs-lnstut­
ionen übergingen. Alternativpolitikerlq­
nen, -Alternativexpertinnen, alternative 
Publizistinnen und alternative politische 
Weiterbildner haben sich in diesem Pro­
zeß weitgehend in die entsprechenden 
etablienen Professionen eingegliedert. 
Der von Roben Michels gegen den Ge­
danken der innerparteilichen Demokra­
tie als Garanten des emanzipatorischen 
Charakters der sozialistischen Arbeiter­
paneien behauptete eherne Charakter 
des sozialen Strukturgesetzes des 
,,Kreislaufs der Eliten" scheint sich da­
mit auch gegenüber dem außerparteili­
chen Impuls der APO, der außerparla­
mentarischen Opposition, wieder einmal 
bewähn zu haben. 

Daneben spalteten die aus den Neuen 
Sozialen Bewegungen hervorgegange­
nen neuen politischen Subjekte sich im­
mer wieder an einem Strukturproblem 
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„lebensweltlich" motivierter Politik in 
einem „systemisch" organisierten insti­
tutionellen Feld. Sie stehen immer wie­
der vor dem Dilemma, entweder selbst 
ihre lebensweltliche „Ganzheitlichkeit" 
aufzugeben, um wirksam in die in Teil­
systeme aufgegliederte politische und 
soziale Realität eingreifen zu können 
(vgl. Thaa 1994) - oder aber die präzise 
Umsetzung der von ihnen gegebenen 
Impulse anderen _zu überlassen. Die 
grundlegende Spannung zwischen prag­
matischer Präzision und fundamentali­
stischer Sensibilität ist daher innerhalb 
jeder alternativen Politik unaufhebbar, 
solange sie nicht schlicht in die gewöhn­
lichen Formen etablierter Politik abglei­
tet oder aber den alternativen Impuls in 
eine sektenhafte Selbstbestätigung dege­
nerieren läßt. Darin ist sie - zumeist 
ohne es zu wissen, so sehr ist sie immer 
noch. von dem Eindruck des eigenen 
Neuanfangs bestimmt - Erbin des grund­
legenden Dilemmas aller älteren Formen 
einer organisierten Politik der gesell­
schaftlichen Emanzipation: Wenn es 
denn auch wahr ist, daß „die soziale 
Emanzipation keine Parteisache" ist, 
wie kann sie denn überhaupt. wirksam 
betrieben werd~n, wenn es nicht gelingt, 
eine Partei der Emanzipation als „Aus­
druck der wirklichen Bewegung" auch 
zu organisieren? 

2. Die Möglichkeiten der 
gegenwärtigen Lage 

Die wirklich spannende Frage ist 
heute, ob das Fenster der historischen 
Gelegenheit bereits ungenutzt verstri­
chen ist oder ob es - und unter welchen 
Voraussetzungen - noch Möglichkeiten 
gibt, die politischen Erfahrungen der 
letzten 20 Jahre dazu zu nutzen, um 
wirklich noch eine Umwälzung des Poli­
tiktypus „Volkspartei" in Gang zu set­
zen. 

Die Prognose ist schwer. Eine einfa­
che Trendverlängerung ergäbe sicher­
lich, daß auch in dem durch die Etablie­
rung der Grünen (und ihre Reetablie­
rung nach ihrer parlamentarischen Ver­
drängung im Zuge der deutschen Ein­
heit) gekennzeichneten politischen Pro­
zeß sich letztlich die Tendenz des herr­
schenden Blocks durchsetzt, seine He­
gemonie politisch zu reproduzieren und 

. insofern die allgemeinen Bedingungen 
kapitalistischer Ausbeutung zu gewähr­
leisten. Das ist deswegen aber noch kei­
neSwegs deterministisch vorbestimmt: 
Jede neue Weichenstellung des histori-

sehen Prozesses kann neue „Bifurkatio­
nen" (Aufgabelungen, verschiedene 
mögliche Weiterentwicklungen in Ab­
hängigkeit von sehr geringen Verände­
rungen der Ausgangsbedingungen; ein 
Begriff aus der Chaostheorie, Anm. d. 
Red.), schaffen und damit neue reale Al­
ternativen eröffnen. 

Der zentrale Anknüpfungspunkt für 
jede politische Transformationsstrategie 
ist dabei der innere Umbauprozeß, den 
der Apparat der Volksparteien immer 
noch durchmacht, damit diese auch in 
Zeiten ohne umzuverteilende Wachs­
tumsgewinne als Massenparteien weiter 
ihre Integrationsfunktion erfüllen kön­
nen. Angesichts der sehr unterschiedli­
chen Optionen, die hier noch offen zu 
sein scheinen, insbesondere hinsichtlich 
des Verhältnisses von nationalistischer 
Identifikation und korpöratistischer 

An die Stelle der tradi­
tionellen Arbeitnehmer­
orientierung ist eine al­
ternative Arbeitnehmer­
orientierung aufzubauen. 

Wohlstandssicherung, sind diese Um­
bauprozesse noch nicht klar vorherzusa­
gen. Di_es gilt insbesondere unter den 
Bedingungen' künftiger Weltmarkttur­
bulenzen und einer auf Sicht noch nicht 
überwundenen innerdeutschen Einheits­
krise, aufgrund derer in jedem Fall in 
Ostdeutschland für längere Zeit noch 
eine Sonderform des gesamtdeutschen 
Apparates der Volkspaneien sich halten 
wird, in dem die PDS als regionale Al­
ternativpartei einen Teil des sozialen 
Raumes besetzt hält, den in den übrigen 
Teilen Deutschlands bisher die Grünen 
für sich erschlossen haben. Zugleich 
wird die ostdeutsche Sozial- und Wirt­
schaftsstruktur aufgrund der überwälti­
genden Bedeutung von Staatstransfers 
für den Wirtschaftsprozeß und aufgrund 
des großen Gewichts des traditionellen 
Arbeitnehmermodells eine Sonderform 
des westdeutschen Parteiensystems mit 
vergleichsweise stark geschwächter 
Massenverankerung aller anderen 
Volksparteien und der PDS als „alterna­
tiver Volkspartei" sich entwickeln Iiis­
sen, während die Bündnisgrünen sich al­
lenfalls die Hoffnung machen können, 
als ökologische und nichttraditionalisti­
sche Überzeugungspartei überhaupt 
noch eine marginale Rolle zu spielen. 
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Bedingungen 
einer Trendwende 

Was sich jedoch angeben läßt, sind 
einige einfache Bedingungen dafür, daß 
eine derartige Trendwende durchgesetzt 
werden kann: 

Erstens müssen die am politischen 
Prozeß beteiligten Akteure einer alterna­
tiven Linken (vgl. Heilmann/Wolf 1994) 
eine nüchterne Bilanzierung ihrer bisher 
unterschiedlichen Strategien in Angriff 
nehmen, indem die gemeinsame Frage­
stellung nach einer wirksamen Strategie 
den Vorrang vor der Rechtfenigung der 
eigenen strategischen Vorentscheidun­
gen in den letzten Jahren gewinnt. Es ist 
a priori eben nicht zu entscheiden, wel­
che Momente in welcher Weise zu einer 
erfolgversprechenden Strategie zur poli­
tischen Subversion des dominanten Po­
lit,ikmodells der Volksparteien und da­
mit zur Transformation des ideologi­
schen Staatsapparates „Politik" zu kom­
binieren sein werden. Die Verbindung 
zu der real existierenden Arbeiterbewe­
gung, das programmatische Festhalten 
an einer ausdriicklichen Sozialismusidee 
oder die Nähe zu den Neuen Sozialen , 
Bewegungen, die jeweils isolien für;~i 
Optionen der auf unterschiedliche po!ffii,· 
sehe Parteien verteilten Trägerlnnen::eii 
ner alternativen linken Politik stehen, 
sind gewiß als langfristig unverzichtbar 
zu betrachten. Sie sind aber jeweils für 
sich nicht hinreichend, um die entspre­
chenden Optionen als die allein rationa­
len und realitätstüchtigen auszuzeich­
nen. Hier ist ein vorurteilsloser Dialog 
und Erfahrungsaustauch notwendig, um 
in einer Situation der Ungewißheit ein 
Maximum an Lerngewinn aus der Ver­
folgung unterschiedlicher, konfligieren­
der politischer Optionen zu ziehen. 

Zweitens ergeben sich einige inhaltli­
che gemeinsame Aufgaben für alle die" 
jenigen Kräfte, die eine Politik jenseits 
des Volksparteien-Modells entfalten 
wollen. Diese ergeben sich zum einen 
aus dem Gesichtspunkt, daß die politi­
sche Überformung der Klassenverhält­
nisse auf Massenebene, wie sie für die 
Volksparteien charakteristisch ist, nicht 
durch eine nach einem „Enthüllungsmo­
dell" betriebene Aufklärung über die ei­
gentlichen Klasseninteressen der Betei- , 
ligten aufgehoben werden kann, sondern 
allein durch einen zusätzlichen Politisie­
rungsschub, der es erst ermöglicht, öko­
nomische Interessen mit feministischen 
und ökologischen Ansprüchen dauerhaft 
und wirksam zu verknüpfen. Zum ande.: 
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ren aber auch daraus, daß letztlich eine 
Rückvermittlung der politischen Praxis 
in die Kernbereiche der materiellen Re­
produktion der modernen Gesellschaf­
ten auf der Grundlage kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse die entschei­
dende Voraussetzung dafür bildet, 
strukturelle Veränderungen des Kapital­
verhältnisses, der patriarchalen Herr­
schaftsverhältnisse oder der parasitären 
Mensch-Natur-Verhältnisse durchsetzen 
zu können: durch die politische Aktivie­
rung der entsprechenden Bereiche mate­
rieller menschlicher Praxis, vor allem 
der Arbeitnehmer und der Frauen. An 
die Stelle der traditionellen Arbeitneh­
merorientierung ist daher als gemeinsa­
me Resultante eine alternative Arbeit­
nehmerorientierung aufzubauen, die die 
„neuen Bedürfnisse" nach konkreter 
Selbstbestimmung ernsthaft aufgreift 
und dafür das „unternehmerische" (,,ent­
repreneuriale") Element von Eigenin­
itiative und Eigenverantwortung als Teil 
einer hegemoniefähigen Praxisorientie­
rung aneignet, anstatt derartige „Indivi­
dualismen" auf die ,,Mittelschichten" 
hin abzuspalten. 

In vergleichbarer Weise ist daran zu 
arbeiten, den abstrakten Gegensatz zwi­
schen dem lebensweltlichen Moralis­
mus, der aus den neuen sozialen Be­
wegungen kommt, und dem institu­
tionellen Formalismus der Funktionsträ­
ger von Staat und Großorganisationen in 
Richtung auf eine alternative Institu­
tionenentwicklung zu überwinden, die 
sowohl dauerhafte Zusammenhänge in 
gesellschaftlichen Organisationsformen 
schafft, als auch die administrativen 
Zwänge zu überwinden beginnt, die ei­
ner Umsetzung alternativer Politik in den 
Verwaltungsstrukturen entgegensteht. 

Vielleicht wird es am Wichtigsten 
sein, daß in diesem Prozeß nicht das läh­
mende Wechselspiel von Ungeduld und 

, Quietismus die Oberhand gewinnt, das 
immer wieder die Debatte über die Poli­
tik- und Arbeitsformen emanzipatori­
scher politischer Bewegungen blockiert 
oder zur Unfruchtbarkeit verurteilt hat. 
Es ist offenbar schwer, beides gleichzei­
tig festzuhalten: Die ersten Schritte zu­
mindest eines derartigen Transformati­
onsprozesses werden schwer und klein 
sein, und ohne wirklich weit, auf eine 

-·-- ,lI111,välzu11g des, bestehenden politi-
sctien Herrschaftssystem des ideologi­

<?T ~hcn· Apparates , der Volksparteien zu 
· · ~el~,n~: .]llf~rderi auch- die energischsten 

0~1.!!:\!!f.r;;im,,ßii!!erwerlC. kleinge-

Perspektiven einer 
alternativen Linken 

Damit kommt die Perspektive in den 
Blick, anstatt der Umverteilung von 
Geld und materiellen Gütern - die für die 
unteren Schichten und die von sozio­
ökonomischer Ausgrenzung betroffenen 
Segmente der erwerbsarbeitsabhängigen 
Bevölkerung allerdings immer noch 
eine zentrale Priorität bilden - der Um­
verteilung von Machtteilnahmechancen, 
d.h. einer breiten gesellschaftlichen De­
mokratisierung und der Steigerung von 
Freiheitsgraden und Selbstbestim­
mungsräumen einen gesellschaftspoli­
tisch zentralen strategischen Stellenwert 
einzuräumen. Dies muß sich gerade 
auch auf die scheinbar unpolitisch „ver­
rechtlichten" partikularisierten Gesell­
schaftsbereichen wie im Erwerbsarbeits­
prozeß oder die ins Unpolitische hinein 
„individualisierten" Bereichen wie die 
Hausarbeit beziehen. Es geht darum, auf 
eine in der Tendenz dem gegenwärtigen 
Trend entgegengesetzte Weise die 
Schranken des alten, wachstumsgebun­
denen Fordismus hinsichtlich der Wei­
terentwicklung des fordistischen Mo­
dells der Volksparteien zu überwinden. 

Das Subjekt einer derartigen Trend­
wende ist absehbar keines der heute be­
reits soziokulturell konstituierten Mi­
lieus (vgl. von Oertzen, Vester 1993). Es 
wird vielmehr eine sich im Prozeß kon­
stituierende alternative „Intelligenzia" 
sein müssen, die sich zu einem neuem 
Selbstverständnis durchringt: zwar nicht 
indem sie sich als Teil eines im entwik­
kelten Kapitalismus notwendigerweise 
imaginären (oder gar eines alternativen) 
,,gesellschaftlichen Gesamtarbeiters" 
begreift, aber doch als wichtiges Ele­
ment eines alternativen Bündnisses, das 
ohne die analytischen und programmati­
schen, ,,artikulativen" Leistungen dieser 
Intelligenz gar nicht zustandekommen 
könnte. 
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Es ist ein · nicht einfach als kurios beiseitezu­
schiebender -Ausdruck dieses nGeistes der 
Zeit", daß die politischen Herrschaftsinhaber in 
der damaligen DDR sehr großen Wert darauf 
legten, ihre Staatsmacht als .Arbeiter- und Bau­
ernstaat" durch eine .Einheitsparteiw zu legiti· 
mieren, die auf dem Klassenbündnis von Arbei­
terklasse und Intelligenz beruhen sollte, sowie 
durch eine .Nationale Front" von politischen 
Parteien, die Ober alle Klassengrenzen hinaus­
zugehen behauptete. 

2 Ich gehe davon aus, daß daß die „Klassen­
kämpfe~ auch im Fordismus nicht .weniger" ge­
worden sind; mit der veränderten Artikulations­
form der .sozialpartnerschaftlichen Interessen­
politik'.' verändern sich allerdings die Kategorien, 
unter denen praktische Antworten auf die bei­
den Fragen formuliert werden, wer sich (in wel­
chen praktischen Prozessen) überhaupt als 
.Klasse" artikuliert und was .die Klasse tut, 
wenn sie kämpftw .• Streikenw gehört in dieser 
Perspektive für die subalterne Klasse ebenso 
dazu wie .auf einem abgeschlossenen Tarifver­
trag bestehen~ - und was jeweils .richtig" ist (und 
was wirklich geschieht), ist nicht allgemein, un­
abhängig von der Erkenntnis der konkreten 
Lage, beantwortbar. 

3 Raschke verweist dazu überzeugend auf die 
nzur Aufrechterhaltung des P.arteiendualismus" 
notwendigen (symbolischen) .Zusatzangebotew, 
die die G ranze für die nsonst richtig beobachtete 
Tendenz zum Einparteienstaar' bilden (1983, S. 
55), 

4 .Eine wesentliche Ursache für die Krise der 
Volkspartei ist die Wachstumskrise. Die Basis 
der Volkspartei war ja immer ein Tauschge· 
schäft: der Bürger gab der Partei seine Stimme 
für ein glaubwürdiges Versprechen au! Wohl­
standssteigerung." 

5 Die Literatur zum nParteienstaat" hat z.T. die 
Verwandlung der Parteien von gesellschaftli­
chen Organisationen in staatliche Institutionen 
überzeichnet. Es ist aber kaum zu bestreiten, 
daß die modernen Volksparteien in erster Linie 
.von oben", aus Regierung und Par1arnent be­
stimmte Institutionen darstellen und erst in zwei­
ter Linie immer noch als Kanäle für eine organi­
sierte Selbstaktivierung gesellschaftlicher Kräfte 
fungieren. 

6 Bei TrampertlEbennann (1984) findet sich noch 
ausdrücklich die Hoffnung auf eine Ablösung zu­
mindest der SPD durch die Grünen als neue 
führende Kraft gesellschaftlicher Opposition und 
politischer Alternative. 

7 Die seit lnglehart geläufige Kennzeichnung die­
ser neuen Spaltungslinie durch die Terminologie 
.Materialistisch/Postmaterialistischw ist einiger­
maßen fordistisch borniert, da sie materialisti­
sche Interessen sich offenbar nur als Interesse 
am privaten Erwerb, Besitz und Verbrauch von 
materiellen Gütern vorstellen kann. 

8 Bemerkenswert ist dabei, daß sich hier die 
marktvermittelte, tendenziell individualistisch 
angelegte Form des (u. U. auch gemeinnützi­
gen) nAltemativbetriebs~ gegenüber allen expli­
zit politisch oder ideologisch begründeten For­
men der lnstitutionenbildung weit in den Vorder-
grund schob. • 

9 Dafür traten nicht nur die Realos als Koalitions­
befürworter ein, sondern auch die Anhängerin­
nen einer Programmtolerierung auf der Grundla­
ge eines ausgehandelten Regierungspro­

. gramms oder die Vertreter oder einer lnstallie-
~gstolerierung ohne feste Vereinbarung (wie 
sie.z.Zt. in Magdeburg von der POS prSktiziert 
wird). 
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Ladenschluß: Deregulierung statt 
notwendiger Strukturpolitik 

Bundeswirtschaftsminister Rexrodt 
frohlockt. Das gemeinsam mit seinem· 
Kabinettskollegen Bliim in Auftrag ge­
gebene ifo-Gutachten liefert Deutsch­
lands oberstem Deregulierer eine "wis­
senschaftliche" Grundlage für die in 
seiner Partei schon seit Jahren gehegte 
Absicht, das Ladenschlußgesetz abzu­
schaffen bzw, zu ändern. 

Das Ladenschlußgesetz ist ernst­
haft in Gefahr - und das nicht nur 
aufgrund des ifo-Gutachtens und 

des zunehmenden Druckes durch die 
Medien. Schon vor der Veröffentli­
chung des ifo-Gutachtens haben sich 
wichtige Unternehmensverbände des 
Einzelhandels (Bundesverband der Fili­
albetriebe und SB-Warenhäuser, Bun­
desverband der Mittel- und Großbetrie­
be), aber auch Spitzenmanager großer 
Handelskonzerne und der DIHT für eine 
Veränderung, ja sogar Abschaffung des 
Ladenschlußgesetzes ausgesprochen. 
Wettbewerbs- und ordnungspolitische 
Vorstellungen (Liberalisierung, Deregu­
lierung, mehr Flexibilität) verbinden 
sich mit handfesten ökonomischen In­
tefessen und Problemen: Es geht um die 
Verteilung des kleiner gewordenen Um­
satzkuchens. Insbesondere die großen 
Handelskonzerne versprechen sich bei 
einer Veränderung der Ladenöffnungs­
zeiten Wettbewerbsvortei1e. 

Nur noch die_ Tarifvertragsparteien,_ 
auf der einen Seite der (zerstrittene) 
Hauptverband des deutschen Einzelhan­
dels, auf der anderen Seite die Gewerk­
schaften (hbv und DAG) sprechen sich 
mit guten Gründen für die Beibehaltung 
der jetzigen gesetzlichen Ladenöff­
nungszeiten aus. 

1. Das ifo-Gutachten: Von 
Kauflust, Zeitpionieren, 

innovativen Unternehmen 

Das im August vorgelegte Gutachten 
macht u.a. folgende Vorschläge1

: 

e Verlängerung der Öffnungszeiten 
von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr von montags 

Liselotte Hinz, ist Gewerkschaftssekretärin beim 
hbv-Landesbezirk NRW 

bis freitags. Dieses „erweiterte Zeitfen­
ster" verbessere, so das ifo, die Chancen 
für die „wettbewerbs- und öffnungsakti­
ven Unternehmen", sich eine „individu­
elle Marktposition" zu erarbeiten. Öff­
nungszeiten bis 22.00 Uhr sollen ge­
samtwirtschaftlich notwendige Innova­
tionen stimulieren und mehr Möglich­
keiten bieten, dem „erlebnisorientierten" 
Verbraucher neue Waren und Dienstlei­
stungeri anzubieten. 
• Verlängerung der Ladenöffnungszei­
ten von 6.00 Uhr bis 18.00 Uhr an jedem 
Samstag. Damit würde der „Dispositi­
onsfreiheit von Einzelhandelsunterneh­
men und Verbrauchern mehr Rechnung 
getragen". 
• Verzicht auf eine zeitliche Beschrän­
kung der wöchentlichen Öffnungszei­
ten; damit den Unternehmen die Chance 
gegeben wird, ,,im Rahmen eines sich 
über einen längeren Zeitraum hinweg 
ergebenden Such- und Optimierungs­
prozesses die für sie günstigsten Öff­
nungszeiten auszutesten". 
• Möglichkeit einer Mittelstandsemp­
fehlung im Sinne des § 38 Abs. 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän­
kungen für die Festlegung gemeinsamer 
Ladenöffnungszeiten in lokalen Absatz­
märkten, um „die Attraktivität von 
gewachsenen Agglomerationen von 
größeren und kleineren Einzelhandels­
geschäften im F~lle einer Liberalisie­
rung nicht durch verschiedenartige 
abendliche Ladenschlußzeiten zu ge-
fährden". · 
• Möglichst weitgehender Abbau von 
Ausnahmeregelungen von den gesetzli­
chen Ladenschlußzeiten für bestimmte 
Standorte, Gemeinden oder für verschie­
dene Anlässe (allerdings bei Beibehal­
tung der Regelungen für den Verkauf an 
Sonn- und Feiertagen!). 
• Einführung von Nachtlizenzen. Be­
stimmte Geschäfte sol1en auch nach 
22,00 Uhr verkaufen dürfen. 

Die, Umsetzung dieser Empfehlun­
gen führt dann in eine für die Verbrau­
cher und Einzel-händler paradiesische 
Zukunft. Das ifo- Institut verspricht 20 
Mrd. DM mehr Umsatz im Einzelhandel 
und 50.000 bis 55.000 neue Arbeitsplät­
ze. Wer könnte bei diesen Versprechun­
gen noch ernsthaft gegen eine Verände-

von LiseJotte Hinz* 

rung des Gesetzes sein? 
Für die Gewerkschaft hbv kommen 

die Empfehlungen des ifo-Gutachtens 
nicht überraschend. Allerdings überra­
schend ist, wie sich die Gutachter über 
die Ergebnisse ihrer eigenen Befragung 
hinwegsetzen, um die ordnungs- und 
wettbewerbspolitisch gewollte Beseiti­
gung des Ladenschlußgesetzes zu be­
gründen. Und genauso überraschend ist, 
wie schnell und populistisch Politiker 
bereit sind, zugunsten von vagen und 
bereits auf den ersten Blick unseriösen 
Versprechungen die Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen von 3 Mio. Be­
schäftigten in Kauf zu nehmen. 

II. ,,Von Dichtung und 
Wahrheit": Anmerkungen 

zum ifo-Gutachten2 

Was wollen 
die Verbraucher? 

Das ifo-Institut stellt fest: 
• 68% der Befragten sind mit den jetzi­
gen Öffnungszeiten zufrieden. Das sind 
die sog. ,,Zeitkonformen''. 
• 20% der Befragten haben häufig auf­
grund ihrer zeitlichen Eingebundenheit 
durch Beruf, Familie und Freizeitaktivi­
täten Probleme mit den Einkaufszeiten. 
Diese ,,zeitgebundenen" Verbraucher 
haben - so wird festgestellt - einen auf­
gestauten Konsumbedarf, den sie bisher 
nicht decken konnten. 
• 11 % der Befragten haben keine Pro­
bleme mit den Öffnungszeiten, fänden 
aber mehr Zeit zum Erlebniseinkauf 
schön! Sie würden aber nicht mehr Geld 
ausgeben. 

79% aller Befragten geben also an, 
mehr oder weniger problemlos ihre Ilin­
käufe während der bestehenden Off­
nungszeiten erledigen zu können. Das 
ifo unterstellt, daß diese Verbraucher 
·auf den Geschmack kämen, wenn die 
Läden länger geöffnet sind. Die Erfah­
rungen des langen Donnerstags werden 
dabei ignoriert: Nur 50% der Verbraucher 
nutzen diesen Spätöffnungstag, nur 16% 
der Läden haben überhaupt geöffnet. , 

Das ifo-Institut unterstellt weiter, d"8 
wenn der Einzelhandel endlich 



SOZIALSTAAT-------------------------

'innovative Marktpotentiale' entdecken 
würde - ein Teil der Verbraucher von 
ihrem verfügbaren Einkommen wieder 
mehr Geld in den Einzelhandel fließen 
lassen würde, ca. 2,5% mehr. Das sind 
dann insgesamt 20 Mrd. mehr Umsatz. 
Allerdings gibt das Gutachten selber zu, 
daß die Verbraucher heute weniger Geld 
im Einzelhandel lassen 1 weil sie sich 
„Verwendungsbereichen außerhalb des 
Waren- und Dienstleistungsangebots 
von Einzelhandelsgeschäften zuge­
wandt haben" (Urlaub!) unc\ weil ein 
„überproportionaler Preisanstieg in 
einigen Verwendungsbereichen" 
(Miete, Gebühren) Kaufkraft absorbiert 
habe. 

Sie pr_ognostizieren allerdings eine 
Trendwende, wenn der Einzelhandel 
„mit innovativen Leistungsangeboten 
ein neues Profil entwickeln würde". Auf 
wessen Kosten der Einzelhandelsumsatz 
wieder ansteigen soll, wird allerdings 
nicht gesagt: Soll weniger gespart wer­
den? Werden die Mieten und Abgaben 
geringer? Wird die Urlaubsreise für ei­
nen Erlebniseinkauf gestrichen? 

Was wollen 
die Betriebe? 

Dieser Teil der Befragungsergeb­
nisse ist mit äußerster Vorsicht zu 
genießen. Verschiedene Konzernspitzen 
haben ihre Geschäftsführer vor Ort 
im Vorfeld der Studie angewiesen, im 
Falle einer Befragung für eine Aus­
weitung der Öffnungszeiten zu plä­
dieren! 

Die Befragung hat (trotzdem) erge­
ben: 
• 56% der Betriebe sind für die Beibe­
haltung des Ladenschlußgesetzes. 
• 5% sind unentschieden. 
• 26% sind für völlige Freigabe. 
• 13% sind für Ausweitung am Abend 
und/oder am Samstag. 

llnd selbst bei den Anhängern länge­
rer Offnungszeiten ist das Interesse nicht 
so groß: Nur 20% aller Betriebe würden 
von sich aus länger öffnen, 20% erst 
einmal abwarten. Deutliche Umsatz­
zuwächse versprechen sich nur 15-20% 
der Betriebe, 10% befürchten sogar 
Umsatzrückgänge. Wie erwartet, sind 
die Kauf- und Warenhäuser, Ver­
brauchermärkte, SB-Warenhäuser und 
Fachmärkte an Veränderungen inter­
essiert. Nicht aber mittelständische 
Läden, vor allem die Fachgeschäfte an 
Stadträndern. Sie befürchten Umsatz­
verluste. 

Wie schafft es das ifo dann, daraus 
einen Gesamtzuwachs der Umsätze von 
2-3% zu machen? Ganz einfach: Die 
oben genannten Vertriebslinien des Ein­
zelhandels erhoffen sich natürlich Um­
satzzuwächse, sie hoffen, im Kampf um 
Marktanteile auf Kosten anderer zu ge­
winnen. Die 'Hoffnungen' werden ein­
fach addiert. 

Dagegen sprechen die Erfahrungen 
mit dem langen Donnerstag: 
• Es hat Umsatzverlagerungen von 
wohngebietsnahen Läden in den Klein­
städten und Stadtrandlagen hin zu den 
Zentren (Innenstädte, Einkaufszentren) 
gegeben. 

• Umsätze wurden im Wochenverlauf 
vom Freitag/Samstag auf den Donners­
tag verlagert. 

Gewinner dieser Entwicklung sind 
die großen Einzelhandelskonzerne mit 
Filialen in attraktiven Innenstädten und 
Einkaufszentren. Verlierer" sind mittel­
ständische wohngebietsnahe Geschäfte. 
Bei verlängerten Öffnungszeiten wird 
sich der Kampf um die Umsätze ver­
schärfen. 

Und die Wünsche 
der Beschäftigten? 

Nach den Ergebnissen des ifo-Insti­
tuts sind 
• nur ca. 50% der Einzelhandelsbe­
schäftigten gegen eine Ausweitung der 
Arbeitszeit am Abend und am Samstag-· 
nachmittag. 
• 27% würden ohne Vorbedingungen 
abends und samstags länger arbeiten, 
• 23% dann, wenn sie besser bezahlt 
würden bzw. ihre Arbeitszeitwünsche 
besser einbringen könnten. 

Unsere Erfahrungen und Befragun­
gen sagen etwas anderes: Eine im Auf­
trag von hbv durchgeführte Repräsenta­
tiverhebung zu den Arbeitszeitwün­
schen der Einzelhandelsbeschäftigten 
kommt u.a. zu dem Ergebnis, daß 77% 
der Männer und 77% der Frauen im We­
sten und 77% der Männer und 86% der 
Fr~uen im Osten für die Beibehaltung 
des Ladenschlußgesetzes sind. Arbeit an 
Samstagen und am langen Donnerstag 
wird nach wie vor als äußerst belastend 
empfunden. 
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55.000 neue 
Arbeitsplätze ? 

Das beschriebene Umsatzplus bringe 
so das ifo-Institut - 50.000-55.000 

neue Arbeitsplätze. Es wird aber festge­
stellt, daß 
• die sog. 'Nischenläden' kaum mehr 
Personal einstellen würden. Die Laden­
öffnungszeiten werden verschoben und 
die Arbeitszeit der Ladeninhaber und 
Familienangehörigen verlängert. 
• die Mehrzahl der Einzelhandelsun­
ternehmen plant, die erhofften Umsatz­
zuwächse über veränderte Personalein­
satzpläne (flexible Arbeitszeiten, Arbeit 
auf Abruf) zu mindestens 1/3 aufzufan­
_gen. Es soll jedoch aufgrund der jetzt 
schon dünnen Personaldecke auch neu 
eingestellt werden. 

Und das ifo stellt fest, welche Art von 
Arbeitsplätzen dabei neu entstehen wer­
den: ,,Etwa drei Viertel des zusätzlichen 
Personalbedarfs dürften durch Teilzeit-· 
kräfte, insbesondere geringfügigBeschäf­
tigte, gedeckt werden." Es verschweigt, 
daß es auch Arbeitsplatzverluste bei den 
Verlierern beim Kampf um die Umver­
teilung des Umsatzes geben wird. 

III. Was ist los 
im Einzelhandel 

Die wirtschaftliche und strukturelle 
Situation im Einzelhandel ist äußerst 
brisant.3 Nach den Boom-Jahren der 
Vereinigung mit zweistelligen Umsatz­
zuwächsen verschlechtert sich die.wirt­
schaftliche Lage rapide. Die Umsatzein­
brüche sind auf die bekanntermaßen sin­
kenden Realeinkommen und auf verän­
derte Präferenzen beim privaten Ver­
brauch zurückzuführen. Überhitzte Flä­
chenexpansion, vorwiegend in den neu­
en Bundesländern, regelrechte „Prei"s­
schlachten" und verschärfte Konzentra­
tion bei gleichzeitigem Ladensterben 
sind die eine Seite des Kampfes um den 
kleiner gewordenen Umsatzkuchen. 
Personalabbau, zwangsweise Arbeits­
zeitreduzierungen, Verschlechterung 
der Personalstruktur (Abbau der Stamm­
belegschaften bei gleichzeitigem Aus­
weiten der Randbelegschaften) und im­
mer mehr Leistungsdruck bei den Ar­
beitnehmerinnen sind· die andere Seite. 
Nur einige Stichworte dazu: 
• Der Einzelhandel ist eine äußerst he­
terogene Branche, gekennzeichnet 
durch Ünterschiedliche Vertriebskon­
zepte und damit verbundene Personal­
strukturen. In den letzten 15 Jahren hat 

es sehr starke Verschiebungen innerhalb 
dieser Vertriebslinien gegeben. Perso­
nalintensive Vertriebsformen haben an 
Gewicht verloren. So verringerten sich 
die Marktanteile der Warenhäuser seit 
1980 von 7,2% auf 5,3%, die der tradi­
tionellen Fachgeschäfte von 55,4% auf 
36, 1 %. Weniger personalintensive Ver­
triebslinien haben enorm an Boden ge­
wonnen. Z.B. weisen filialisierte Fach­
geschäfte einen Zuwachs von 18,0% auf 
21,8% auf, SB-Warenhäuser von 11,9% 
auf 17 ,5% und Fachmärkte von 2,0% 
auf 13,8%. Hinter diesem Strukturwan­
del verbirgt sich ein starker „trading­
down"-Prozeß - Bedienung und Bera­
tung und damit Personal werden syste­
matisch abgebaut. 
• Der Konzentrationsprozeß schreitet 
rapide voran. Im letzten Jahr waren vor 

Die Angriffe auf das 
Ladenschlußgesetz ge­
hen einher mit dem 
lnfragestellen der Tarif­
autonomie und mit der 
Forderung, das Mitbe­
stimmungsrecht der 
Betriebsräte bei der Ar­
beitszeitgestaltung ab­
zuschaffen. 

allem die Übernahmen im Warenhaus­
bereich spektakulär: Zwei Warenhaus­
konzerne (Kaufhof mit Horten und Kar­
stadt mit Hertie) beherrschen nunmehr 
dieses Marktsegment. Im Lebensmittel­
einzelhandel vereinigen 1994 die 10 
größten Unternehmen 78% des Umsat­
zes (1992 waren es noch 70%) auf sich. 
Riesige Konzerne beherrschen den 
Markt: so an erster Stelle der Metro­
Konzern (mit dem Kaufhof, der Kauf­
halle, Saturn, der ASKO-Gruppe mit 
den real-SB-Warenhäusern, Praktiker­
Baumärkten, Lebensmittelfilialbetrie­
ben unter den Namen Schätzlein, Extra 
usw.) mit 60,5 Mrd. DM jährlichem 
Umsatz. Ihm folgt die REWE-Gruppe 
mit 42,7 Mrd. Umsatz usw. Die Konzen­
trationsprozesse bedeuten immer auch 
Personalabbau, vorrangig in den Berei­
chen der Verwaltung und Logistik. 
• Der hohe Konzentrationsgrad bedeu­
tet aber (noch) keine Einschränkung der 
Wettbewerbsintensität. Im Gegenteil: 

SOZIALSTAAT'.\ . 

Zur Zeit wird insbesondere mit den Mit.:. 
teln „Preis" und „Fläche" aggressiv um 
Marktanteile gekämpft. Derzeit spielen 
sich regelrechte „Preiskriege" ab. Ver­
käufe unter dem Einstandspreis im Le­
bensmitteleinzelhandel, Preisverfall bei 
der Unterhaltungselektronik, Schnäpp­
chen im Textilbereich usw. Diese für 
den/die Verbraucher In erst einmal gün­
stige Situation hat Folgen und ist auch 
nicht von Dauer. So wird diese Preispo­
litik u.a. den Konzentrationsprozeß über 
einen Verdrängungswettbewerb verstär­
ken, zu sinkenden Renditen und damit 
zu mehr· Druck auf die Personalkosten 
führen, den verschärften Druck auf In­
dustrie und Großhandel mit entspre­
chenden Konsequenzen für die Beschäf­
tigung verstärken. 

Die Flächenkonzentration als ein 
Mittel im Konkurrenzkampf hat zu einer 
Überkapazität von ca. 6 Mio. qm, insbe­
sondere in den neuen Bundesländern, 
geführt. Die Expansion geht dort zu La­
sten der Innenstädte und der wohnorts­
nahen Versorgung, die sog. ,,grüne Wie­
se" expandiert. Und jede Woche öffnet 
ein neues Einkaufszentrum die Türen. Je 
Einwohner gibt es heute in den neu~~: 
Bundesländern bereits 2,5 mal soyjiü( 
Verkaufsfläche wie in den alten ·Bun~i 
!ändern, bei Reahsierung aller Plari1111-. 
gen lautet das Verhältnis 1 zu 10. 

Fazit: In dieser so wichtigen Branche 
droht eine Strukturkrise, der Markt als 
alleiniges Lenkungsmittel droht zu ver­
sagen. Regulierende Eingriffe sind not­
wendig, z.B. die Beschränkung großflä­
chiger Einzelhandelseinrichtungen, 
mehr Fusionskontrolle usw. Aber das ist 
ordnungspolitisch nicht oder kaum ge­
wünscht. Stattdessen ist Deregulierung 
durch die Veränderung des Laden­
schlußgesetzes angesagt. 

Die Arbeitsplatzsituation 
im Einzelhandel 

Wirtschaftliche Risiken- und daran hat 
sich nichts geändert - werden auf dem 
Rücken von Arbeitnehmerlnnen allsge­
tragen.Nur-während in Männerbranchen 
der Verlust von I O.OOOArbeitsplätzen (zu­
recht) einen Sturm der Entrüstung ent­
facht, wird der Abbau von zigtausend 
Frauenarbeitsplätzen von Politik und Öf­
fentlichkeit weitestgehend ignoriert. Po­
litiker aller Parteien haben sich in der 
Vergangenheitsogut wie überhaupt nicht 
um die Probleme des Einzelhandels mit 
seinen 3 Mio. Beschäftigten gekümmert: 
Vielleicht deshalb, weil e~ sich „nur um 
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eine Frauenbranche" (mit 70% Arbeit­
nehmerinnen) handelt, in der überwie­
gend „Dazuverdienerinnen" arbeiten? 

Seit 1992 sind in den alten Bundes­
ländern weit über 120.000 Vollzeitar­
beitsverhältnisse im Einzelhandel ver­
nichtet worden, bei einem leichten 
Wachstum der Teilzeitarbeitsverhältnis-

1 se (10.000 bis 15.000). In den neuen 
1 

! Bundesländern hat sich die Beschäfti­
gung von 600.000 (1991) auf rund 
380.000 verringert! Wenn die Vermu­
tung richtig ist, daß die Veränderung des 
Ladenschlußgesetzes zu einem noch 
härteren Ausleseprozeß im Einzelhandel 
führen wird, dann wird sich diese Ar­
beitsplatzsituation dramatisch zuspitzen. 

Schon heute weist die Frauenbranche 
Einzelhandel einen 
•· sehr hohen Anteil von Teilzeitbe­
schäftigung auf. 40% der sozialversiche-. 
rungspflichtig beschäftigten Arbeitneh-
merinnen haben Teilzeitarbeitsverhält­
nisse (mit zunehmender Tendenz). In ei­
nigen Vertriebslinien liegt der Teilzeit­
anteil inzwischen bei 80%. 
• Zusätzlich arbeiten rund 500.000 
Menschen als geringfügig Beschäftigte 
ohne Sozialversicherung. Es gibt Unter­
nehmen, die bereits mit einem Anteil 
von 35% an der Gesamtbelegschaft fah­
ren: 
• Der Einzelhandel weist sich durch 
überdurchschnittlich viele Aushilfsar­
beitsverhältnisse und befristete Arbeits­
verträge aus. 

Diese Personalstruktur ist äußert fle-
xibel 
• bei konjunkturell bedingten Umsatz­
veränderungen. Die Anpassung läuft 
flexibel über die Arbeitszeit oder/und 
über die befristeten Arbeitsverhältnisse. 
e' bezogen auf Umsatzverlagerungen 
(Kundenfrequenzen) im Tages-, Wo­
chen- und Jahresverlauf. 

Eine Veränderung des Ladenschluß­
gesetzes wird keine zusätzlichen - Ar­
beitspläize schaffen, wie das ifo-Institut 
es behauptet. Es besteht vielmehr die 
Gefahr einer noch stärkeren Aufsplit­
tung der Belegschaften in Stamm- und 
i.n Randbelegschaft. Die zusätzlichen 
Offnungszeiten (abends und an Samsta­
gen) ~erden mit geringfügigen Beschäf- · 
tigungsverhältnissen abgedeckt (s.o.). 

· Schon heute gibt es im Einzelhandel 
ä~t ungünstige.Arbeitszeitlagen. Die 

ci~::u} ··~J')äftigten_ im ~inzelhandel sirid ge­
. -:;y!@~t'llen'Arbeifuehiiiednnen vieler 

.. . . .. :iaranchen erheblich. benacbtei-
- ,,. ~ät~~, re-

::~gelmäßi-

ges Arbeiten an sog. Brückentagen usw. 
Diese ungünstige Arbeitszeitlage 

wirft vor allem für die erwerbstätigen 
Frauen große Probleme auf. Die Verein­
barkeit von Beruf und Familie, von Ar­
beiten und Leben ist für hunderttausen­
de ein tagtägliches Kunststück. Dazu 
kommt der faktische Ausschluß von vie­
len sozialen und kulturellen Zusammen­
hängen. Es braucht nicht beschrieben zu 
werden, daß sich durch eine Verände­
rung des Ladenschlußgesetzes die Ar­
beitszeitsituation und damit die Lebens­
qualität für die Beschäftigten des Einzel­
handels dramatisch verschlechtern wird. 

Und auf für kollektive Prozesse -
z. B. für Betriebsratstätigkeit und 
Gewerkschaftsarbeit - wichtige Ein­
schnitte sei noch verwiesen: Schon 
heute ist es kaum möglich, auf gemein­
same Zeiten im Betrieb zu orientieren, 
kollektive Zusammenhänge werden 
immer schwieriger herzustellen sein. 
Und es ist noch nichts gesagt worden 
über höhere Kosten, mehr Energie­
verbrauch, über veränderte Verkehrs­
ströme und, und .... 

IV. Gesamteinschätzung 
Die „freie Fahrt für den Markt", mehr 

Deregulierung und Flexibilisierung wird 
nicht zu dem erhofften Wachstum, zu 
mehr Arbeitsplätzen führen. Wenn die 
jetzt schon offensichtlichen Warnzei­
chen ernst genom­
men werden, dann 
kann durch die 
Veränderung der 
Ladenöffnungszei­
ten nur eine andere 
Entwicklung pro­
gnostiziert werden: 

Grund, für eine Beibehaltung des La­
denschlußgesetzes zu kämpfen. 

Und es geht nicht nur um das Laden­
schlußgesetz. Die Angriffe auf dieses 
„Schutzgesetz" für Arbeitnehmerinnen 
und Einzelhandelsstrukturen sind Teil 
der immer massiver werdenden Deregu­
lierungsoffensive. Sie gehen einher mit 
dem Infragestellen der Tarifautonomie, 
dem massiven Verlangen von tariflichen 
Öffnungsklauseln, den neuen Plänen zur 
Kürzung der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall, der Umwandlung des 
freien Samstags zum Regelarbeitstag 
und nicht zuletzt mit der Forderung, das 
Herzstück des Betriebsverfassungsge­
setzes, den § 87 - und damit das Mitbe­
stimmungsrecht der Betriebsräte bei der 
Arbeitszeitgestaltung - abzuschaffen. 

Ein Gutachter des ifo-Instituts macht 
dann auch den Vorschlag, mit der Ände­
rung des Ladenschlußgesetzes das leidi­
ge Problem der Mitbestimmung der Be­
triebsräte bei Beginn und Ende der tägli­
chen Arbeitszeit gleich mit zu erledigen. 

Vgl. ifo-tnstitut: Überprüfung des Ladenschluß­
gesetzes vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
im In· und Ausland; Zusammenfassung, Mün­
chen im August 1995. 

2 Entnommen aus hbv: Anmerkungen zum ifo­
Kurzgutachten .von Dichtung und Wahrheit"; 
Düsseldorf 1995. 

3 Vgl. hbv-Positionspapier: Für einen arbeitneh­
merorientierten und kundennahen Einzelhandel, 
Düsseldorf 19-95. 

Die Zeitschrift der zukunftsorientierten 
Nachdenklichkeit ist in ihrem sechsten 

Erscheinungsjahr. 
Ihre Ost·Gebunderiheit ist Profil, 

aber nicht Beschränkung. 
Ihre Visionen wurzeln 

im kritischen Rückblick und 
in der Sorge um das Jetzt. 

UTOPIE kreativ will mehr wissen 
über das, was in unserer Zeit 

Utopie sein kann. 

UTOPIE kreativ 
erscheint seit November 1994 

wieder monatlich 
Einzelheft 7,50 DM 
Jahresabonnement 

Inland: 80 DM (incl. Porto) 
Ausland: 98 DM (incl. Porto) 
Förderabonnement: 120 DM 

Information und Bestellungen: 
Redaktion UTOPIE kreativ 

Weydingerstr. 14-16 
10178 Berlin 

Existenzvernich­
tung vieler kleiner 
und mittlerer Ein­
zelhandelsgeschäf­
te, ruinöser Wett­
bewerb auch bei· 
großen Handels­
ketten, Arbeits­
platzverluste, eine 
weitere Segmentie­
rung der Arbeits­
verhältnisse und 
eine weitere Bela­
stung der überwie­
gend weiblichen 
Beschäftigten 1m 
Einzelhandel. Die 
Gewerkschaft hbv 
hat also genügend 

11f,FTYl..:_1,~1l~ ____ ~ ___ _Ie!:_ O~D:?8j0~5§1 __ _ 

0 Ich abonniere UTOPIE kreativ zunächst für ein Jahr 
ab dem nächstmög~chen Liefertermin 

Cl Ich abonniere UTOPIE kreativ im Förderabonnement 
Ich bezahle 

Norne, Vorname: 

Stroße: 

Plz, Ort: 

O bargeldlos durch Bankeinzug 

Geldinstitut~~~~~~~~ 
Kto-Nr. 1111 111111 
BLZ: 1 I I I I I 1 1 I I I 
O auf Rechnung 

Dos Abonnement ~rlängert sjc\i YIJl j~il~_ein .)ahr, wenn nicht sp."rte$ren• B Wochen s-or 
Abbllr ib llezug,ze,lroumes schriftl,ch gei,:undigt wird. 
Meine Se.lellung kann ich innerhalb von 1-4Togen widerrufen, es gilt da, Datum~ Po.titempel,. 

Datum: Unterschrift: 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 85, 1995 

SOZIALSTAAT 

,,Die Alterslüge'' 

Relension zu: Heidi Schüller: Die Al­
terslüge,' Berlin 1995. Rowohlt Verlag, 
208 S., DM 36,-

Der Rundumschlag der Olympio­
nikin, Medizinerin, Journalistin 
und zuletzt Rudolf Scharpings 

Schattenministerin liegt im Trend unse­
rer Zeit. Der Angriff auf die staatlichen 
Sozialsicherungen, angeführt von den 
Interessenverbänden des Kapitals und 
unterstützt von der Bundesregierung, 
hat nach der deutschen Vereinigung 
Ausmaße angenommen, die Rudolf 
Dressler veranlaßten, am 8. Juli d.J. mit 
resignierendem Unterton in einem Pres­
sekommentar festzustellen: ,,Der private 
Vorsorgezug steht unter Dampf und rat­
tert mit wachsender Geschwindigkeit 
durch die deutsche Nachkriegsgeschich­
te". Ermuntert durch rechtsautoritäre 
Vordenker konnte der Generalinspek­
teur der Bundeswehr bereits 1992 in pa­
thetischem Ton triumphieren: ,,Zu Ende 
geht eine Periode, die mit der Französi­
schen Revolution ihren Anfang nahm". 

Da schwimmt Heidi Schüller mit ih­
rem Buch „Die Alterslüge" voll im 
Mainstream; doch offenbar psychisch 
durch citius. altius und fortius olym­
pisch geprägt, bat sie unbedacht-ehrgei­
zig alle Rekorde gebrochen, damit auch 

Josef Didier, Schwarzenberg in Sachsen, 
Rentner 

allseits Ablehnung und selbst bei der po­
litischen Rechten Unmut erregend. Alle 
sozialen Sicherungssysteme unterliegen 
dem Verdikt der Kritikerin und wehe 
dem, der auf die Gebrechen kapitali­
stisch-marktwirtschaftlicher Unordnung 
als Ursache unserer sozialen Defizite 
verweist. Dessen Argumente sind schnell 
als Klassenkampfparolen abgetan. 

Von der nachlassenden 
Sterbefreudigkeit der Alten 

Der Titel läßt ahnen: Sie hat es be­
sonders auf die Alten abgesehen. Ihre 
Zahl wächst ständig, wohingegen die 
Zahl ihrer Ernährer schrumpelt. Ihre 
apokalyptischen Prognosen können un­
bedarften Gemütern Alpträume be­
schweren. Denn wenn die Relation be­
schä(tigter Beitragszahler in die gesetz­
liche Rentenkasse zu. Rentenbeziehern 
(z.Z. 2,34: 1) maßgeblich für Höhe und 
Sicherheit bzw. Unsicherheit der Renten 
ist, dann wäre die Endzeit der gesetzli­
chen Altersvorsorge, die mit demjuristi-

sehen Etikett „Generationenvertrag·' ge­
läufig ist, schon gekommen. Übrigens 
ist die Generation weder natürliche noch 
juristische Person, wohl auch kaum 
Rechtsobjekt. 

Als vor Hundert Jahren durch direk­
ten und indirekten Druck, nicht nur der 
Arbeiterbewegung, die sozialen Siehe-

von Josef Didier* 

rungssysteme auf den Gesetzesweg ka­
men, muß es den Rentnern - folgt man 
der Logik Heidi Schüllers und anderer -
blendend ergangen sein. Denn im Jahre 
1900 verhielt sich die Zahl der Beschäf­
tigten zu der der Rentner wie 42,7:1. Da 
reibt man sich die Augen und zweifelt. 
. Um die Ursachen dieses zunächst kaum 
verständlichen Phänomens zu begreifen, 
bedarf es einiger demographischer Ver­
gleiche. Das Deutsche Reich zählte zur 
Jahrhundertwende 598.927 Renten. Die­
sen standen 25.548.000 Beschäftigte ge­
genüber. Die Durschnittsjahresrente be­
trug 143,-, das Durchschnittsjahresein­
kommen der Beschäftigten 843,­
Reichsmark.1 

Das erklärt allerdings noch nicht das 
scheinbar günstige Verhältnis 
Beitragszahler:Rentner. Es gründet sich 
auf die durchschnittliche Lebenserwar­
tung von damals, die bei Männern 44,8 
und bei Frauen 48,3 J ahre2 betrug. Da­
mit war die Möglichkeit „für den so.(11,1-
wahrscheinlichen Fall, daß man d.8.$t:'äf 
das 70. Lebensjahr festgesetzt Ren~~c 
ter erreicht, ziemlich absurd, ZU~ 
waren die Renten zum Leben zuWeijig, 
zum Sterben zuviel''.3 Wenn man dann 
noch erfährt, daß.die Rentner, mit jähr­
lich steigender Tendenz, jüngere, vor­
zeitig aus dem Arbeitsleben ausgeschie­
dene Invaliden waren, wird auch die 
Unwahrscheinlichkeit eines höheren 
Alters bei der Arbeitsbevölkerung deut­
lich. Die Methusalems der damaligen 
Zeit stammten in aller Regel aus ande­
ren sozialen Schichten. Zwar ist die An­
zahl .der Beschäftigten, einschließlich 
der ausländischen, inzwischen kräftig 
auf 34.826.0004 gestiegen, Rentnerin­
nen und Rentner haben sich jedoch um 
das fast fünfundzwanzigfache auf 
14.916.2935 vermehrt; schon ist das 
böse Wort von der „nachlassenden Ster­
befreudigkeit" der Alten gefunden. 

„Das Kapital ist ein 
scheues Reh" 

Bei der Sachkenntnis, welche Frau 
Schüller in ihren vielfach zutreffenden 
Zustandsbeschreibungen, einschließlich 
des statistischen Materials offenbart, 
verwundert mich, das sie nicht auf die 
angeführten historischen Vergle_iche zu­
rückgreift. Zumal sie im ersten Teil ihrer 
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Schrift tiefsinnige Betrachtungen zur 
bedeutenden Rolle der Greisinnen und 
Greise prähistorischer Zeiten für das 
Überleben des frühen Homo sapiens an­
stellt. Beim Aufzählen der Kenntnisse 
und Erfahrungen vergaß sie die wichtig­
ste der steinzeitlichen Überlebenskün­
ste, den Jagdzauber, dessen Praktizie­
rung ausschließlich den Geronten vorbe­
halten war. Wir älteren Zeitgenossen er­
fuhren dies noch vor 60 Jahren so im 
Deutschen Volksschullesebuch. 

Weil ihr bekannt sein dürfte, daß sich 
das Bruttosozialprodukt der Bundesre­
publik von 1955 bis 88 um das fünffa­
che' vermehrt hat, scheint ihr die Pri­
märrolle der Produktivkraft für die Halt­
barkeit des sozialen Netzes zwar be­
kannt, durch das Leittnotiv ihres Buches 
ist jedoch die Konsequenz daraus ver­
stellt. Für eine sichere Altersversorgung 
sei aber die Zahl der Menschen gar nicht 
so wichtig, äußerte der scheinbar alters-
weise gewordene Norbert Blüm im ver­
gangenen Frühjahr, entscheidend sei 
einzig und allein, wieviele Menschen 
Arbeit fänden und wie produktiv ihre 
Leistung sei. Sorge bereiten Heidi 
Schüller die kommenden 40 Jahre, ob­
wohl dann der Pillenknick ins Rentenal­
ter kommt. Für das Schrumpfen der Er­
werbsbevölkerung ist aber der voraus­
sichtlich nicht schrumpelnde sondern 
unverändert hoch bleibende Arbeitslo­
sensockel ursächlich, was folgerichtig 
zur zusätzlichen- Alimentierung von 
Millionen Arbeitsloser führt. 

Die Sorgen der Verfasserin sind nicht 
allzu neu. Schon um die Jahrhundert­
wende malten französische Chauvini­
sten das Horrorbild einer degenerieren­
den, aussterbenden Grande nation. Ihr 
deutsches Pendant wies unsere Altvor­
deren mit Häme auf das abschreckende, 
lasterhafte Exempel eines verbuhlten 
weinselig müßiggehenden, in diversen 
Abtreibungspraktiken wohlbewanderten 
und damit zum Aussterben verurteilten 
Pensionärsvolks hin. Gottlob, die Fran­
zosen haben diese Prognosen bei stei­
genden Renten überlebt. 

Es gilt die demographische Faustre­
gel, nach der in fünfzig Jahren zwei 
Drittel der Heutigen _nicht mehr leben. 
Das betrifft in unserem Fall in erster Li­
nie die gegenwärtige Rentnergeneration 
und den noch t · ·· · h "·--·~~-, .. ,... . . .. . . __ e_ was JUngeren, DIC t 

. , , , mehr vermittelbaren Arbeitslosensok-
··-=-:-- ket; Aber selbst bei sehr mäßigen 

·· Wachstumsraten des Bruttosozialpro-
<!~,:~,:es um.das Jahr 2035 herum 

' ~\' ~oml~'!: :U~ang des 

gegenwärtigen erreichen. Wie die Ver­
teilung desselben aber aussieht, wenn 
sich das Kapital aller gesellschaftlichen 
Bereich zur Verwertung annimmt und 
des Staates nur noch als Vollzugsbüttels 
bedarf, läßt sich leicht voraussehen. Die 
„Verschlankung" des Staates ist ja der 
tiefere Sinn dieser Absicht und gehört 
zur Gesamtstrategie der Überwindung 
jener „Periode, die mit der Französi­
schen Revolution ihren Anfang nahm". 
Die Rentenbeiträge würden für den 
Durchschnittsverdiener zur erheblichen 
Belastung und den Kleinverdiener uner­
schwinglich. Und so betont die Verfas­
serin denn auch auf S: 184, daß die Pri­
vatisierung der Absicherung kein Lö­
sungsansatz sein könne, um dann aber, 
im Zusammenhang mit Subventionsab­
bau, auf S. 186 zu fordern, der Staat so!-

Geschäftsfähige Nicht­
zurechnungsfähige fin­
det man in allen Alters­
gruppen und sozialen 
Bereichen. 

Je bis auf die hoheitlichen Aufgaben alle 
anderen Funktionen delegieren und p~i­
vatisieren. 

Für die Plusmacher ist dies die Weg­
weisung in die richtige Richtung. Wenn 
sie dann noch mit den Worten warnt: 
,,Das Kapital ist ein scheues Reh", wer­
den die genannten dies zweifellos mit 
Kopfnicken quittieren. Doch hat sich 
mittlerweile herumgesprochen, liebe 
Frau Doktor, daß Rehe ihre Scheu ver­
lieren, sich ungeniert vermehren und 
Wälder samt Fluren kahl fressen, so ih­
nen keine Gefahr dräut. Und an ihre 
Feststellung zur Thematik auf S. 9 darf 
ich auch noch erinnern: ,Je besser es der 
Wirtschaft geht, um so schlechter geht 
es dem Sozialstaat, zumindest unter den 
heutigen Prämissen". Wie wahr! Da ist 
doch die Gefahr, die von uns Rentnern 
für Wirtschaft und Sozialstaat ausgeht, 
recht gering zu veranschlagen. Sollten 
die Renten doch mal, wenn das Reh 
nichts übrig läßt, ,,wackeln, rast der 
Mob" ganz gewiß nicht durch die Stra­
ßen (S. 81 ), sondern „die ewig zu kurz 
Gekommenen" (S. 19) werden, wie oft 
in der Geschichte, Lebenserfahrung, 
Kraft und Fertigkeiten zum täglichen 
Durchwursteln ak:ti vieren. 

Die Alten: senil 
oder „Sozialraubritter" 
Der ermüdende Räsonierton der 

Schrift wird gelegentlich von Wortkas­
kaden unterbrochen, die sich orgiastisch 
steigern, vor allem wenn es um Abquali­
fizierung körperlicher und geistiger Ei-

. genheiten alter Männer geht. Sie, die Al­
ten, haben soviel durchgemacht, sie wa­
ren angeblich unschuldig an allem, was 
im Namen Deutschlands verbrochen 
wurde. Aber jetzt, bei aufkommendem 
Rechtsextremismus, begin_nt mancher 
die Tarnkappe zu lüften. Ihre Lebenslü­
ge hat sie wieder (S. 42). Da kann man 
Frau Schüller leider nicht widerspre­
chen. So räsoniert die Verfasserin denn 
weiter über die Affektlabilität und Un­
berechenbarkeit des Alters, den Ge­
dächtnisschwund, den Altersstarrsinn, 
über die oft unerträgliche Mischung aus 
störrischer Rechthaberei und Wahrneh­
mungsdefiziten. Weil es sich abermals 
um Binsenweisheiten von Psychologie/ 
Psychiatrie und Gerontologie/Geriatrie 
handelt, erübrigt sich auch hier Wider­
spruch, zumal meine eigene W~eh­
mungsfähigkeit noch nicht hinreichend 
defizitär ist. Spricht <lie Autorin aber 
voller Sympathie von d.en Alten mit er­
fülltem „prallen" Leben, fit bis ins hohe, 
lebenswerte Alter, dann erfaßt mich stil­
ler Ingrimm. Denn die kommen in aller 
Regel nicht von dort, wo-die „ewig zu 
kurz Gekommenen" herstammen. So­
weit, so ungut. 

Hätte Frau Schüller doch lieber nicht 
ganz soviel Schmäh über unser Alter 
ausgegossen; denn auf S. 192 scheint 
vergessen, was sie über Senilität, De­
menz, Altersgeilheit, Defizite aller Art 
und diverse Altersmacken, gewiß nicht 
wahrheitswidrig, schrieb. Oder soll eine 
Alterselite her, zur Ehrenrettung des Al­
ters sozusagen. Sie kann immerhin noch 
eine leidlich große Gruppe zurech­
nungsfähiger ,,fitter" Jungsenioren aus­
machen, denen durchaus noch allerhand 
zuzumuten ist; nicht nur im Dienste der 
Hilflosen und Unzurechnungsfähigen, 
nein zum Wohle der Allgemeinheit. 
Deshalb sollen sie „im wahrsten Sinne 
des Wortes, anpacken, helfen, betreuen, 
bekochen, versorgen, Behördengänge 
abnehmen, Aufsicht führen auf den 
Schulhöfen oder in der U-Bahn" (S . 
192). Da empfiehlt es sich allerdings, 
zuvor in Altenheimen Selbstverteidi­
gungskurse zu veranstalten. Auch fürch­
te ich, daß dabei nicht nur beim Beko­
chen manches anbrennen kann. Der rü-
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stige Rentner auf dem Schulhof könnte 
d.urch den absolviererten Kurs hinrei­
chend vorbereitet zum Affekttäter mu­
tieren, im glimpflichsten Fall zum Pau­
senclown werden. In der U-Bahn wären 
gegenseitige Rempeleien, Verba!- und 
Realinjurien zwischen Rentnern und 
Schwarzfahrern mit ungewissem Aus­
gang denkbar . 

Und noch etwas muß bedacht wer­
den! Bei den dazu vorgesehenen Senio­
ren dürfte es sich in der Regel um die 
handeln, welche noch bei Trost sind; da­
mit ist wahrscheinlich, daß solche und 
ähnliche Projekte schon im Versuchssta­
dium scheitern. Indes scheint mir bei 
diesen noch besondere Vorsicht gebo­
ten. Weil sie sich nach menschlichem 
Ermessen zumindest partiell noch einige 
intellektuelle Substanz bewahren konn­
ten, dämmert mir, daß sich die auf S. 45 
erwähnten ,,raffgierigen Sozialraubrit­
ter", die mit großer Cleverness unsere 
,,kostbaren Sozialressourcen" plündern, 
aus eben der in Rede stehenden geisti­
gen Elite rekrutieren könnten. 

Wahlrecht 
mit Verfallsdatum? 

Doch nicht nur Wohl und Wehe der 
kostenträchtigen Rentner liegt der Auto­
rin am Herzen sondern alles Leben, vom 
vorgeburtlichen bis zum sterbenden. 
Beide Pole werden an selektierten 
Extremfällen demonstriert. Da ist der 
moribunde Neunziger und das 330 
Gramm leichte Frühehen, die Dank 
teurer Apparatemedizin, ohne Rücksicht 
auf menschliche und finanzielle Folgen 
nicht schleunigst aus einem qualvollen 
Leben entlassen wurden. 

Die Verfassserin betont, daß sie kei­
ne Diskussion über Euthanasie führt. 
Solche Gedankenspiele kann man in der 
Tat flicht erkennen. Aber unter humani­
stischen Vorzeichen geht sie an die 
Grenzen, welche auch die deutsche Ar­
beiterbewegung vor 1933 erreichte, als 
sie unter dem nichtreflektierten Ein­
druck der Darwinschen Theorien von 
der natürlichen und geschlechtlichen 
Zuchtwahl stand. Doch von der Eugenik 
zur Euthanasie war es unter veränderten 
politischen Verhältnissen für die Nazis 
nur ein Schritt. 

,,Zugegeben - mein· stakkatoartiger 
Rückblick auf die gesellschaftliche Ent­
wicklung in der Bundesrepublik ist sub­
jektiv, selektiv und zuweilen polemisch" 
schreibt die Verfasserin gegen Ende ih­
res Buches (S. t 73). Noch ein abrunden-

des Finale und sie hätte es damit belas­
sen können. Aber dann überkommen sie 
die bösen Geister der Subjektivität, Se­
lektion und Polemik vollends. Die vie­
len Alten werden endgültig als der Mo­
loch geoutet, dem die Blüte der Jugend 
geopfert werden soll. Darum macht sie 
sich Gedanken, wie die Jugend vor solch 
grauenvollem Schicksal zu bewahren 
sei. Zunächst sei das Wahlrecht so zu re­
volutionieren, daß den Leistungserbrin­
gern mehr Gewicht verschafft werde. 
Wurde da nicht schon mal mit dreierlei 
Maß gemessen? Von der Herabsetzung 
des Wahlalters zu den Discoeleven, hin­
gegen Limitierung nach oben bei der 
Maramusgeneration reichen ihre Über­
legungen. Schluß mit Klassenkampfpa­
rolen! Leistungserbringer aller Stände, 
vereinigt euch gegen die alten Nichts­
nutze' Damit auch den Kindlein Gerech­
tigkeit widerfahre, schlägt sie ein Eltern­
wahlrecht vor, bei dem die Kinderschar 

· der Zensus sein soll. Da muß ich aber zu 
bedenken geben, daß sich die etablierten 
Parteien mit Versprechungen für höhe­
res Kindergeld wie bei der Auktion 
überbieten würden. 

Doch zunächst -sollen die Parteien 
erst mal frei werden von der Rücksicht­
nahme auf die egomanischen Ansprüche 
der Gerusia in den Altenheimen und 
Freizeitparks. Vor allem aber keine Ta­
bus mehr. Wohlan, dann darf auch ich 
fragen, welche Rechte sie den funktio­
nellen Analphabeten, Halb- und Vollde­
bilen bei der Wahlrechtsreform zubilli­
gen möchte. Geschäftsfähige Nichtzu­
rechnungsfähige findet man in allen Al­
tersgruppen und sozialen Bereichen. Ist 
doch z.B. jeder Notar gehalten, sich ·von 
der Zurechnungsfähigkeit seines Klien­

scheint das Buch nicht erreicht zu haben, 
was aber nicht viel besagen will, der liest 
sowieso kein Buch mit Fremdwörtern. 
Für das Gros der Senioren gilt ähnliches, 
auch wäre es für ältere Menschen - wie 
schon angemerkt - recht ermüdend. 
Denn der Sprachstil wechselt oft sprung­
haft vom philosophisch-esoterischen 
zum Vulgärjargon, oder beide Aus­
drucksformen finden sich im gleichen 
Satz (Sollenshypertrophie führt zu 
Seinsvenniesung, S. 165). 

Mit nur teilweise richtigen, öfter aber 
abwegigen Prämissen ·und fast immer 
falschen Folgerungen bzw. Interpreta­
tionen hat sich die Verfasserin in ein Di­
lemma.verrannt, für das sie zwangsläu~ 
fig keine oder .nur zweifelhafte bis ab­
surde Lösungen parat hat. So wäre auch 
die Frage müßig, wie sie denn nun das 
von ihr projizierte Elend aus der Welt zu 
schaffen gedenkt. Doch sicher nicht in­
dem man die Alten abschafft, aber viel­
leicht sozialverträglich human aus­
grenzt, auf Sparflamme spartanisch ver­
sorgt und aus dem Blickfeld der Lei­
stungserbringer entsorgt. In Nobelher­
bergen wurde mit Behinderten ja schon 
so verfahren. . .. 

Und die Moral für die SPD? G. ;v,j~ 
heugen ließ uns durch den „Vor4J 
wissen, die Autorin sei gar nicht.itf_dff_ 
SPD. Da können wir ja aufatmen. Vi~I- · 
leicht war die „Alterslüge" am Ende nur 
,,subjektive Polemik" einer ambitionier­
ten, aber als Politikerin verhinderten 
Journalistin gegen ihre vermuteten Ver­
hinderer. Doch den Verfechtern einer 
Öffnung der SPD für dynamisch-prag-

. matische, unverbrauchte Kompetenz-
monopolisten sollte der Reinfall mit 
Frau Schüller zu denken geben. 

Quelle: Ferich/Frey: Handbuch der Geschichte 
der Sozialpolitik in Deutschland, Band 1, Mün-
chen. Wien 1993, S. 86 f., 106 

ten zu überzeugen, ehe er für ihn tätig 
wird. Kein Wahlvorstand aber darf sich . 1 

mit solchen Zweifeln plagen. Allerdings 
würde einem Altbundeskanzler oder -
präsidenten, · der sich aus mangelnder' 

2 Thomas Nipperdey: Deutsche Geschichte, 
Band 1, 2. Aufl. München 1991, S. 13 
Ebenda,S.350 3 

Gesetzeskenntnis ins Wahllokal verirrt, 4 
ganz schnell bedeutet, daß sein Verfalls­
datum überschritten sei. 

Prämissen teils richtig, 
Schlußfolgerungen falsch 

Das „schrille Aufjaulen", von Frau 
Schüller vorausgesagt, läßt auf sich war­
ten. Nur die politische Klasse war kurz 
aufgescheucht, vor allem der 
wahl(un)rechtlichen Überlegungen we­
gen. Die Presse brachte harsche bis spöt­
tische Kommentare; fürs Sommerloch 
war es noch zu früh. Den Stammtisch 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialord­
nung, Statistisches Taschenbuch 1992, Bonn 
1992, Tab. 2.4 und 2.5 

5 Anzahl der Renten und der Rentenausgaben "in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und Ange· 
stellten (ArV/AnV), Bundesministerium für Ar· 
bei! und Sozialordnung (Hrsg.): Übersicht über 
das Sozialrecht, Bonn 1994, S. 214 

6 Sigrid Skarpelis-Sperk: Erwerbsarbeit der Zu· 
kunft . Arbeit und Wirtschaft im demographi· 
sehen Wandel, in: Bedeutung des demographi· 
sehen Wandels, Gesprächskreis Arbeit und So· 
ziales Nr. 40, Forschungsinstitut der Friedrich· 
Ebert-Stiftung (Hrsg.), Bonn 1994, S. 7 
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Die Konflikte im ehemaligen Jugoslawien eskalieren fortlaufend. Kroatien hat sich mit seinem Angriffskrieg auf die Krajina 
als aktiver Kriegsteilnehmer zurückgemeldet. Mit dem Einsatz von Tornado-Kampfflugzeugen ist nun auch die Bundesrepublik 
militärisch involviert. Nach ü.ber 50 Jahren zieht Deutschland damit wieder in den Krieg. 

In der bundesdeutschen Offentlichkeit wird allgemein die Vorstellung verbreitet, bei dem deutschen Eingreifen handele sich 
um einen gerechten Krieg, bei dem die NATO lediglich bemüht sei, Menschenrechte und Humanität zu verteidigen. Nur ein 
hartes Durchgreifen ist angeblich in der Lage, den „ Verbrechern" ihr Handwerk zu legen. Daß bei dem Einsatz der deutschen 
Tornados der Deutsche Bundestag bewußt belogen wurde, löst keinen Sturm der Entrüstung aus. Weder war die Behauptung der 
Bundesregierung zutreffend, daß nur die BRD über Tornados verfügt, die in der Lage sind, gegnerische Luftabwehrablagen zu· 
zerstören, noch war jemals geplant, die Kampfeinsätze ausschließlich auf den Fall eines Rückzugs der UN-Truppen zu 
beschränken. 

Das Beharren auf Pazifismus und eine antimilitaristische Außenpolitik wird in der Öffentlichkeit gebrandmarkt. Damit 
würden nur faschistischen Kräften Vorschub geleistet. So gerechtfertigt die bel/izistische Position im ersten Moment auch zu sein 
scheint, so wenig beruht sie. auf eine objektiven Analyse der Lage und der Möglichkeiten, militärisch in diesen Konflikt einzu­
greifen. Wir wollen daher mit den nachfolgenden Artikeln einen Kontrapunkt in der Diskussion setzen. 

Zunächst kommt Peter Glotz mit einer Betrachtung der Politik Kroatiens unter Führung von Staatspräsident Tudjman zu 
Wort. Er hinterfragt die Doppelmoral der bundesdeutschen Debatte, weist auf die unrühmliche Verbindung zwischen Kroatien 
und Deutschland hin und gibt so eine Einblick in die tiefer liegenden Konfliktdimensionen. Die in einem Expertengespräch auf 
Initiative von de~ Mitherausgeber der spw, Horst Peter, in Kassel diskutierten Thesen verweisen auf die tragische Rolle, die die 
auswärtigen Mächte in dem Konflikt einnehmen. Gleichzeitig wird versucht, mögliche Ansatzpunkte für eine Konfliktlösung 
aufzuzeigen. Abschließend veröffentlichen wir eine Beitrag von W. W.Schütz, der sich unter Bezug auf deutsche Kontinuitäten in 
der Außen- und Militärpolitik grundsätzlich mit der Frage befaßt, inwieweit im Atomzeitalter Krieg wieder ein Mittel der Politik 
sein kann. . Die spw-Redaktion 

Herrn Tudjmans Verbrechen 
Über doppelte Maßstäbe deutscher Politik am Balkan 

Sind Vertriebene eigentlich Vertrie­
bene? Ermordete Ermordete? Ver­
gewaltigte Frauen vergewaltigte 

Frauen? Oder zählt es weniger, wenn die 
Vertriebenen, Ermordeten und Verge­
waltigten "nur" Serben sind? Diese Fra­
ge muß sich stellen, wer die Berichte der 
meisten deutschen Zeitungen über Fran­
jo Tudjmans Angriffskrieg in der Kraji­
na liest. Der Tenor der Meldungen wie 
der Kommentare konzediert dem kroati­
schen Caudillo ausgesprochen oder un­
ausgesprochen das Recht, Knin in Schutt 
und Asche zu legen; denn die Krajina ist 
ja "seins", eben "Kroatien", durch eine 
"serbische Aggression" dem legitimen 
Besitzer entrissen. Ist es da wenn nicht 
recht und billig, so doch zumindest ver­
ständlich, wenn die Kroaten sichmitGe­
waltholen, was ihnen zusteht? 

Daß man die Sache auch anders sehen 
kann, bewies die ''Neue Zürcher Zei­

.. tung". Als Tudjman - inzwischen in eine 
. weiße Marschallsuniform gekleidet, die 

. ·• · . Gutwillige an Tito, Böswillige an Her-

. :- .. .. ,_. mann _Göring erinnert - seine Truppen an 
iler Grenze der international nicht aner­
·kannten "Serl>ischen Republik Krajina" 

:t .. ;.:,~~j. ~ M~B, ~.e.f Artikel.Ist ein Nach­
~:;':''."'• ...... ~~=vorn·11·.08:1995. Witdan­

•,i•;;,., ., . , ~, 

aufmarschieren ließ, rückte sie ( am 31. 
Juli) einen Kasten mit dem Titel "Das 
Krajinaproblem als Wurzel des Kriegs" 
ins Blatt. Dort konnte man dann lesen, 
was deutsche überregionale Zeitungen 
alles verdrängt haben, nämlich: "Durch 
die Unabhängigkeitserklärung Kroatiens 
vom Sommer 1991 und die Schaffung 
des kroatischen Nationalstaats wurden 
die kroatischen Serben - nicht nur ihrem 
Empfinden, sondern auch nach dem Ver­
fassungsbuchstaben - vom staatstragen­
den Volk zur Minderheitsbevölkerung 
zurückgestuft; sie waren nun plötzlich 

, Bürger zweiter Klasse. (Erst auf auslän­
dischen Druck hin wurden in einem Ver­
fassungsgesetz Sonderrechte des Min­
derheitsvolks nach dem Südtiroler Mo­
dell festgeschrieben; aber da war der 
Krieg schon im Gange, und das Gesetz 
soll erst nach dessen Beendigung in 
Kraft treten.) In einem Gebiet, wo der 
Terror des faschistischen Ustascha­
Staats noch in ziemlich frischer Erinne­
rung ist, mußte das forsche Auftreten des 
kroatischen Nationalismus heftige Reak­
tionen wecken." 

Die vielen Verbrechen der serbischen 
Soldateska seit der Bombardierung von 
Vukovl!f sind durch nichts zu rechtferti­
gen. Unbestreitbar aber ist Die erste Ag-

von Peter Glotz* 

gression war die Sezession. Die serbi­
sche Bevölkerungsmehrheit in der Kraji­
na hat Tudjmans Staatsgründung nie ak­
zeptiert. Das läßt sich auch durch juristi­
sche Haarspaltereien nicht aus der Welt 
schaffen. Schon richtig, daß die jugo'sla­
wische Verfassung ein "Recht auf Loslö­
sung'' festlegte. Eine solche Loslösung 
kann aber nur dann friedlich verlaufen, 
wenn sie mit den Betroffenen verhandelt 
wird. Norwegen trennte sich 1905 von 
Schweden ohne einen Schuß; aber eben 
durch langwierige Gespräche. Wer 
konnte sich einbilden, daß sich die durch 
die Massenmorde der Ustascha-Diktatur 
geschockten Serben friedlich in einen 
kroatischen Nationalstaat unter dem 
Chauvinisten Franjo Tudjman einglie. 
dem würden? 

Kriegsherren 
und Wahnideen 

Denn ein Chauvinist ist Tudjman . 
Selbst sein früherer Kampfgefährte (und 
heutiger Konkurrent) Stjepan Mesic sagt 
über ihn: "Er ist ein Diktator, der alles 
im Land allein entscheidet: vom Fern­
sehprogramm über die Kultur bis zur 
Frage, welche Kappen unsere·Polizisten 
tragen. Das Parlament ist paralysiert." 
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Vor allem aber ist Tudjman der Urheber 
der kroatischen Auschwitzlüge. Seit 
1981 versuchte er, die Zahl der im Usta-

. scha-Todeslager Jasenovac getöteten 
Serben auf ein Zehntel der bisherigen 
Einschätzungen, also von 600 000 auf 
60 000, zu korrigieren. Zur ersten gro­
ßen Konferenz seiner Partei HDZ lud er 
100 emigrierte Kriegsverbrecher aus der 
Ustascha-Zeit ein. Nach Mile Budak, 
Erziehungsminister unter dem Massen­
mörder Ante Pavelic, ließ er - laut "De­
fense And Foreign Affairs Handbook" -
eine Schule benennen. Wie konnte die 
vielzitierte "internationale Gemein­
schaft'' glauben, daß sie durch interna­
tionale Anerkennung eines Tudjman­
Staats die serbische Minderheit Kroati­
ens - alles ·in allem ein Sechstel der Be­
völkerung - hätte beruhigen können? 
Nur eine international garantierte Auto­
nomie für die kroatischen Serben hätte 
Krieg verhindern können. Daß man 
Tudjman diese Autonomie nicht aufer­
legte, ist die erste "Wurzel des Kriegs" 
im früheren Jugoslawien. 

Kein Zweifel: Es gibt keinerlei 
Grund, Slobodan Milosevic oder Alija 
Izetbegovic mehr zu trauen als Franjo 
Tudjman. Milosevic ist ein halsbreche­
risch populistischer Machttechnokrat; in 
den nächsten Wochen könnte sich zei­
gen, daß die nationalistischen Geister, 
die er rief, ihn zum Teufel jagen. Er 
könnte sich aber, wenn er die Armee 
hinter sich hält, auch mit Tudjman eini­
gen; dann auf Kosten der Muslime. 

Izetbegovic wiederum hat seine 
Machtzwar gerade einmal wieder stabili­
siert. Seine Idee eines islamischen Staats 
auf europäischem Boden aber wird nur 
mit viel Blut durchzusetzen sein. Das un­
beschreibhche Leid der vertriebenen, ge­
marterten oder totgeschlagenen Zivilbe­
völkerung auf dem Balkan, das eine in­
ternationale Resolutions-Schickeria in 
seltsamer "Aufsehermentalität" (Hans 
Magnus Enzensberger) Helmut Kohl, 
John Major oder Franyois Mitterrand 
aufs Gewissen laden möchte, ist von die­
sen kleinen Kriegsherren, ihren Wahn­
ideen oder ihrem Opportunismus, ver­
schuldet. "DerWesten"-wennesihn denn 
gäbe-hätte gut daran getan, sich von die­
sen ethnopathetischen Hysterikern nicht 
gegeneinander ausspielen zu lassen. 

Wurzeln der „kroatischen 
Option" 

Genau dies aber ist geschehen; und 
hier liegt auch die deutsche Schuld. Der 

Regierung Kohl ist nicht vorzuwerfen, 
daß sie sich mit militärischem Engage­
ment auf dem Balkan zurückhält. Alles 
andere wäre ein Hasardspiel. Der Fehler 
dieser Regierung liegt in einer durch 
keinerlei objektive Interessen eriwunge­
nen "kroatischen Option", die eine ge­
meinsame Politik mit England und 
Frankreich unmöglich gemacht hat. Die­
se Liaison hat offensichtlich tiefreichen­
de und alte Wurzeln: 
• Die Kontakte des Bundesnachrich­
tendienstes mit kroatischen Nationali­
sten im dortigen Geheimdienst und der 
kroatischen Emigration reichen offenbar 

Jahrzehnte zurück. Der Friedensforscher 
Erich Schµüdt-Eenboom hat diese Be­
ziehungen im Frühjahr in seinem Buch 
"Der Schattenkrieger Klaus Kinkel und 
der BND" akribisch nachgewiesen. Von 
irgendwelchen rechtlichen Schritten der 
Bundesregierung gegen seine Belege ist 
nichts bekannt. 
• Immer klarer wird, daß die Mehrzahl 
der von Kroatien importierten Rüstungs­
güter deutschen Ursprungs sind. Die 
meisten Waffen für Kroatien stammen 
nach detaillierten Angaben des "Bulletin 
of the Atomic Scientists" aus ostdeut­
schen Depots. Wie wären sie ohne ge­
heimdienstliche Unterstützung unter den 
Bedingungen eines UN-Embargos dort­
hin gelangt? 
• Die spektakulärste Förderung des' 
kroatischen Nationalismus leistete sich 
die deutsche Politik 1991 durch das 
Drängen auf eine ·verfrühte Anerken-: 
nung eines kroatischen Nationalstaats. 

Mag sein, daß Jugoslawienals Vielvöl­
kerstaat auf die Dauer nicht zusammen­
zuhalten war. Daß man Tudjmans Staat 
(und kurz darauf Bosnien) international 
sanktionierte, ohne den Minderheiten 
Autonomie zu garantieren, War der 
wichtigste Grund für das Hin- und Her­
morden seit 199 l. 
• Und jetzt, bei Tudjmans "Operation 
Gewittersturm", verhinderten die Deut­
schen, Schulter an Schulter mit denen 
zwischen Gingrich und Clinton hin und 
her taumelnden Amerikanern, eine Ver­
urteilung des kroatischen Angriffs im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. 

Wen darf es wundern, wenn in England 
und Frankreich erneut tiefe Zweifel an 
der europäischen Verläßlichkeit der 
Deutschen auftauchen? 

Die Debatte um die Kriege in der 
Krajina, in Bosnien (und demnächst 
vielleicht im Süden, im Kosovo o~er 
Mazedonien) reicht in ihrer Bedeutung 
weit über den Balkan hinaus. Die 
scheinheilige Klage über das "Versa­
gen" des Westens in Jugoslawien zielt 
auf die intemationalen Organisationen. 
Was bleibt übr.ig, wenn man UN, Nato 
und Europäische Union als unfähig ent­
larvt hat? Der Nationalstaat. Karl Feld­
meyer von Deutschlands wirksamster 
Zeitung, der "Frankfurter Allgemeinen", 
hat die Katze aus dem Sack gelassen: 
"Die Forderung nach einer gemeinsa­
men europäischen Außenpolitik verliert 
an Realitätsgehalt." Quod erat demon­
strandum. 
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Militärintervention als Ausdruck 
strategischer Hilflosigkeit 

Mitte August hat in Kassel unter Beteili­
gung des ehemaligen Botschafters in Ju­
goslawien, HÜrst Grabert, ein Experten­
gespräch über die Entwicklung im Bai-

. kankonflikt mit Kasseler Vertretern der 
SPD, des DGB und des dortigen Frie­
densforums stattgefunden. Nachfolgend 
sind - leicht überarbeitete - Thesen do­
kumentiert, die im Mittelpunkt der dorti­
gen Diskussion standen. Die Thesen ver­
suche'n, Auswege aus der gegenwärtigen. 
Sackgasse, in die sich die westliche Poli­
tik hineinbegeben hat, aufzuzeigen. Sie 
beanspruchen nicht, ein umfassendes 
Alternativkonzept zur Lösung der Kon­
flikte irri ehemaligen Jugoslawien zu 
sein. 

1 Eine Grundvoraussetzung für 
eine erfolgreiche Konfliktlösung 

• im ehemaligen Jugoslawien besteht 
darin, den Krieg in Bosnien nicht länger 
als singulären Konflikt zu betrachten. 
sondern ihn in seiner Verwobenheit mit 
den gesamten Auseinandersetzungen im 
ehemaligen Jugoslawien wie auch mit 
der europäischen Neuordnung nach 
1989 zu begreifen. Dennoch entspricht 
die singuläre Betrachtungsweise der 
konservativen Regierungsstrategie und 
prägt maßgeblich das durch eine einsei­
tige Medienberichterstattung beeinfluß­
te öffentliche Bewußtsein. Die Beto­
nung der Singularität dient der Regie­
rung zudem als Vorwand, um ihre eige­
ne, fehlgeschlagene Politik nicht kritisch 
hinterfragen zu müssen. In ähnlicher 
Weise verfährt die SPD und jüngst auch 
Joschka Fischer. 

2. Die konservative Sichtweise hat 
bis in die Friedensbewegudg hinein Ver­
breitung gefunden. Auch hier häufen 
sich die Stimmen, die aus ethischen und 
moralischen Erwägungen militärische 
Interventionen der NATO in Bosnien 

-··-·-·oo~örieo:·nem ist entgegenzuhalten: 
. ;z·,,--Krieg·mit Moral zu rechtfertigen und 

·: : t-fenscheor~hte mit Gewalt durchset-
. ,, I•. ,. . 

Thesen zum Balkan-Konflikt 

zen zu wollen, sind Ausdruck der eige­
nen strategischen Hilflosigkeit. 

Völkerrechtliche 
Anerkennung als 

strategische Fehlent­
scheidung 

3. Im Umgehen mit der Balkankrise 
zeigt sich zugleich eine gewandelte Poli­
tik des Nordens. Krieg wird wieder als 
geeignetes Mittel der Politik angesehen, 
Feindbilder werden neu entwickelt. Vor 
diesem Hintergrund ist es befremdlich, 
daß die SPD laut Wahlkampfaussage 
mit den Grundzügen der Außenpolitik 
der Bundesregierung übereinstimmt. Es 
droht eine "Außenpolitik der Opposition 
an der Nabelschnur des Auswärtigen 
Amtes''. 

4. Gegenwärtig zeigt sich die offizi­
elle Politik unfähig, den durch falsche 
Grundentscheidungen in Gang gesetzten 
Eskalationsmechanismus zu durchbre­
chen und eine Richtungsänderung vor­
zunehmen. Die folgenreichste Fehlent­
scheidung auswärtiger Mächte war die 
von Kohl und Genscher zu verantwor­
tende Strategie, als Reaktion auf die 
Konflikte im ehemaligen Jugoslawien, 
unter Bezug auf das Selbstbestimmungs­
recht die Auflösung der SFRJ und die 
Teilung des Staatsgebietes zu betreiben. 
Die Anerkennung einzelner Nachfoige­
staaten des ehemaligen Jugoslawien 
stellt einen entscheidenden Schritt zur 
Eskalation des Konfliktes dar. 

5. Zur Durchsetzung dieser Position 
nahm es die Bundesregierung zugleich 
in Kauf, die Europäische Union und 
wichtige europäische Partner zu brüs­
kieren und die rhetorisch immer wieder 
betonten Integrationsabsichten mit dem 
Ziel einer "Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik" zu konterkarieren. 
Die EU hielt damals lediglich Slowenien 
und Mazedonien für anerkennenswert. 
Im Falle Kroatien wollte sie eine Aner­
kennung wegen der ungeklärten Min­
derheitenfrage in Bezug auf die Serben 
in der Krajina verweigern'. Im Falle Bo-

von Horst Peter und Joachim Schuster* 

niens wurde bemängelt, daß über die 
Frage der Selbständigkeit keine Volks­
abstimmung duchgeführt worden war. 
In diesem Zusammenhang ist bedeut­
sam, daß 'Restjugoslawien' zwar der Se­
zession Sloweniens, aber wegen der un­
geklärten Minderheitenfrage nicht der 
Kroatiens zugestimmt hatte. Die 
schließliche Anerkennung diente zu­
gleich auch der Umgehung völkerrecht­
licher Gepflogenheiten. Da es völker­
rechtlich nicht üblich ist, in einem lau­
fenden kriegerischen Sezessionsprozeß 
für den sich sezessionierenden Teil Par­
tei zu ergreifen, wurde in der politischen 
Fiktion der Auflösung der SFIU Zu­
flucht gesucht. 

Verhängnisvolle Rolle 
der auswärtigen Mächte 

6. Die derartige Internationalisie­
rung des Konfliktes hatte nicht nur zur 
Folge, daß neue Völkerrechtssubjekte 
entstanden sind. Vielmehr war damit 
auch die Prämisse in der Außenpolitik 
verbunden, Kroation in der Rolle des 
Opfers und Serbien in der des Agressors 
zu betrachten. Dies wird an der still­
schweigenden Duldung der Verletzung 
zweier zum Schutz serbischer Bevölke­
rungsteile eingerichteter UN-Schutzzo­
nen in Kroatien - Westslawonien und · 
Krajina - deutlich. Konsequenterweise 
verhinderte Deutschland an der Seite der 
USA eine Verurteilung Kroatiens im 
Weltsicherheitsrat, die angesichts des 
damit verbundenen Bruchs des Völker­
rechtes angemessen gewesen wäre. 

7. Trotz der ethnischen Vertreibun­
gen ist der Konflikt im ehemaligen 
Jugoslawien kein ethnischer Krieg. 
Nationalistische und religiöse Aspekte 
werden jedoch. von allen Seiten instru­
mentalisiert. Es geht um Machterhalt 
bzw. Machterwerb unterschiedlicher 
Kräfte, die durchaus auch ökonomisch 
fundiert sind, sowie um konkurrierende 
Ordnungsvorstellungen auswärtiger 
Mächte. 

8. Die Motive der auswärtigen 
~fächle für ihr Handeln im Balkankon-
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flikt sind maßgeblich von raumfremden 
Interessen geprägt, die eine Konfliktlö­
sung behindern. Deutschland ist in dem 
verhängnisvollen Fehler seiner Aner­
kennungsstrategie verhaftet. Der Be­
schluß des US-Kongresses zur Aufue­
bung des Waffenembargos für Bosnien 
unter Berufung auf das Recht auf Selbst­
verteidigung deutet auf den fortschrei­
tenden Isolationismus in der US-Außen~ 
politik hin. Die USA ist nur noch bereit, 
sich umfassend zu engagieren, wenn 
fundamentale amerikanische Interessen 
berührt sind. Rußland ist bestrebt, als 
Garantiemacht auf dem Balkan eine 
Chance zu erhalten, an den "Tisch der 
Großen" zurückzukehren. Die Türkei 
hegt Ambitionen, auch als Ordnungs­
macht in Südostt-Europa .zu fungieren. 

Perspektiven 
9. Bei einer Fortschreibung des ge­

genwärtigen politischen Umganges mit 
dem Balkankonflikt steht folgendes Sze­
nario zu befürchten: 
• Die Lenkung der Flüchtlingsströme 
aus der Krajina in das Kosovo führt zu 
einer weiteren ethnisch begründeten 
Konflikteskalation. 
• Die immer mehr belegbare Vermu­
tung, daß Milosovic und Tudjman 1992 
in Graz eine Geheiffivereinbarung über 
die Aufteilung Bosniens entlang der 
"Serviettenlinie Tudjmans" getroffen 
haben, läßt weitere Bevölkerungsum­
siedlungen erwarten. Dies wird auch 
durch die neuen Verteilungspläne der 
USA untermauert. 
• Bis zum Frühjahr 1996 dürfte wahr­
scheinlich ein Abzug der UN-Blauhel­
me erfolgen, wodurch der Krieg weiter 
eskalieren dürfte. 
• Am Ende könnte schließlich aus ei­
nem Waffenstillstandsabkommen eine 
Lösung entstehen, in der sich Kroatien 
und eiri föderatives Serbien das Staats­
gebiet von Bosnien-Herzegowina auftei­
len. · 
• Setzen sich zudem Überlegungen 
durch, Kroatien und Slowenien mit der 
EU zu assoziieren, wird es in Europa 
eine neue Trennlinie geben. Die nicht 
assoziierten Staaten des Balkans würden 
dabei politisch und ökonomisch auf · 
Dauer abgehängt. 

10. Eine notwendige Richtungsände­
rung könnte - nach einem Vorschlag von 
Horst Grabert - dagegen folgende Ziel­
bestimmung beinhalten: 
• Die Grenzen der Nachfolgestaaten 
der SFIU werden bestätigt und garantiert. 

• Wo ethnische Minderheiten Mehr­
heiten bilden, sind innerhalb der Staaten 
Autonomiegebiete einzurichten. 
• Alle Sanktionen werden aufgehoben. 
• Für Bosnien-Herzegowina wird eine 
Föderation aller Volksgruppen gebildet, 
wobei zum alten bosnischen Prinzip der 
Übereinstimmung zurückgekehrt wird. 
Die jetzigen Kampfuandlungen werden 
als Bürgerkrieg betrachtet, bei dem nach 
der UN-Charta keine Einmischung er­
folgt. Zur Sicherung der Substanz des 
Staates werden -in Bosnien das Gebiet 
Sarajewo unter UN-Verwaltung, in der 
Herzegowina das Gebiet Mostar unter 
EU-Verwaltung gestellt. Die Dauer die­
ser Verwaltung ist zu vereinbaren. Mili­
tärische Verbände der Streitparteien sind 
dort nicht zugelassen. 
• Das Waffenembargo bleibt bestehen 
und wird durchgesetzt. 
• Für den wirtschaftlichen Wiederauf­
bau und zur Förderung der wirtschaftli­
chen und politischen Entwicklung wird 
analog den Grundgedanken der Römi-

AUSSENPOLITIK 

sehen Verträge von 1957 eine Süd-Ost­
EG in Aussicht genommen. Mitglieder 
einer solchen Süd-Ost-EG sollten die 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugo­
slawien sowie die Anrainerstaaten Alba­
nien, Bulgarien, Rumänien und Ungarn 
sein. Die EU müßte die Süd-Ost-EG als 
Ganzes assoziieren. In einem solchen 
Assoziierungsabkommen müßte zu­
gleish die Aufbau- und Entwicklungs­
hilfe der EU festgelegt werden. 
• Die Staaten der neuen Wirtschaftsge­
meinschaft erkennen sich gegenseitig an 
und fordern die aus ihren Herkunftsge­
bieten Vertriebenen zur Rückkehr auf . 
• Auf dieser Basis wäre eine neues, 
realistisches UN-Mandat zu entwickeln. 
Ein solches Mandat käme nach der 
Überwindung der akuten Krise, die wohl 
vorübergehend eine Verstärkung der 
Blauheimtruppen erfordert, mit einer ge­
ringeren Zahl von Blauhelmen aus. Das 
zivile UN-Personal müßte im Laufe der 

'Zeit verstärkt werden. 
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Irrungen und Verwirrungen 
deutscher Außenpolitik 

M dem Ende des 20. Jalu:hun­
erts reiht sich Rückschlag an 
ückschlag deutscher Außen­

politik. So der gescheiterte Somalia-Ein­
satz der Bundeswehr, so das ,Fiasko auf 
dem Balkan. Fragt sich, ob in der Beja­
hung der neuen Europapolitik eine Jahr­
hundertleistung knospt. Diese Europa­
politik erwächst in einer Geschichtspha­
se, die weit über den Europa-Standpunkt 
hinausragt. In Wirklichkeit bedarf es ei­
ner Globalpolitik. Oder verdrängen wir 
selbst die in der deutschen Zeitentwick­
lung erfahrbare Erdausdehnung, die im 
20. Jahrhundert massiv geworden ist? 

Bereits im Sprachlichen: Werden die 
beiden kriegerischen Auseinanderset­
zungen von 1914/18 und 1939/45 nicht 
als „Weltkriege" gekennzeichnet? Wa­
ren sie es denn nicht? Haben weltweit 
sich ausdehnende Supergebilde nicht die 
Entscheidungen gegen Deutschland er­
zwungen? Ist somit der kämpferische 
Versuch, eine deutsche Großmachtstel­
lung zu erringen, in zwei Anläufen nie­
dergekämpft worden? Es bedarf schon 
eines bedrückenden Mangels an Ein­
sicht, wenn die Erdausdehnung dieser 
Zurückstufung verkannt oder verschlei­
ert wird. 

Dieses bedeutet freilich nicht, daß 
dies nicht geschieht. Und zwar aus ei­
nem gewichtigen Grund. Weder einzel­
nen Historikern, noch Politikern gelingt 
es, die globale Reichweite dieser gebro­
chenen Stufenrangordnung bewußt zu 
machen. Zu nahe, zu griffbereit lockt der 
Machtgedanke. Zu empfindlich ist das 
Großmachtstreben im Bürgertum ver­
wurzelt. Zu beharrlich hat die rechtsbür-

gediehe Wählerschicht die pausenlose 
Fortsetzung des Schrumpfungsprozesses 
vom 19. bis ans Ende des 20. Jahrhun­
derts mit Erneuerungen ihrer Machtge­
lüste überstimmt. Oder hätte es nach der 
„Reichsgründung" Bismarcks 1870/71 
eine geschichtsmächtige Wiederherstel­
lung des Höhenweges zwischen Berlin 
und Wien gegeben? Wäre das noch im­
mer intakte Bürgertum nach dem Ver­
lust des 1. Weltkrieges 1918 bereit ge­
wesen, die Weimarer Republik zu festi­
gen? Wurden im nachfolgenden Jahr­
zehnt die menschlichen und geistigen 
Werte gegen den Nationalsozialismus 
verteidigt? Entpuppte sich nicht an­
schließend nach 1945 die nach Westen 
neigende Bundesrepublik in immer 
deutlicher werdender Hegemonialbe­
reitschaft als Restaurator vorheriger 
Bürgerphantasien? 

Personelle und 
inhaltliche Kontinuitäten 
Erwähnen wir als Beispiel den Ent­

scheid Von Konrad Adenauer, Globke 
„zur Schlüsselperson für den Aufbau des 
Bonner Staatsapparats zu machen" 
(Hans Peter Schwarz), obgleich dieser 
im Reichsinnenministerium an dem 
Kommentar zu den Nürnberger Rasse­
Gesetzen mitgewirkt hatte. Anschlie­
ßend übernahm er einen weiteren Mann 
mit Vergangenheit in sein Kabinett, 
nämlich Theodor Oberländer, ehemali­
ger SA-Hauptsturmführer und Gauamts­
leiter der NSDAP. Wobei nicht allein 
diese Dokumentation einer ungebroche­
nen Fortsetzung, sondern die eben von 
Staatssekretär Globke veranlaßte unver­
änderte Erhaltung des Staatsapparats die 
instrumentelle Weiterführung deutscher 
Außenpolitik garantierte. Es mutet dem­
zufolge als geschichtslogisch an, wenn 
auch das Aktionsbild wie mehrere Male 
zuvor Merkmale einer Großmachtphan­
tasie enthält. Nur daß diese sich von 
vornherein dieses Mal nicht national 
oder gar nationalistisch, sondern europä­
isch, also kontinental einkleidete. 
- Dieser darin sichtbar werden Euro­

päik Wird eine daraus entstandene innere 

von Wilhelm Wolfgang Schütz * 

Gesetzmäßigkeit zwar auch weiterhin 
entsprechen, aber unter diesem Mantel 
bleiben nationale Strukturen und Dispo­
sitionen bestimmend. 

Das heißt, ob nun nationalistisch 
oder kontinental orientiert, werden die 
europäischen Staaten sich nach klassi­
schen Modellen einander zuordnen. Ob 
gewollt oder nicht bilden die inzwiscl)en 
territorial verringerten Deutschen nach 
wie vor eine starke Einheit. So wirkt sich 
die Struktur der deutschen Innenpolitik 
auf deutsche Außenpolitik aus. Der im 
Volk herrschende Geist färbt ab. Dieses 
gilt insbesondere im Zeitalter der Medi­
enkultur. Alle öffentlichen Meinungen 
wissen sozusagen von Tag zu Tag Er­
hebliches nicht nur über sich selbst, son­
dern auch von anderen Völkern und 
Staaten. Insofern wurde der deutschen 
Außenpolitik durch den Neo-Nazismus 
heftiger Schaden zugefügt. Die Nachwe, 
hen des mörderischen Regimes sind aber 
von denen verursacht worden, die fort­
fuhren, wo die damalige Regierung zu­
sammengebrochen war. Was daher kei­
neswegs vertretbar ist, das ist der Ver­
such, die Urheber des Neo-Nazismus bei 
der jungen Generation zu orten. Sache 
der jetzigen Regierungen wäre es, tiefer 
zu greifen und weiter zu sehen. 

Vor allem ist es Aufgabe der deut­
schen Außenpolitik, die Wahrheit über 
das militärische Denken ins Licht zu 
rücken. Dazu gehört die Rückbesinnung 
auf die unverfälschte Gültigkeit der 
grundlegenden Schriften von Clause­
witz. Hier wird erkennbar, daß der Krieg 
ein Instrument der Politik ist, und nicht -
was die militante Reaktion vertritt - der 
Krieg das eigentlich Zentrale. ,.Der 
Krieg nur ein Teil des politischen Ver­
kehrs, also durchaus nichts Selbständi­
ges." Clausewitz folgert: ,.Der Krieg ist 
nichts als eine Fortsetzung des politi­
schen Verkehrs mit Einmischung ande­
rer Mittel... Um damit zugleich zu be­
haupten, daß dieser politische Verkehr 
selbst nicht aufhört, nicht in etwas ganz 
anderes verwandelt wird, sondern daß er 
in seinem Wesen fortbesteht, wie auch 
die Mittel gestaltet sein mögen, deren er 
sich bedient, und daß die Hauptlinien, an 
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welchen die kriegerischen Ereignisse 
fortlaufen, und an welche sie gebunden 
sind, nur seine Lineamente, die sich zwi­
schen den Krieg durch bis zum Frieden 
fortziehen." 

Menschlichkeit 
und Frieden 

Clausewitz geht sogar noch emen 
Schritt weiter. Er nennt nicht nur den 
Frieden. Er hebt die Menschlichkeit her­
vor. Ziehen wir die Erfahrungen unseres 
Zeitalters heran, .dann wird mehr als 
deutlich, daß dieses politische Ziel wie­
der einmal ins Ungewisse rückt, weil die 
politisch Handelnden sich dessen nicht 
gewissenhaft genug bewußt sind. Oder 
wäre erkennbar, welches politische Ziel 
bei dem Einsatz deutscher Truppen in 
Somalia vorausgesetzt wurde? Herrscht 
Klarheit, welche Gestaltung Jugoslawi­
ens den politisch Verantwortlichen vor­
schwebte, als sie militärisches Eingrei­
fen vorbereiteten? Läßt sich Handeln in 
einem Bündnisrahmen verantworten, 
wenn nicht Wesen und Sinn der Bünd­
nis-Strategie vorliegt? Sich als Bündnis­
partner betätigen, nun gut. Wären dieses 
jene ,,Lineamente", die Clausewitz vor­
aussetzt? Oder wären es Durchgangs­
Stadien, vorwiegend um die eigenen 
Streitkräfte zu begründen und letzten 
Endes zu beschäftigen, ohne als eigen­
ständiger Militant hervorzutreten? 

Hier zeichnen sich traditionsbezoge­
ne Motive auf, die nicht allein in 
Deutschland selbst an der Jahrhundert­
wende noch immer wirksam sind. Hier 
wirkt auch das Prinzip des Gleichge­
wichts, das sich jetzt erneut fortsetzt. Bei 
aller Berücksichtigung freundnachbarli­
cher Verbrüderung flackert in östlicher 
Richtung imperiale Absicht mit herein. 
Waren die Kroaten nicht Bündnispartner 
früherer Epochen? Schwappte dem da­
maligen deutschen Außenminister Gen­
scher nicht solche Erinnerung nach, als 
er hastig die Eigenstaatlichkeit für Za­
greb verfügte, die an die Rolle Kroatiens 
zunächst im Habsburger, am Ende im 
Hitler-Imperium nachdenken ließ? Zu 
den Bauelementen der Zukunftsgestal­
tung gehört jedenfalls das nach wie vor 
weiterwirkende Strukturgebilde, das in 
der Vergangenheit stand. 

Inzwischen ist allerdings ein ent­
scheidender Faktor des neuen Jahrhun­
derts hinzugekommen. Es ist die totale 
nukleare Vernichtungsgewalt, die seit 

:.=.::::.::._ .. 1945 zu einem Mittel der Politik gewor­
den ist. Mit den Atom-Bomben auf 

Hiroshima und Nagasaki beginnt ein 
Zeitalter, in dem das Ende menschlicher 
Kultur vorstellbar geworden ist. Daß 
Deutschland als Besiegter seinen ständi­
gen Verzicht besiegeln mußte, bleibt 
zwar ein Element deutscher Außenpoli­
tik, das nach menschlichem Ermessen 
unantastbar, sogar unüberwindbar blei­
ben muß. Daß dieses Tabu aber nicht un­
berührbar geworden ist, das läßt sich be­
wußt machen. Die Unklarheiten, die 
dem inzwischen notorisch gewordenen 
Schwarzhandel mit Nuklearmaterial an­
haften! Lauert hier nicht der Versuch, 
sich solcher Nuklear-Instrumente zu be­
mächtigen? Rumort es nicht in Frank­
reichs Nukleardenken, seit Präsident 
Chirac seine Amtszeit mit solchen Expe­
rimenten beginnt? Bewegt sich das 
westliche Bündnis am Rande dieser To­
talzerstörungsgewalt, wenn man ge­
meinsame Aktionen vorsieht? 

Läßt sich Handeln in ei­
nem Bündnisrahmen 
verantworten, wenn 
nicht Wesen und Sinn 
der Bündnis-Strategie 
vorliegt? 

Gewiß, die Nuklearmanöver des 
Chirac enthalten auch und gerade inner­
europäische Gewichtselemente. Wird 
nicht auch auf östlicher Seite an einem 
Nuklear-Gleichgewicht gegenüber der 
amerikanischen, seither aber auch der 
chinesischen Supermacht festgehalten? 
Also Total-Instrumente hier wie dort. Im 
Laufe der vierziger Jahre beschäftigten 
sich viele führende Physiker mit der 
Entwicklung einer nuklearen Totalwaf­
fe. Auf deutscher Seite geriet diese Be­
rufselite in den gleichen Sog. Der über­
ragende Mann war Heisenberg in Göt­
tingen. Auch Otto Hahn schloß sich an. 
Carl Friedrich von Weizsäcker rückte in 
den Kreis jener, die zugunsten der 
Wehrmacht zum Bau bereit gewesen 
wären. Und zwar im Gegensatz zu Hei­
senberg, dessen „Stellung zum National' 
sozialismus noch schärfer negativ" war 
als seine, wie er am 3. August 1995 
schrieb. Weizsäcker wähnte, sogar mit 
Hitler sprechen zu können, um eine an­
dere Politik zu machen. Ende 1941 wuß­
ten die deutschen Forscher jedoch, daß 
sie in einer überschaubaren Zeit die 
Bombe nicht mehr machen konnten. 
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Krieg nicht mehr 
anwendbar 

Quintessenz: Die Atombombe, später 
die Wasserstoffbombe, wurde anderswo 
gebaut. Eine wirksame Verteidigung da­
gegen ist nirgends und nie erreicht wor­
den. Für Deutschland besteht wie für alle 
europäischen Staaten keine Überlebens­
Chance _gegenüber einem Nuklearan­
griff. Somit bleibt nur die Überlebens­
chance, Wenn die Garantie der Vereinig­
ten Staaten erhalten bleibt. Eine zuver­
lässige, durch nichts zu beseitigende Si­
cherheitsgarantie ist unerläßlich. Was ein 
inzwischen ebenfalls zweitrangiger Staat 
wie Frankreich anbieten könnte, reicht 
nicht aus. 

Der Weiterentwicklung der Geschich­
te ist unausweichlich der Grundgedanke 
von Clausewitz ausgeliefert, und zwar 
insofern als daß „der Krieg als Teil des 
politischen Verkehrs" weder außen- noch 
innenpolitisch in äußerster Verwirkli­
chung noch anwendbar ist. Denn zu den 
von Clausewitz erkannten und analysier­
baren Bestandteilen des Krieges ist in­
zwischen das extremste Mittel der Total­
vernichtung hinzugekommen. Und zw~ 
eben nicht in der von Clausewitz fo~~ 
Herten „Polarität", sondern in der EXtfe~ 
mität absoluter Vernichtung von Angrei­
fer und Verteidiger. Die Unzulänglich­
keit der deutschen Außenpolitik ent­
stammt dem Mangel an dieser Grunder­
kenntnis.DieFragwürdigkeit dieser jüng­
sten Fehlbeurteilung hat menschliche 
Gründe. Wie ließe sich sonst die von An­
fang an beschlossene Tradition der Fort­
setzung des Armeegedankens nach 1945 
rechtfertigen? Wie könnte die jetzige Of­
fiziersschicht die Selbstvernichtung des 
Ehrbegriffs ertragen, die in dem zyni­
schen Schaukelspiel zwischen Militanz 
und Mörderhand werk der vorher gehen­
den Periode obwaltete? Nein, in der Ver­
wischung traditionsgeformter Militärbe­
reitschaft mit der für Deutschland erfor­
derlichen Unverzichtbarkeit auf Frie­
denserhalt liegt die neue Entschlossen­
heit zum Nicht-Krieg. Um mit Clause­
witz zu schließen: ,.Der Krieg ist ein In­
strument der Politik. Er muß notwendig 
ihren Charakter tragen, er muß mit ihrem 
Maßemessen". Also ist- was den Vertre­
tern der alten Schule zuwiderläuft - die 
Macht zum Nicht-Krieg zu gebrauchen. 

Die Absage an Staatsgewalt früherer 
Ordnung, eine unumstülpbare Friedens­
politik, eine Entscheidung gegen 
Kriegsgewalt, dieses sind die Vorausset­
zungen für die Bewahrung des Lebens. 
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